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„Keiner schiebt uns weg“ 

Reportage zur Aktion der Beschäftigten 
von Franklin Electric an der Frankfurter 
Börse. 
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Malen gegen Unmenschlichkeit 

Mit schönen Bilder gegen hässliche Ver¬ 
hältnisse, ist das möglich? Ein Gespräch 
mit der Malerin Bärbel Brede. 
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Thema der Woche 


25 Jahre „Mauerfall“ 

Der Bundespfarrer Gauck waltet seines 
Amtes und stellt sich an die Spitze der 
Anti-DDR-Propaganda. Das ist seine 
Aufgabe, dafür hat eine ganz große Ko¬ 
alition in der Bundesversammlung ihn in 
dieses Amt gewählt. In der vergangenen 
Woche ließ er verlauten, dass Menschen 
in seinem Alter sich schon ganz schön 
anstrengen müssten, um zu akzeptieren, 
dass der SED-Erbe Ramelow zum Minis¬ 
terpräsidenten gewählt werden könne. 


7 . November 2014 • Nr. 45 • 46. Jahrgang 


PVSt K 4956 D • Entgelt bezahlt • 2,80 € 


Seite 13 


Streikverbot durch die Hintertür AufTour 


Tarifeinheitsgesetz ganz im Dienste des Kapitals 



as Streikrecht bleibt unangetas¬ 
tet“ Mit diesen Worten präsen¬ 
tierte die SPD-Arbeitsministe- 
rin Nahles den Referentenentwurf für 
ein Tarifeinheitsgesetz der Öffentlich¬ 
keit. Mehrere Male noch betonte sie 
in der Pressekonferenz, dass es nicht 
darum gehe das im Grundgesetz ga¬ 
rantierte Streikrecht einzuschränken. 
Die wohlgewählten Formulierungen 
des Entwurfes versuchen diese In¬ 
tentionen zu unterstreichen. So sei es 
Ziel der Änderung des Tarifvertrags¬ 
gesetzes, „die Funktionsfähigkeit der 
Tarifautonomie durch die Auflösung 
von Tarifkollisionen zu sichern und 
damit den Koalitions- und Tarifplu¬ 
ralismus in geordnete Bahnen zu len¬ 
ken.“ 

Die aktuellen Tarifauseinander¬ 
setzungen bei der Lufthansa und 
der Deutschen Bahn beförderten 
die Bestrebungen der Bundesregie¬ 
rung dieses Gesetz jetzt vorzulegen. 
Die Berufsorganisationen der Pilo¬ 
ten und der Lokführer führen eine 
im Vergleich zu den DGB-Gewerk- 
schaften deutlich schärfere Ausein¬ 
andersetzung um die Durchsetzung 
ihrer Tarifforderungen. Die gerade¬ 
zu einheitliche Medienschelte auf die 
Tarifkämpfe fördert eine undifferen¬ 
zierte Antistreikhaltung und ruft da¬ 
mit vermeintlich zwangsläufig nach ei¬ 
ner staatlichen Regulierung. Das wird 
von der schwarz-roten Regierungsko¬ 
alition dankbar aufgegriffen. Es sei 
„Aufgabe der Tarifvertragsparteien, 
durch autonome Entscheidungen Ta¬ 
rifkollisionen zu vermeiden“, heißt es 
in der Begründung des Gesetzes. Die 
in einem Betrieb wirkenden Gewerk¬ 
schaften sollen ihre Zuständigkeiten 
künftig abstimmen und möglichst in 
einer Tarifgemeinschaft verhandeln. 
Erst wenn dies nicht möglich ist, greift 
die Gesetzesänderung als „Kollisions¬ 
regel“ und bestimmt, dass diejenige 
Gewerkschaft einen Tarifvertrag ab¬ 
schließen kann, welche die Mehrheit 
der Beschäftigten im Betrieb organi¬ 
siert. Damit wird der „Tarifvertrag der 
Minderheitsgewerkschaft verdrängt“. 
So demokratisch sich diese Regelung 


auch gibt, faktisch wird damit - in den 
aktuellen Auseinandersetzungen - 
den Berufsorganisationen das Streik¬ 
recht abgesprochen, da sie zwangs¬ 
läufig die Minderheit bilden. Künftig 
bilden sie eine Zwangsgemeinschaft - 
in der Regel mit den DGB-Gewerk¬ 
schaften. 

Der geplante Eingriff in das 
Streikrecht ist vor dem Hintergrund 
der in Deutschland geltenden restrik¬ 
tiven Arbeitskampfregelungen noch 
von größerer Brisanz. Die Durchset¬ 
zung eines Tarifvertrages ist faktisch 
die einzige Möglichkeit einen legalen 
Arbeitskampf durchzuführen. In den 
meisten anderen europäischen Län¬ 
dern ist eine derartige Einschrän¬ 
kung unvorstellbar, das Streikrecht 
ist nicht an die Durchsetzung von Ta¬ 
rifregelungen gebunden und selbst 
kleine Einheiten können die Arbeit 


niederlegen. Die „Lex Deutschland“ 
wird nun noch mehr eingeengt und 
ein weiterer Schritt in Richtung des 
Abbaus erkämpfter demokratischer 
Rechte vollzogen. Die Gewerkschaf¬ 
ten des DGB haben daher unabhän¬ 
gig von dem aktuellen Geschehen al¬ 
len Grund, einer weiteren staatlichen 
Reglementierung des Arbeitskampf¬ 
rechtes zu widersprechen. Es geht 
nur vorrangig um die Berufsorgani¬ 
sationen, deren Vorgehensweise aus 
unterschiedlichen Gründen zu kriti¬ 
sieren ist. 

Die eigentliche Intention des Ge¬ 
setzes deutet sich in anderen Formu¬ 
lierungen der Begründung an. Die 
Tarifautonomie hat nach Auffassung 
von Nahles eine Befriedungsfunktion, 
auf die das „öffentliche Interesse“ ins¬ 
besondere in Krisenzeiten angewie¬ 
sen sei. Schließlich hätte sich die Ta¬ 


rifpartnerschaft gerade hier bewährt. 
Wer sich die Politik der großen Ge¬ 
werkschaften zum Beginn der Welt¬ 
wirtschaftskrise in Erinnerung ruft, 
muss feststellen, dass die Abwälzung 
von Krisenlasten in den Unterneh¬ 
men ganz im Sinne der Wahrung des 
Betriebsfriedens, also „partnerschaft¬ 
lich“ geregelt wurde. Die Leidtragen¬ 
den waren die Stammbelegschaften - 
durch eine zahme Lohnpolitik - und 
die Leiharbeiter, die problemlos aus 
dem Betrieb entfernt werden konn¬ 
ten. Nahles 4 Bestreben ist es nach 
eigener Aussage des Entwurfes, den 
Aufwand für die Wirtschaft im Fal¬ 
le einer Tarifkollision zu verringern. 
Die SPD-Ministerin macht vor allem 
deutlich, dass ihr Blick sehr in die Zu¬ 
kunft gerichtet ist. Alles im Dienste 
des Kapitals! 

Rainer Perschewski 



Kai Degenhardt 



8. November 

„ Wölfe mitten im Mai“ - 
zusammen mit Rolf Becker 
Ouickborn, Artur-Grenz-Saal, 
20.00 Uhr 

22. November 

Horb,Theatersaal am Kloster, 
20.30 Uhr 


Lesen Sie auch Seite 12 


Esther Bejarano und 
Microphone Mafia 



8. November, Bocholt 
10. November, Lünen 
14. November, Aschersleben 
16. November, Bremen 

21. November, Wiesbaden 

22. November, Eckental/Erlangen 
27. November, Berlin 


Köln wehrt sich 

Über 3 000 bei Anti-Hooligan-Demo am 2. November 


Heftige Diskussionen in Köln. Seit der schändli¬ 
chen Zusammenrottung von Nazihooligans am 
Sonntag, dem 26. Oktober ist das Erschrecken 
groß. Helle Empörung. Ein Demonstrationsauf¬ 
ruf, der kurz entschlossen von der SDAJ Köln 
in den elektronischen Medien verbreitet wird, 
findet erstaunliche Resonanz. 

„Köln wehrt sich! Gemeinsam gegen Neona¬ 
zis, rechte Hooligans und Rassismus!“ Der kurze 
Text der SDAJ Köln formuliert am Ende: „Wir 
richten uns entschlossen gegen Neonazis, rechte 
Hooligans und ihre menschenverachtende Ideo¬ 
logie! Wir verurteilen den erstarkenden Rassis¬ 
mus in der Gesellschaft! Wir treten gemeinsam 
für die Betroffenen der HOGESA und gegen 
jede faschistische Ideologie ein! Denn Faschis¬ 
mus ist keine Meinung, sondern ein Verbre¬ 
chen! 44 

Die jungen Genossinnen bitten um die Ver¬ 
breitung ihres Aufrufs, fordern zu weiteren auf. 
„Sagt allen Bescheid! Lasst uns den Neonazis 
zeigen, dass für sie kein Platz ist - nicht in Köln 


und nirgendwo!“ Die SDAJ hatte die Demonst¬ 
ration schon angemeldet. Das gefiel nicht allen, 
war aber angesichts der kurzen Zeit, die für die 
Mobilisierung verblieb, offenkundig richtig. 

Bald schlossen sich weitere Organisationen 
an - als einzige Partei leider nur die DKP. Und 
tatsächlich kamen Sonntag, dem 2. November, 
überraschend viele, vorwiegend junge Men¬ 
schen auf dem Rudolfplatz zusammen. Mit der 
anschließenden Demonstration durch die Innen¬ 
stadt erreichten sie am verkaufsoffenen Sonntag 
bei untypischem strahlenden Novemberwetter 
viel Zustimmung. Auf dem Roncalliplatz endete 
die Veranstaltung mit einer weiteren Kundge¬ 
bung vor über 3 000 Menschen. In den Reden 
kamen die unzulänglichen Maßnahmen der Po¬ 
lizei am vergangenen Sonntag zu Sprache, aber 
auch der Zusammenhang von erstarkendem Fa¬ 
schismus, Kriegspolitik und anhaltender Krise. 

Alle waren sich einig: Die nächsten Antinazi- 
Demonstrationen sind fällig. Wir werden mehr. 
Köln wehrt sich! KSt/UZ 



Abschlussgebung auf dem Roncalliplatz. 

















Freitag, 7. November 2014 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Anne Rieger 

Aufsichtsrätinnen 


„Ohne Gewerkschaft hätten 
wir gar nichts machen können“ 

Gepräch mit Monika Esch (48), Angestellte bei Franklin Electric in Wittlich 


Es ist richtig, dass Regierungschefin¬ 
nen wie Angela Merkel oder Margret 
Thatcher das Leben von Frauen nicht 
besser oder leichter gestaltet haben. 
Auch Friede Springer, stellvertre¬ 
tende Aufsichtsratsvorsitzende des 
Axel-Springer-Konzerns oder Maria- 
Elisabeth Schaeffler, reichste Deut¬ 
sche und eine von 
vier Frauen im Auf¬ 
sichtsrat von Conti¬ 
nental, bewirken in 
den jeweiligen Auf¬ 
sichtsräten kein bes¬ 
seres Leben für Frau¬ 
en. Trotzdem ist es 
unverständlich, wenn 
führende IG-Metall- 
Funktionäre vor der 
Frauenquote in Auf¬ 
sichtsräten warnen, 
weil sie die betrieb¬ 
liche Mitbestimmung 
„schwächen“ könn¬ 
ten, wie die FAZ kürzlich berichtete. 

Es ist ein Totschlagargument. 
Denn dann wäre jede Quotierung als 
„Schwächung“ der Mitbestimmung, 
gar der Demokratie zu sehen. Das 
Argument der Betriebsratskämpfer 
für Mitbestimmung lautet, auf die 
Arbeitnehmerseite im Aufsichtsrat 
würden in der Regel Betriebsrats¬ 
vorsitzende aus den großen Werken 
des Konzerns entsandt - also Vertre¬ 
ter, denen die Kollegen auch in Be¬ 
triebsratswahlen zuvor das Vertrau¬ 
en geschenkt hätten. Das werde so 
nicht mehr möglich sein, wenn sol¬ 
che Kandidaten wegen der neuen 
Quote durch Frauen ersetzt werden 
müssten. 

Das Argument fällt auf die Kol¬ 
legen zurück: Offensichtlich ist es ih¬ 
nen - trotz Mitbestimmung - nicht 
gelungen, in den Betrieben, in de¬ 
nen sie arbeiten, durchzusetzen, dass 
gleich viele Frauen und Männer dort 
Arbeitsplätze erhalten, um entspre- 


Wir, Kolleginnen und Kollegen, pro¬ 
testieren gegen die Absicht der Bun¬ 
desregierung, in die Tarifautonomie 
einzugreifen und das grundgesetz¬ 
lich verankerte Koalitionsrecht zu be¬ 
schneiden. 

Schon seit Jahren fordern Arbeitgeber¬ 
verbände die Einschränkung des Streik¬ 
rechts. In schöner Regelmäßigkeit neh¬ 
men sie dabei gerade Streiks kleinerer 
oder berufsbezogener Gewerkschaf¬ 
ten zum Anlass, wie eben aktuell die 
Arbeitsniederlegungen von GDL und 
Cockpit. Die Forderungen seien unver¬ 
hältnismäßig und nicht verhandelbar, 
die Streiks zu häufig und überdies wirt¬ 
schaftsschädigend. 

Dass auch Teile der DGB-Gewerk- 
schaften durchaus ihre Schwierigkeiten 
mit den als Konkurrenz wahrgenomme¬ 
nen Berufs- und Interessenverbänden 
haben, nutzen Konzernleitungen scham¬ 
los aus: Scheinheilig usurpieren sie die 
alte Gewerkschaftsforderung „Ein Be¬ 
trieb - eine Gewerkschaft“ und verkeh¬ 
ren diese in eine zutiefst gewerkschafts¬ 
feindliche Forderung nach Einschrän¬ 
kung des Streikrechts. 

Ein Betrieb? Wer hat denn die gro¬ 
ßen ehemals bundeseigenen Betriebe 
Bahn, Post und Lufthansa privatisiert, 
filetiert und in viele Stücke zerschla¬ 
gen? Wer zerlegt denn permanent große 
Betriebseinheiten durch Out-Sourcing, 
Teilverkäufe, Börsengänge, Standort¬ 
schließungen, Werkverträge, Leiharbeit 
etc.? Waren es denn nicht die Konzerne 
und Banken, die Kapitalanlage-Fonds 
und Arbeitgeberverbände, die entspre¬ 
chende Gesetze forderten und durchset¬ 
zen konnten? 

Eine Gewerkschaft? Wer hat denn 
große Belegschaften in viele kleine Ein¬ 
heiten gespalten und so eine gemeinsa¬ 
me Interessenvertretung der Beschäftig¬ 


chend den Regeln des Betriebsver¬ 
fassungsgesetzes auch Frauen als 
Betriebsratsvorsitzende wählen zu 
„müssen“. So weit ist es mit der Frau¬ 
enförderung her, für die sich der Be¬ 
triebsratsvorsitzende des Daimler- 
Konzerns rühmt. Gleichzeitig muss 
er zugeben, dass Industriekonzerne 
typischerweise Frau¬ 
enanteile von weni¬ 
ger als 30 Prozent ha¬ 
ben. 

Ich wünsche mir 
eine Frauenquote bei 
Einstellungen von 
Arbeiterinnen und 
Angestellten in gut 
verdienenden Bran¬ 
chen (und das ist ja 
wohl ein Teil der Au¬ 
toindustrie), bei der 
die Besetzung al¬ 
ler Führungspositio¬ 
nen von der unters¬ 
ten Ebene, der Teamleiter, bis in die 
höchsten Ebenen. Und überall wün¬ 
sche ich mir gleiche Bezahlung. Dass 
es so nicht ist, zeigen die sogenannten 
Frauenberufe und der gender pay gap 
(Einkommensgefälle zwischen Män¬ 
nern und Frauen) Jahr für Jahr. 

Ich wünsche mir Betriebsratsvor- 
sitzende und Gewerkschaftsfunktio¬ 
näre, die uns Frauen unterstützen auf 
dem Weg zu gleichen Berufschancen 
und gleichem Einfluss. Die Bezirks¬ 
frauenkonferenz Weser-Ems von ver. 
di fordert zum Beispiel eine 40pro- 
zentige Frauenquote in allen Auf¬ 
sichtsräten und Vorständen. 

Das wäre ein Beitrag zu tatsäch¬ 
lich gelebter Gleichberechtigung und 
Gleichstellung und damit auch ein 
Beitrag zur Stärkung der Demokra¬ 
tie. Und gemeinsam ließe sich Mit¬ 
bestimmung im Interesse auch unse¬ 
rer männlichen Kollegen dann gewiss 
in Richtung wirklicher Mitentschei¬ 
dung verbessern. 


ten immer schwieriger gemacht? Wer hat 
denn vor dem Hintergrund der Hartz- 
Gesetze einzelne Beschäftigte, kleinere 
Betriebseinheiten oder ganze Standorte 
erpresst und aus dem Flächentarif ver¬ 
trieben? Und waren es nicht Unterneh¬ 
mensvorstände von Siemens oder Daim¬ 
ler, die mit reichlich krimineller Energie 
selbst Interessenverbände nach ihrem 
Willen gründeten und diese korrum¬ 
pierten? 

Die Arbeitgeber haben - meist Hand 
in Hand mit allen Bundesregierungen 
der vergangenen Jahre - bewusst und 
ohne Skrupel eine gemeinsame Interes¬ 
senvertretung von Beschäftigten nach 
Kräften behindert oder unmöglich ge¬ 
macht. Jetzt sollen als nächste Schritte 
die Einschränkung der Koalitionsfrei¬ 
heit und die Entsorgung der Tarifau¬ 
tonomie folgen. In Wahrheit lautet ihr 
Motto: „MEIN Betrieb - und eine Ge¬ 
werkschaft MEINER Wahl“. 

Tatsächlich ist das Prinzip „Ein Be¬ 
trieb - eine Gewerkschaft“ in Gefahr ge¬ 
raten und muss heute als „gebündelte“ 
Interessenvertretung vielfach gespalte¬ 
ner Belegschaften zu neuem Leben er¬ 
weckt werden. Wir bleiben dabei, dass 
gewerkschaftliche Organisation und 
Arbeitskampfmaßnahmen Grundrech¬ 
te sind. 

Lasst uns in den nächsten Tagen und 
Wochen gemeinsam handeln: 

Gegen die Angriffe der Bundesregie¬ 
rung auf die Tarifautonomie! Hände weg 
vom Streikrecht! 

Isa Paape, IGM-Vertrauensfrau, Siemens Erlangen 
Werner Lutz, ver.di-Personalrat, Stadt Erlangen 
...und weitere Erstunterzeichnerinnen 


Wer als Unterzeichnerin den Aufruf unterstüt¬ 
zen möchte, sende eine Mail an: 
paapenet@aol.com. 


UZ: Seit über drei Wochen ist die Be¬ 
legschaft von Franklin Electric im un¬ 
befristeten Streik. Was sind die Hinter¬ 
gründe eures Arbeitskampfes? 

Monika Esch: Am 1. Juli wurde die 
Belegschaft informiert, dass das Werk 
verlagert wird. Der Betriebsrat hat erst 
am 30. Juni, also einen Tag vorher, in 
der normalen Wirtschaftsausschusssit¬ 
zung davon erfahren. Außerdem wurde 
dem Betriebsrat direkt alles vorgelegt: 
Sozialplan usw. 

Es wurde für Freitag in der glei¬ 
chen Woche ein Verhandlungstermin 
veranschlagt, den hat der Betriebsrat 
dann aber erst einmal abgesagt und 
stattdessen die Gewerkschaft ins Haus 
geholt. Meiner Ansicht nach sollte der 
Betriebsrat einfach überrollt werden, 
damit die Verhandlungen als eröffnet 
angesehen werden können und dann 
mit dem nächsten Schritt, wenn die 
Verhandlungen scheitern, würde dann 
eine Einigungsstelle zum Einsatz kom¬ 
men. 

Ende August wurden den Kolle¬ 
ginnen und Kollegen dann die Kündi¬ 
gungen persönlich in die Briefkästen 
geschmissen. Da wurde jeder Arbeit¬ 
nehmer abgefahren - es kam mir recht 
mysteriös vor, das so zu machen. 

Die Geschäftsführung hat jeden¬ 
falls nicht damit gerechnet, dass sich 
die Belegschaft von Franklin Electric 
gewerkschaftlich organisiert, dass es 
überhaupt so weit kommt, wie es jetzt 
gekommen ist. 

UZ: Wie ist es zum unbefristeten Streik 
gekommen? 

Monika Esch: Zunächst einmal war 
die Geschäftsführung zu nichts bereit, 
auch nicht zu einem Interessenaus¬ 
gleich. Sobald die Planung zur Verla¬ 
gerung stand, hätte im Interessenaus¬ 
gleich auch das Für und Wider disku¬ 
tiert werden müssen. Das wurde von 
der Geschäftsführung überhaupt nicht 
gewollt ... sonst wäre das ja ganz an¬ 
ders gelaufen. 

Außerdem will der Arbeitgeber 
absolut nicht mit der IG Metall ver¬ 
handeln. Im Moment sagt er immer 
so etwas wie: Wir wollen ja mit dem 
Betriebsrat über einen Sozialplan 
verhandeln, aber wir wollen eigent¬ 
lich keinen Tarifvertrag. Da wäre der 
Vertragspartner bzw. Verhandlungs¬ 
partner die Gewerkschaft. Die Ge¬ 
schäftsführung lehnte das bisher ka¬ 
tegorisch ab. 

UZ: Ein Kollege hat vorhin erzählt, 
dass es von der wirtschaftlichen Lage 
her eigentlich vollkommen unverständ¬ 
lich ist, warum der Standort geschlossen 
werden soll. Kannst du dazu was sagen? 

Monika Esch: Wir schreiben auch in 
Wittlich schwarze Zahlen. Es steht 
im Raum, dass pro Jahr wohl 500 000 
Euro mehr Gewinn aufgrund des sehr 
viel geringeren Lohns in Tschechien 
gemacht werden sollen. Und dafür 
werden dann die ganzen Arbeitsplät¬ 
ze geopfert. 

Ob die Kunden darüber informiert 
sind, dass sie nicht mehr „Made in Ger- 


many“ bekommen sollen, bin ich mir 
auch nicht sicher. 

UZ: Ihr hattet ja vorher auch schon 
Zugeständnisse gemacht, die Arbeits¬ 
zeit ging hoch ... 

Monika Esch: Von 2006 an, zweimal 
war eine Teilverlagerung, wo auch 
schon über einen Sozialplan Kündi¬ 
gungen gelaufen sind - das war 2006 
und 2008. 2006 ist der Arbeitgeber 
auch aus dem Arbeitgeberverband 
ausgetreten, da wurde die Arbeitszeit 
von 35 auf 37,5 Stunden erhöht - ohne 
Lohnausgleich. Dann wurde sie 2008 
hochgeschraubt von 37,5 Stunden auf 
40 Stunden - auch ohne Lohnaus¬ 
gleich. „Damit der Standort erhalten 
bleibt“, „zur Sicherung eurer Arbeits¬ 
plätze“ usw. 

Und dann kriegt man jetzt so einen 
Tritt in den Hintern. Vom Betriebsrat 
wurden auch Vorruhestände ausgehan¬ 
delt. Letztendlich sollte der Vorruhe¬ 
stand dazu dienen, den anderen ihre 
Arbeitsplätze zu sichern ... 

UZ: Was sind jetzt eure konkreten For¬ 
derungen? 

Monika Esch: Erst einmal: Arbeitsplät¬ 
ze sichern - dass der Standort erhalten 
bleibt. 

Sollte das nicht möglich sein - wie 
es ja dauernd von der Geschäftsfüh¬ 
rung gesagt wird, weil es angeblich ent¬ 
schieden ist in den USA - dann fordern 
wir zum einen eine ziemlich hohe Ab¬ 
findung und Transfergesellschaft so¬ 
wieso. Das ist halt auch so ein Punkt 
bei uns. Ein Großteil - prozentual kann 
ich das jetzt nicht beziffern - ist zwi¬ 
schen 55 und 60 Jahre alt und davon 
wiederum ein Großteil, der jetzt noch 
zwei oder drei Jahre benötigt, um keine 
Abzüge bei der Rente zu haben. Die 
Transfergesellschaft würde das über¬ 
brücken. 

Bisher gibt es jedoch nur Desinter¬ 
esse bei der Geschäftsführung. Wir 
hatten dazu eine Infoveranstaltung 
während einer Betriebsversammlung 
bezüglich Transfergesellschaft. Bei 
dem nächsten Verhandlungstermin ist 
der Geschäftsführer zunächst gar nicht 
erschienen, weil er nach dem Mot¬ 
to verfährt: Wir kommen ja eh nicht 
zu einem Ergebnis. Und dann hat er 
vorgerechnet wie viel das kosten wür¬ 
de. Dabei hat er sich noch nicht mal 
schlau gemacht, dass ihn die Transfer¬ 
gesellschaft nur 20 Prozent vom Lohn 
kostet. 

Die verfahren nach der Art: „Die 
Amis haben entschieden und gut ist, da 
ist nichts mehr dran zu rütteln.“ Angeb¬ 
lich wurde für den Standort gekämpft, 
aber das ist Blödsinn. Da ist meiner 
Meinung nach gar nichts passiert. 

UZ: Wie geht es für euch weiter, wenn 
die Geschäftsführung bzw. auch die 
Konzernleitung in den USA weiterhin 
die Verhandlungen mit der IG Metall 
verweigert, habt ihr weitere Schritte im 
Kopf? 

Monika Esch: Zunächst weiter strei¬ 
ken. Im Moment gibt es nichts, was 


uns in irgendeiner Form in irgendeine 
Richtung gehen lässt. 

Solange es keine Verhandlung gibt, 
streiken wir. Wir leben derzeit von heu¬ 
te auf morgen. Wir können erst dann 
weitere Schritte in Erwägung ziehen, 
wenn eine andere Basis da ist. Und so¬ 
lange die Geschäftsführung auf Sozi¬ 
alplanverhandlungen besteht, können 
wir nichts anderes machen. 

Wenn Verhandlungen stattfinden, 
dann wird das letztendlich auch von 
der kompletten Belegschaft abgeseg¬ 
net werden müssen. Die Belegschaft 
stimmt ab, ob das dann so in Ordnung 
ist oder nicht. Und wenn es nicht in 
Ordnung ist, wird weitergestreikt. 

Die Wut ist auch bei jedem Einzel¬ 
nen auf jeden Fall groß - auf die Art 
wie wir behandelt wurden. Der Ge¬ 
schäftsführer kam auch mal und hat 
sich in der Belegschaftsversammlung 
blicken lassen und sagte dann sinnge¬ 
mäß: Ja, er hätte mit der Agentur für 
Arbeit gesprochen, es wären ja hier in 
der Region nur 3,5 Prozent Arbeitslo¬ 
sigkeit. Und abgesehen davon, es gibt 
ja auch die Leiharbeitsfirmen, was für 
mich moderner Sklavenhandel ist. Es 
geht ja auch nicht nur darum, dass wir 
Angst haben, keinen Arbeitsplatz zu 
bekommen, aber andererseits: wer holt 
sich denn jemanden zwischen 55 und 
60? 

UZ: Was sind deine Schlussfolgerun¬ 
gen aus eurem Kampf um den Erhalt 
des Werks? 

Monika Esch: Die Arbeitnehmer sol¬ 
len hellhörig werden und auch dann 
schon Schritte zur Gegenwehr einlei¬ 
ten, sobald es mit Kürzungen oder Zu¬ 
geständnissen oder Teilverlagerung - 
losgeht - damit es ihnen nicht so geht 
wie uns. 

Je kleiner der Haufen, desto weni¬ 
ger kann bewirkt werden. Hätten wir 
uns von Anfang an besser organisiert, 
wäre es garantiert nicht so gekommen. 
Es ist halt menschlich, dass wir, die wir 
gekündigt sind, jetzt Zusammenhalten. 
Es stehen immer Existenzen auf dem 
Spiel und dass die, die noch eine Ar¬ 
beitsstelle haben, sich solange wie 
möglich an die Hoffnung klammern, 
dass die eigene Existenz gesichert ist, 
ist verständlich. 

Außerdem haben wir gemerkt, dass 
wenn sich organisiert gewehrt wird, 
man dann wirklich nicht alleine da¬ 
steht. Ohne Gewerkschaft hätten wir 
gar nichts machen können. Weil wir 
zum einen gesetzlich nicht so versiert 
sind, und nicht wissen, was wir tun dür¬ 
fen und auch die Mittel nicht kennen. 
Und ja, es gibt einem auch ein Stück 
Sicherheit, dass man nicht gesetzwid¬ 
rig handelt. 

Jeder sollte an die Zukunft sei¬ 
ner Kinder denken. Weil immer mehr 
Arbeitsplätze verlagert werden. Vie¬ 
le Firmen sind zwar auch wieder zu¬ 
rückgekommen und ich bin mir ziem¬ 
lich sicher, dass auch Franklin mit der 
Verlagerung auf die Nase fällt, aber das 
nützt uns nichts mehr. Letztendlich ha¬ 
ben wir nichts mehr davon. 


Das Gespräch führte Mario Ottaiano. 




Hände weg vom 
Streikrecht! 

Dokumentiert: Aufruf von Gewerkschafterlnnen 
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„Keiner schiebt uns weg!" 

Streikende von Franklin Electric blockieren die Frankfurter Börse 



Uwe Zabel (mit Megaphon), IGM Bezirk Mitte, und Streikende im Foyer der Frankfurter Börse. 


M ittwoch, 29. Oktober, halb elf 
am Vormittag: es ist kühl und 
nebelig in Frankfurt. An der 
altehrwürdigen Paulskirche kommt ein 
Bus mit 50 Kolleginnen und Kollegen 
der Firma Franklin Electric aus Witt- 
lich (Eifel) an. Sie steigen aus, vertre¬ 
ten sich die Beine, schauen neugierig 
um sich: die wenigsten von ihnen waren 
hier schon mal, im Herzen von „Main- 
hattan? der Banken- und Börsenme¬ 
tropole. 

Sie werden von Frankfurter Unter¬ 
stützerinnen in Empfang genommen. 
Uwe Zabel vom IG-Metall-Bezirk 
Mitte und Streikleiter in Wittlich hilft 
Kartons und sonstiges Gepäck auszu¬ 
laden. Ein Megafon versteckt er unter 
einer Jacke. Dann setzt sich die Grup¬ 
pe in Bewegung: sie sieht wie eines der 
vielen Touristentrupps aus, die sich im¬ 
mer durch Frankfurt bewegen. 

Ist sie aber nicht. Die Kolleginnen 
kämpfen seit dem 17. Oktober mit ei¬ 
nem unbefristeten Streik um ihren Ar¬ 
beitsplatz. Im Frühjahr haben sie noch 
Sonderschichten gemacht. Dann, am 
1. Juli kam der Hammer: das Werk wird 
geschlossen und nach Tschechien ver¬ 
lagert. Knapp hundert in der Produkti¬ 
on Beschäftigten wurde am 31. August 
gekündigt - mit einem Brief, der ihnen 
unter anderem von Angehörigen eines 
Security-Unternehmens in den Brief¬ 
kasten geworfen wurde: Kündigung 
zum 30. Juni bzw. 31. Dezember 2015. 

Das alles, weil der Geschäftsführer 
des Unternehmens glaubt, durch die 
billigeren Arbeitskräfte in Tschechi¬ 
en pro Jahr 500 000 Euro mehr ein- 
fahren zu können als jetzt - aber auch 
jetzt erwirtschaften die ruppig vor die 
Tür gesetzten Kolleginnen in Wittlich 
Gewinn, schreibt der Betrieb schwarze 
Zahlen. Nur der Aktienkurs des Kon¬ 
zerns mit Sitz in den USA entwickelte 
sich bisher nicht wie gewünscht. Eine 
gute Nachricht für die Kapitalanle¬ 
ger musste her. Jetzt scheint der Ge¬ 
schäftsführer der Niederlassung des 
Konzerns in Wittlich, verantwortlich 
auch für dessen Europageschäft da¬ 
gegen ein Mittel gefunden zu haben: 
seit der Nachricht, dass der Betrieb in 
Wittlich geschlossen, die „lieben Mit¬ 


arbeiter“ dort nächstes Jahr vor die Tür 
gesetzt werden, steigen die Kurse der 
Aktie, die an der Frankfurter Börse ge¬ 
handelt werden. 

Im Sommer, als alles losging, wa¬ 
ren von den etwa 140 in der Produkti¬ 
on beschäftigten Kolleginnen weniger 
als 10 Mitglied der IG Metall, erzäh¬ 
len sie. Das hat sich gründlich geändert. 
„Jetzt sind wir alle organisiert - ohne 
Gewerkschaft hätten wir keine Chance 
mehr.“ Der Betrieb ist nicht tarifgebun¬ 
den. Durch einen unbefristeten Streik 
soll jetzt ein Tarifvertrag und Sozialta¬ 
rifvertrag verhandelt werden - mit der 
IG Metall -, was der Geschäftsführer, 
ein Herr namens Hey, auf keinen Fall 
will. So wie es jetzt aussieht, wird ihm 
jedoch nichts anderes übrigbleiben. 

Als auf einer der Streikversamm¬ 
lungen im Zelt direkt vor dem Betrieb 
bekannt wurde, dass neuerdings der 
Kurs von Franklin Electric steigt, war 
allen der Zusammenhang klar: die zer¬ 


stören unsere Existenz, greifen tief in 
unser Leben ein - damit ihr Aktien¬ 
kurs steigt. Die Empörung war groß. 
Eine Kollegin hatte die zündende Idee: 
wir fahren nach Frankfurt - und ma¬ 
chen in der Börse mal klar, was wir von 
solchen Machenschaften halten! 

Jetzt sind sie hier. Es dauert unge¬ 
fähr zehn Minuten von der Paulskirche 
bis zur Börse zu kommen. Die Stim¬ 
mung ist gut, natürlich auch leicht an¬ 
gespannt. Wie die Touristenführer ge¬ 
hen Uwe und ein Kollege aus Frank¬ 
furt vorneweg. Erst später erzählen 
Frankfurter Kolleginnen, sie könnten 
sich nicht erinnern, dass schon mal ver¬ 
sucht worden sei, das Foyer der „Deut¬ 
schen Wertpapierbörse Frankfurt“ zu 
besetzen. Den Wittlichern, so scheint 
es, wäre das heute auch egal. 

Vorbei an „Bulle und Bär“, die alle 
schon mal im Fernsehen gesehen ha¬ 


ben, geht es auf den Börsenplatz und - 
ohne anzuhalten - auf den Mittelein¬ 
gang der Börse zu. An zwei Wach¬ 
männern vorbei, die etwas erstaunt 
schauen, gehen wir durch eine automa¬ 
tische Glastür hinein in den Vorraum 
dieses Tempels des deutschen Finanz¬ 
kapitals, der auf einmal gepackt voll ist. 
Erstaunte Blicke der gestylten Damen 
und Herren, die sonst hier vor und hin¬ 
ter dem Schalter der Rezeption unter 
sich sind, alarmiert beäugt von einem 
stiernackigen Sicherheitsverantwortli¬ 
chen im schwarzen Anzug. Bevor sie 
realisieren, was hier vorgeht, stehen 
plötzlich geöffnete Kartons im Raum, 
aus dem Transparente, rote Streikwes¬ 
ten, Trillerpfeifen, IGM-Basecaps quel¬ 
len. Eine Minute später ist der ganze 
Raum erfüllt vom Rascheln der Plas¬ 
tikwesten, die sich alle überstreifen 
und dann sieht hier plötzlich alles rot 
aus - bestimmt zum ersten Mal über¬ 
haupt! 


Ein Transparent wird ausgepackt: 
„Damit der Aktienkurs steigt werden 
unsere Jobs vergeigt!“ Zwei Kollegen 
stellen sich damit direkt vor eine der 
Sicherheitsdrehtüren, die vom Foy¬ 
er auf das berühmt-berüchtigte „Par¬ 
kett“ führen, wo die Aktien gehandelt 
werden. Das Foyer ist besetzt, für den 
Moment kommt jetzt keiner mehr 
raus oder rein. Uwe greift zum Mega¬ 
fon und erklärt kurz, worum es hier 
geht. Nach wenigen Sätzen donnert 
der erste Sprechchor durchs Börsen¬ 
foyer: „Tarifvertrag wollen wir - des¬ 
halb sind wir heute hier!“ Und „Was 
wollen wir? -Demokratie! Was fordern 
wir? - Respekt!“ 

Nervös schiebt der schwarzbean- 
zugte Stiernackige die Kollegen mit 
dem Transparent beiseite, steuert auf 
Uwe zu, der ihn aber erst einmal igno¬ 
riert und seine Rede fortsetzt. „Natür¬ 


lich wissen wir, dass wir wenig Chan¬ 
cen haben. Aber der kleine David hat¬ 
te, wie alle dachten, auch keine Chance 
gegen den Riesen Goliath. Und doch 
hat er ihn umgehauen! Und genauso 
werden wir das auch mit dem Konzern 
machen, dessen Aktien hier gehandelt 
werden, und deren Kurs gestiegen ist, 
seit die Kolleginnen und Kollegen aus 
Wittlich ihre Kündigung haben!“ 

Und dann stimmt einer der Kol¬ 
legen an: „Keiner, keiner schiebt uns 
weg... so wie ein Baum beständig steht 
am Wasser, keiner schiebt uns weg!“ 
Und alle singen mit, es hallt durch die 
Frankfurter Börse, immer neue Stro¬ 
phen werden improvisiert. Als nach 
einer Viertelstunde der erste Polizist 
erscheint und auf Uwe zusteuert, wird 
er mit lautem Gesang empfangen: „... 
auch die Polizei nicht, keiner schiebt 
uns weg...“ 

Verhandlungen folgen. Seit 11 Uhr 
sind wir hier. Jetzt, zwanzig Minuten 


später, taucht das erste Kamerateam 
eines Privatsenders auf, filmt, inter¬ 
viewt, steht mittendrin. Die Stimmung 
wird immer besser, die Sprechchöre 
werden lauter, die Anspannung zu Be¬ 
ginn der Aktion macht einem guten 
Gefühl Platz: wir haben es geschafft. 
Alles, was jetzt noch passieren könnte, 
kann das nicht mehr wegwischen! Eine 
bekannte Frankfurter Rechtsanwältin 
taucht auf - das war alles schon ziem¬ 
lich gut vorbereitet, wie man jetzt sieht. 
Verhandlungen zwischen ihr und Uwe 
mit den Polizeibeamten - währenddes¬ 
sen gehen Sprechchöre und Gesang 
immer weiter. Dann, wieder fünf Mi¬ 
nuten später - jetzt sind wir schon fast 
eine halbe Stunde hier drin - verlassen 
wir langsam das Foyer wieder. 

Inzwischen sind wir auch viel mehr: 
Kolleginnen der Frankfurter Metaller- 
Arbeitslosen-Initiative, der IGM-Se- 
niorlnnen, Betriebsräte aus Frankfur¬ 
ter Metallbetrieben sind da. Und das 
heißt: wir sind genug, um noch zu blei¬ 
ben. Vor der Tür des Foyers stellen wir 
uns in einer dichten Reihe wie Streik¬ 
posten auf der obersten Stufe der Trep¬ 
pe zum Börseneingang auf - hier befin¬ 
det sich übrigens passenderweise auch 
die „US Chamber of Commerce“ und 
die Frankfurter Industrie- und Han¬ 
delskammer. 

Noch eine weitere halbe Stunde 
bleiben wir. Die Passantinnen werden 
informiert, sie bekommen Flugblät¬ 
ter mit den Streiknachrichten des Be¬ 
triebs, ein weiteres Kamerateam taucht 
auf, filmt, stellt Fragen, interviewt die 
Betriebsrats Vorsitzende von Franklin. 
Die Polizei zieht sich in eine Ecke des 
Börsenplatzes zurück, bleibt aber noch 
für eine Weile. Uwe erläutert durchs 
Megafon den Vorbeigehenden, was 
hier gerade passiert. Viele bleiben ste¬ 
hen, hören zu. Sofort gehen Kollegin¬ 
nen auf sie zu, geben ihnen ein Flug¬ 
blatt, erzählen, diskutieren. 

Die Kolleginnen und Kollegen, die 
all das so selbstverständlich tun, so ent¬ 
schlossen und selbstbewusst auftre- 
ten - sie alle hätten noch vor wenigen 
Wochen nicht einmal im Traum daran 
gedacht, an einer - strenggenommen 
völlig illegalen - Aktion teilzunehmen. 
Und das auch noch gegen die Frank¬ 
furter Börse. Die allermeisten von ih¬ 
nen waren noch nicht einmal gewerk¬ 
schaftlich organisiert. Es gab keine 
nennenswerten Konflikte im Betrieb. 

Diesem Betrieb gehören sie im 
Durchschnitt (!) seit 25 Jahren an - 
das heißt, er ist nicht nur der Ort, wo 
sie ihr Geld verdienen. Das ist ein Teil 
ihres Lebens, ihres Zuhause. Als zwei 
Tage später bei einem Streikfest vor 
dem Betriebstor in Wittlich eine Kol¬ 
legin nach langer Betriebszugehörig¬ 
keit verabschiedet wird, sagt die Be¬ 
triebsratsvorsitzende: „Wir sind hier 



so etwas wie eine Familie. Und diese 
Familie hat der Hey kaputtgemacht!“ 

Und nicht nur Geschäftsführer 
Hey. Der Landrat des Kreises Bern- 
kastel-Wittlich, Gregor Eibes (CDU) 
will den lieben Mitbürgerinnen den 
Streik so schwer wie möglich machen 
und versucht mehrfach, in den laufen¬ 
den Arbeitskampf einzugreifen, so gut 
er es auf der bürokratischen Ebene 
kann. Faktisch erlässt er zweimal ein 
Demonstrationsverbot für die Strei¬ 
kenden. Auch auf ihn ist die Wut groß. 
Er erhielt unangemeldeten Besuch im 
Landratsamt, wütende Kolleginnen 
stellten ihn wegen seines deutlich von 
der örtlichen IHK motivierten Ver¬ 
suchs zur Rede, mit einem Verbot der 
Straßennutzung durch die Streikenden 
vor ihrem Betrieb deren Möglichkei¬ 
ten einzuschränken. Beim Streikfest, 
das in ähnlicher Weise behindert wer¬ 
den sollte, bekommt er die öffentliche 
Quittung: gegen seine Anordnung, in 
demonstrativer Weise und vor den 
Augen der nicht eingreifenden Polizei 
wird das Streikfest auf die volle Stra¬ 
ßenbreite ausgeweitet - hier kommt an 
diesem Tag keiner mehr durch. 

Kolleginnen und Kollegen, die in 
ihrer großen Mehrheit bis vor weni¬ 
gen Wochen noch nicht einmal gewerk¬ 
schaftlich organisiert waren, führen zu¬ 
erst bei ruhender Produktion eine fast 
zweiwöchige Betriebsversammlung 
durch, lassen sich durch die Angriffe 
von Security-Angehörigen - von denen 
mindestens einer mit einem Nazi-Tat¬ 
too zeigt, wer er ist - nicht provozieren, 
stimmen in einer Urabstimmung mit 
weit über 90 Prozent für einen unbe¬ 
fristeten Streik, besetzen kurzfristig ein 
Landratsamt und stellen den verdatter¬ 
ten Landrat zur Rede; ignorieren An¬ 
ordnungen aus diesem Amt, blockieren 
und behindern für fast eine Stunde den 
Zugang zur Frankfurter Börse und dis¬ 
kutieren völlig offen darüber, dass sie 
den Betrieb besetzen werden, wenn 
demnächst die entscheidenden Ma¬ 
schinen aus dem Betrieb nach Tsche¬ 
chien abtransportiert werden sollen. 

Das alles ist auch deshalb möglich, 
weil der Streik von IGM-Hauptamtli- 
chen der örtlichen Verwaltungsstelle 
und der Bezirksleitung Mitte tatkräftig 
organisiert wird. Dabei geht es nicht 
nur um arbeitsrechtliche Fragen. Es 
geht darum, jahrelange Arbeitskampf¬ 
erfahrungen weiterzugeben, die die 
Kolleginnen vor Ort in dieser kur¬ 
zen Zeit nie hätten machen können. 
Es geht darum, Kontakte zu anderen 
Betrieben der Metall- und Elektro¬ 
industrie in der Region herzustellen: 
fast täglich treffen Delegationen von 
Kolleginnen solcher Betriebe bei den 
Streikenden ein, bringen Solidarität 
mit, stellen sich mit in die Streikpos¬ 
ten, machen Mut. Die IG Metall un¬ 
terstützt auf diese und viele andere 
Weisen diesen Streik in einem ver¬ 
gleichsweise kleinen Betrieb mit gro¬ 
ßem Aufwand. Es ist auch dieser Auf¬ 
wand an materieller Unterstützung, 
Herzblut, Solidarität, Erfahrung, der 
es möglich macht, dass man gerade¬ 
zu zuschauen kann, wie bei den Strei¬ 
kenden Selbstbewusstsein, Zusam¬ 
menhalt, Lust am Kampf wächst. Hier 
entsteht Klassenbewusstsein. Wie an¬ 
ders sähe das Land aus, wenn überall 
so gehandelt würde! 

Als die Börsenbesetzer von Witt¬ 
lich nach ihrer Aktion zum Vorstand 
der IG Metall fahren und dort mit ei¬ 
nem Mittagessen empfangen werden, 
sagt Vorstandsmitglied Hans-Jürgen 
Urban: „Wir haben hier immer große 
Diskussionen: darf man das, darf man 
das nicht? Ich habe mal den Eindruck, 
dass ihr nicht gefragt habt. Das gefällt 
mir schon mal sehr gut. Und was mir 
noch besser an der ganzen Sache ge¬ 
fällt, ist, dass ihr diesen Ort ausgewählt 
habt, den Ort der Börse, weil wenn es 
einen Ort gibt, an dem die Absurdität 
dieser Art zu wirtschaften zum Aus¬ 
druck kommt, unter der ihr, unter der 
wir alle leiden, dann ist es die Bör¬ 
se, und deswegen herzlichen Glück¬ 
wunsch zu dieser Aktion!“ 

Camillo, Frankfurt 
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Köperscanner bald im Einsatz 

Die Überwachung der Bundesbür¬ 
ger nimmt zunehmend bedrohlichere 
Züge an. Künftig sollen die in der Be¬ 
völkerung stark umstrittenen Körper¬ 
scanner bundesweit an den Flughäfen 
eingesetzt werden. Aktuell sind insge¬ 
samt 14 Scanner an sechs Flughäfen 
im Bundesgebiet im Einsatz. Noch in 
diesem Jahr sollen 14 weitere Geräte 
in Betrieb genommen werden. Unbe¬ 
stätigten Angaben zufolge sollen wei¬ 
tere 75 Scanner im kommenden Jahr 
folgen. Datenschützer hatten in der 
Vergangenheit gegen die Körperscan¬ 
ner mobil gemacht, die anders als Me¬ 
talldetektoren auch Pulver und Flüs¬ 
sigkeiten entdecken können, (bern) 

Menschen ohne Kran¬ 
kenversicherung 

Medizinische Versorgung von Kranken, 
die über keine Versicherung verfügen, 
will der Duisburger Pater Oliver von 
nun an in regelmäßigen Abständen 
anbieten. In der Ruhrgebietsmetropo¬ 
le leben vor allem osteuropäische Bür¬ 
ger, die aufgrund von Diskriminierung, 
Ausgrenzung und Armut aus Bulgarien 
und Rumänien geflohen sind und meist 
keinerlei Hilfe von den deutschen Be¬ 
hörden erhalten. Auch an sie richtet 
sich das Angebot, welches ehrenamt¬ 
lich von medizinischem Fachpersonal 
unterstützt wird, (bern) 

Zwei Deserteure 

Der Verein Connection, der Kriegs¬ 
gegner unterstützt, wirbt für den Do¬ 
kumentarfilm „Out of Society“ der 
Filmemacherin Nancy Brandt. Der 
Film, der dieser Tage erscheint, por¬ 
trätiert zwei höchst unterschiedliche 
Deserteure: Emil Richter, der aus der 
Wehrmacht desertierte und in Serbien 
Schutz fand und den US-Deserteur An¬ 
dre Shepherd, der vor einem erneuten 
Einsatz im Irakkrieg floh und dessen 
Asylantrag noch immer in Deutsch¬ 
land anhängig ist. „Ich wollte diesen 
Film unbedingt realisieren“, erklärte 
Nancy Brandt. „Die beiden Schicksale 
und der Mut meiner beiden Protago¬ 
nisten, zu desertieren und damit diesen 
großen Schritt ins Ungewisse in Kauf 
zu nehmen, hat mich sehr beeindruckt. 
Für mich sind die beiden Helden, die 
zutiefst menschlich gehandelt haben“. 
Die DVD ist ab sofort über Connec¬ 
tion e.V. und über den Buchhandel er- 
hältlich.Anfragen für öffentliche Vor¬ 
führung sind direkt an Nancy Brandt 
zu richten (info@nancybrandt-film.de) 
(bern) 

Migranten überdurch¬ 
schnittlich benachteiligt 

Aydan Özoguz, Bundesbeauftragte für 
Migration, Flüchtlinge und Integration, 
hat Ende Oktober den 10. Bericht zur 
Lage der Ausländerinnen und Aus¬ 
länder in Deutschland vorgestellt und 
infolge dessen die Kritik der migrati¬ 
onspolitischen Sprecherin der Links¬ 
fraktion, Sevim Dagdelen, auf sich ge¬ 
zogen. Von gleichberechtigter Teilhabe 
in den zentralen Bereichen des gesell¬ 
schaftlichen Lebens seien Migranten 
in Deutschland immer noch meilen¬ 
weit entfernt. Der Anteil derjenigen, 
die die Schule ohne Abschluss verlas¬ 
sen, sei bei ihnen doppelt so hoch wie 
beim Rest der Bevölkerung. Außerdem 
gebe es dreimal so viele 20 bis 29-Jäh¬ 
rige, die keinen Berufsabschluss haben, 
kommentierte Dagdelen den Bericht. 
„Dass der Befund so ernüchternd aus- 
fällt, ist weder Schicksal, noch liegt es 
an den Migranten. Es liegt an der un¬ 
sozialen Politik der bisherigen Bundes¬ 
regierungen, die geradezu auf sozialer 
Ausgrenzung basierte“, so die Bun¬ 
destagsabgeordnete. Dagdelen sprach 
sich hingegen für „eine grundlegende 
Abkehr von einer Politik der sozia¬ 
len Ausgrenzung von Migranten“ aus. 
Notwendig seien „die Abschaffung des 
mehrgliedrigen Schulsystems, eine ge¬ 
setzliche Ausbildungsplatzumlage, die 
Einführung eines gesetzlichen Min¬ 
destlohns ohne Ausnahmen von zehn 
Euro, die Umwandlung von Minijobs in 
sozialversicherungspflichtige Beschäf¬ 
tigungsverhältnisse sowie erleichterte 
Einbürgerungsmöglichkeiten als drin¬ 
gend notwendige Schritte zur Verbes¬ 
serung der gesellschaftlichen Teilhabe 
von Migranten in Deutschland“, (bern) 


Krieg in Teilzeit 

Die Bundeswehr: bald so attraktiv wie ihre Ministerin 



Noch ein kleiner Krieg, dann ist Papa wieder da. 


K riegsministerin Ursula von der 
Leyen gibt in Absprache mit der 
CDU/SPD-Truppe von Bundes¬ 
kanzlerin Angela Merkel Gas. Krieg 
soll - in neuer deutscher Verantwor¬ 
tung - besser zu führen sein. Von der 
Leyen schon kurz nach Amtsantritt: 
„Mein Ziel ist es, die Bundeswehr zu 
einem der attraktivsten Arbeitgeber in 
Deutschland zu machen.“ Dazu legte sie 
jetzt das „Gesetz zur Steigerung der At¬ 
traktivität des Dienstes in der Bundes¬ 
wehr“ mit 22 Maßnahmen vor. 

Offenbar reichte die bisherige Wer¬ 
bung der Bundeswehr bei Stadtfesten 
und in Schulen nicht aus, um geeigne¬ 
tes Kanonenfutter in ausreichender 
Zahl zu bekommen. Benötigt werden 
pro Jahr 60 000 Bewerber, um 20 000 
Stellen zu ersetzen. Auch innerhalb der 
Truppe rumort es. Der Bundeswehrver¬ 
band hatte vielfach Belastung und Aus¬ 
rüstung der Soldaten moniert. Hellmut 
Königshaus, Wehrbeauftragter des Bun¬ 
destages, lagen unzählige Beschwerden 
vor. Während der Soldatenverband das 
neue Gesetz begrüßt, kritisiert Königs¬ 
haus die „Reform“ als unzureichend: Im 
Vergleich zu anderen Arbeitgebern sei¬ 
en ihre Schritte „nicht unbedingt ein At¬ 
traktivitätsgewinn“. 

Dabei soll in Zukunft Teilzeit-Ar¬ 
beit möglich sein. Telefonieren und Sur¬ 
fen im Internet sind kostenlos und un¬ 
begrenzt. In Afghanistan gab es bisher 
30 Freiminuten pro Woche. Unattraktiv 
war auch die Bezahlung. Ein Flugzeug¬ 
mechaniker ist bei der Bundeswehr ein 
Oberfeldwebel. Der hat die Besoldungs¬ 
gruppe A7 und bekommt dafür 2200 
Euro im Monat. Von der Leyen legt nun 
drauf: 440 Euro pro Monat über vier Jah¬ 
re oder eine Prämie von 21 000 Euro. 
Eine einmalige Wiederholung ist mög¬ 
lich. Da fällt es dem Oberfeld leichter 
zu schrauben und zu löten. 

Diese „Reformen“ sollen eine Mil¬ 
liarde Euro kosten, die aber bislang im 
Haushalt nicht vorgesehen sind. Bun¬ 
desfinanzminister Wolfgang Schäuble 
(CDU) hält sich dazu dieser Tage auf¬ 
fallend bedeckt. Es gibt kein „friendly 
fire“ keinen Beschuss aus den eigenen 
Reihen. Allerdings hat der Finanzminis¬ 
ter nicht vergessen, dass noch die Re¬ 
paratur oder der Ersatz von kaputten 
Hubschraubern, Panzern und U-Booten 
anstehen. Zudem müssen die Schrottkis¬ 
ten aus Afghanistan aufgefrischt werden. 
Die NATO hat Ansprüche auf verfüg¬ 
bare Waffensysteme formuliert, die von 
der Leyen nicht vorzeigen kann. Sie gibt 
vor, die Finanzierung von 450 Millionen 


Euro aus dem eigenen Bundeswehr- 
Etat für 2015 bestreiten zu können. Der 
Geldtopf liege in der allgemeinen Fi¬ 
nanzverwaltung. Für 2016 sind 298 Mil¬ 
lionen Euro vorgesehen. 

Die „Reformen“ sind aber vor allem 
Teil eines Strategiewechsels. Die Mün¬ 
chener „Sicherheitskonferenz“, Bundes¬ 
präsident Joachim Gauck und Außenmi¬ 
nister Frank-Walter Steinmeier brachten 
es an den Tag: Die Bundeswehr muss of¬ 
fensiver werden. Landes- und Bündnis¬ 
verteidigung, Auslandseinsätze seien „in 
neuer Verantwortung“ anzugehen. Sogar 
die Ebola-Epidemie in Westafrika nannte 
die Ministerin als Grund, über die Aus¬ 
richtung der Bundeswehr nachzudenken. 
Die letzte große Aufgabenbeschreibung 
stammt ebenfalls von einer CDU/SPD- 
Koalition (Weißbuch 2006). Ein neues ist 
für 2016 in Vorbereitung. Von der Leyen 
(CDU) wird mit Steinmeier (SPD) ko¬ 
operieren. Zustimmung zum Doktrin- 
Wechsel auch von Grün. Omid Nouri- 
pour, außenpolitischer Sprecher der Bun¬ 
destagsfraktion: „Das ist gut so.“ 

Im Zusammenhang mit einem Wech¬ 
sel der Aufgabenstellung wird offen auf 
die Krise in der Ukraine verwiesen. Die 
„EU-Sicherheitsstrategie“ führte aus, 
dass die „Energieabhängigkeit Europas 
in besonderem Maße Anlass zur Be¬ 


sorgnis gebe“ und der Einsatz von In¬ 
strumenten „bis hin zum militärischen 
Einsatz als letztem Mittel“ der Konflikt¬ 
prävention und der Krisenbewältigung 
notwendig sein könne. Derzeit wird dis¬ 
kutiert, wie die Öl- und Gasimporte aus 
der Russischen Förderation über die Uk¬ 
raine abgesichert werden müssen. 

Georgien ist für die Südkauka¬ 
sus-Pipeline relevant. Betreiber ist BP 
(USA/GB). Der georgische Verteidi¬ 
gungsminister Irakli Alassania wurde in 
der letzten Woche von Ursula von der 
Leyen in Berlin empfangen. In der Pres¬ 
semitteilung des Ministeriums heißt es 
„Kernpunkte des Gesprächs der beiden 
Minister waren die Entwicklung der bi¬ 
lateralen Beziehungen und gemeinsame 
internationale Einsätze.“ Im Weiteren 
ging es um die aktuelle politische Lage 
im Kaukasus und dabei vor allem dem 
Umgang mit Russland. Das georgische 
Heer wird finanziell durch das Foreign 
Military Financing (FMF) unterstützt. 
Die Beträge schwanken zwischen 80 und 
200 Millionen US-Dollar. Aus Deutsch¬ 
land kommt das Sturmgewehr G36.200 
georgische Soldaten waren der Bundes¬ 
wehr im Kosovo zugeteilt. 

Es gibt bereits die Zusage, dass die 
Bundeswehr mit 60 zusätzlichen Solda¬ 
ten ins Nachbarland Polen nach Szcze¬ 


cin (Stettin) einrückt. Szczecin soll als 
Osteuropa-Stützpunkt der NATO aus¬ 
gebaut werden. Es soll mehr gemeinsam 
„geübt“ werden. Soldaten und Offizie¬ 
re sollen ausgetauscht werden. So eine 
neue Vereinbarung zwischen von der 
Leyen und dem polnischen Minister To- 
masz Siemoniak. Es gehe um ein „Signal 
der Abschreckung an Russland“. Siemo¬ 
niak: „Seien Sie daher nicht überrascht, 
dass wir eine stärkere Präsenz der Nato 
in Osteuropa wollen - nicht nur auf dem 
Papier, sondern durch konkrete Hand¬ 
lungen“. 

Die Bundeswehr liebäugelt mit dem 
Einsatz von „Luna“-Drohnen im Osten 
der Ukraine, begleitet von 200 Solda¬ 
ten zur Bewachung und 50 zum Schutz 
der OSZE-Beobachter. An „Aufklä¬ 
rungsflügen“ ist die Bundeswehr über 
Polen, Rumänien und über der Ostsee 
beteiligt. Einen Einsatz über vier Mo¬ 
nate gibt es zur Zeit mit sechs Kampf¬ 
flugzeugen über dem Baltikum. 170 
Bundeswehrsoldaten sind bei Tallin im 
Stützpunkt Ämari (Estland) eingesetzt. 
Für den Eurofighter Typhoon sind es we¬ 
nige Minuten bis St. Petersburg (Sivorit- 
sy Airfield, Oblast Leningrad: 328 km). 
Seine Höchstgeschwindigkeit in optima¬ 
ler Höhe beträgt 2,35 Mach (in Boden¬ 
nähe: 1,2 Mach). Uwe Koopmann 


Parteiübergreifende Ignoranz 

CDU NRW kündigt Zusammenarbeit in Sachen Flüchtlingspolitik auf 



Flüchtlinge in Berlin-Kreuzberg fordern die Umwandlung einer leerstehenden 
Schule in ein Flüchtlings- und Sozialzentrum. 


Die Einigkeit herrschte nur kurz. Nach¬ 
dem die „rot-grüne“ Landesregierung in 
Nordrhein-Westfalen als Konsequenz aus 
dem Skandal um Misshandlungen von 
Flüchtlingen durch in den Unterkünften 
eingesetztes privates Sicherheitspersonal 
erst kürzlich zu einem Flüchtlingsgipfel 
eingeladen hatte (UZ berichtete ), sind die 
Christdemokraten in der vergangenen 
Woche aus dem bis dato mitgetragenen 
Projekt ausgestiegen. 

Erst wenige Tage zuvor war bei be¬ 
sagtem Gipel unter anderem beschlos¬ 
sen worden, dass Kommunen, die 
Flüchtlinge aufnehmen, mehr finanzi¬ 
elle Unterstützung vom Land erhalten 
sollten, die psychologische Betreuung 
für Flüchtlinge ausgebaut werde und 
ein dezentrales Beschwerdemanage¬ 
ment aufgebaut würde. 

Der CDU-LandesVorsitzende Ar¬ 
min Laschet hatte sich infolge dessen 
in einem Schreiben an SPD und Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen gewandt und darin 


Maßnahmenkatalog ist nur 
ein Tropfen auf den heißen 
Stein 


konstatiert, dass „unsere Übereinstim¬ 
mung bei vielen Ergebnissen des Gip¬ 
fels“ nicht darüber hinweg täuschen 
dürfe, dass „in anderen zentralen Fra¬ 


gen keine Einigkeit erzielt worden ist“. 
Der CDU-Politiker moniert außerdem: 
„Unsere Forderung, angesichts des of¬ 
fenkundigen Organisationsversagens 
des Innenministers eine unabhängige 
Ombudsstelle in der Staatskanzlei für 
Flüchtlinge und Kommunen einzurich¬ 
ten, wurde ebenso wenig aufgegriffen 
wie der Vorschlag, einen transparenten 
und durchschlagskräftigen Heim-TÜV 
zu entwickeln“. Während Ministerprä¬ 
sidentin Hannelore Kraft (SPD) noch 
immer glaube, dass Landesinnenminis¬ 
ter Ralf Jäger (SPD) „der Richtige ist, 


um die schlimmen Zustände zu verbes¬ 
sern“, teile seine Partei „diese Einschät¬ 
zung nicht“, stellte Laschet klar. 

Sowohl die Landesregierung als 
auch die Oppositionsparteien in NRW 
hatten in der Vergangenheit allesamt 
kein gutes Bild abgegeben. Anstatt 
sich der „Flüchtlingsproblematik“ mit 
der gebotenen politischen Sachlich¬ 
keit anzunehmen, Alltagsdiskriminie- 
rung abzubauen und die konkreten 
Lebensverhältnisse der Betroffenen 
zu verbessern, missbrauchten sie das 
hochgradig sensible Thema allesamt 


für parteipolitisches Gezänk. Dabei 
drängt die Zeit, sich der zunehmend 
ausufernden Probleme der Flüchtlin¬ 
ge endlich anzunehmen. In den meis¬ 
ten Kommunen existieren kaum mehr 
Unterkunftsmöglichkeiten für die 
Menschen, obwohl der Wintereinbruch 
kurz bevorsteht. 

In Duisburg hat das Rote Kreuz 
etwa damit begonnen, ein ursprünglich 
für Flüchtlinge errichtetes Zeltlager im 
Stadtteil Walsum wieder abzubauen, da 
es bundesweit als menschenunwürdig 
kritisiert worden war. Die Unterbrin¬ 
gungsmöglichkeiten in öffentlichen 
Gebäuden sind mittlerweile offen¬ 
sichtlich derart ausgeschöpft, dass im 
rheinland-pfälzischen Mainz aktuell 
gar geprüft wird, ein Schiff als Flücht¬ 
lingsheim zu nutzen. Realitätstaugliche 
Antworten, wie die notorisch klammen 
Kommunen die Kosten für die Flücht¬ 
lingsunterbringung künftig stemmen 
sollen, bleiben jedoch im Endeffekt alle 
etablierten Parteien schuldig. Diese Ig¬ 
noranz der Parteien geht währenddes¬ 
sen auf Kosten der Flüchtlinge, die in 
vielen Städten, wie etwa in Duisburg, 
wo günstiger Wohnraum nicht nur leer¬ 
steht, sondern derzeit sogar abgerissen 
wird, menschenwürdig untergebracht 
werden könnten. Zumindest, wenn es 
die Politik denn wollen würde. 

Markus Bernhardt 






m unsere zeit _ Innenpolitik _ 

Richtungsstreit in der AfD 

Im Vorstand kracht es. Bleibt Henkel? 



Alternative oder nicht - das ist hier die Frage. 


A m Wochenende ist bei der Al¬ 
ternative für Deutschland eine 
Vorstandsklausur angesagt. Ei¬ 
nen klaren politischen Kurs vermisst 
AfD-Vize Hans-Olaf Henkel und 
gab seinen Unmut in den letzten Wo¬ 
chen mehrmals der Öffentlichkeit zur 
Kenntnis. Er mahnte den Parteivorsit¬ 
zenden Bernd Lucke, Klarheit zu schaf¬ 
fen. Ob der Vorstandsklausur das gelin¬ 
gen wird, ist, ohne Schaden zu nehmen, 
kaum vorstellbar. 

Henkel, ehemals Gut-Freund mit 
Ex-FDP-Chef Westerwelle, wandte sich 
vor einigen Jahren von der FDP ab. Er 
hat nie einen Hehl daraus gemacht, 
dass eine liberale Kraft in Deutsch¬ 
land notwendig ist. In diese Spur will 
er die AfD als unverbrauchte neue 
Kraft drücken. Besorgt ist er über das 
Image dieser Partei in der Öffentlich¬ 
keit. Besonders dem Vorwurf, die AfD 
sei eine rechtskonservative Kraft ist, 
tritt er entgegen: „Ich will verhindern, 
dass die Partei nach rechts abdriftet.“ 
Er kritisierte auch die ablehnende Hal¬ 
tung der AfD zum Freihandelsabkom¬ 
men mit den USA. Jüngst äußerte er 
im „Spiegel“, dass diese Partei „Unver¬ 
nünftige, Unanständige und Intoleran¬ 
te“ in ihren Reihen habe. In der „Zeit“ 
nannte er seine Parteikollegen „Ideo¬ 
logen, Goldgräber und Karrieristen“ 
und empörte sich über „diese ganzen 
Russlandversteher“. Das seien allesamt 
schwierige Typen, die ihre ganz persön¬ 
lichen Vorstellungen verfolgten und er 
sieht „ganz linke und ganz rechte Ideo¬ 
logen am Werk“. „Da sitzt man auf ei¬ 
nem Parteitag und hört irgendwelche 
wilden Verschwörungstheorien. Ich 
werde dann ganz klein und schäme 
mich in Grund und Boden“, gibt Hen¬ 
kel seine Gewissensnöte preis. 

Das provozierte Alexander Gau¬ 
land, wie Henkel AfD-Vize, der ganz 
andere politische Absichten verfolgt. 
Gauland war bis 1991 acht Jahre Lei¬ 
ter der hessischen Staatskanzlei unter 
Ministerpräsident Walter Wallmann 
(CDU). Der wollte nun von Hans- 
Olaf wissen, zu welcher Gruppe er ihn 
denn einordnen wolle - zu den Unver¬ 
nünftigen, den Unanständigen oder 
den Intoleranten. Gauland wurde vor 
der Vorstandsklausur aber noch deut¬ 
licher: „Herr Henkel muss sich fragen, 
ob er noch zur AfD gehören will, denn 
er will im Grunde genommen eine libe¬ 
rale Partei. Er möchte auf keinen Fall 


etwas mit Herrn Putin zu tun haben, 
er will auf jeden Fall das Freihandels¬ 
abkommen mit den USA. Er möchte 
eine Partei, die die Werte von CDU und 
FDP, wie er sie sieht, weiter verkörpert. 
Und das wird mit der AfD nicht gehen.“ 

Es kann nicht verwundern, dass in 
dieser Partei, zu deren Markenkern die 
Abschaffung des Euro und die Wieder¬ 
einführung der D-Mark sowie Kritik an 
der Europapolitik gehört, nach „mehr“ 
verlangt wird. Wofür steht die AfD in 
Deutschland und nach ihren rauschen¬ 
den Wahlerfolgen in Brandenburg, 
Sachsen und Thüringen konkret? Das 
will Henkel wissen. Das wollen aber 
auch die anderen Vorständler an die¬ 
sem Wochenende klären. An einem 
Wochenende? 

Das Bild, das die AfD in der Öf¬ 
fentlichkeit abgibt, ist keineswegs das 
einer geläuterten FDP, wie es sich Hen¬ 
kel wünscht. Es ist eher das Bild einer 
rechtskonservativen Partei, die sich ak¬ 
tuell vor allem für die Begrenzung der 
Zuwanderung, für strengere Asylgeset¬ 
ze und für die Abschaffung des Euro 
einsetzt. Jeder Zweite - so eine Analy¬ 
se des Allensbacher Demoskopieinsti¬ 
tuts - sieht die AfD als Anwalt nationa¬ 
ler Interessen gegenüber der EU. Die 
Wirtschaft spielt dabei eine untergeord¬ 


nete Rolle. Und von Verteidigung der 
Freiheit ist überhaupt nicht die Rede. 

Auf der Suche nach dem Marken¬ 
kern der AfD ist Gauland längst fündig 
geworden. Bei seinen Veranstaltungen 
hat er zunehmend den Eindruck ge¬ 
wonnen, dass sich das National-Kon¬ 
servative oder National-Liberale als 
Markenkern herausgeschält habe. Das 
Patriotische sei das verbindende Ele¬ 
ment. Das deckt sich weitgehend mit 
der Allensbach-Analyse, die konsta¬ 
tiert, dass die Zahl derjenigen wächst, 
die mit den Verhältnissen insgesamt 
unzufrieden sind und die in der AfD 
eine politische Hoffnung sehen. Es 
gebe in Deutschland sehr wohl eine 
Suche nach Alternativen, nicht nur zur 
Europa-Politik, sondern auch auf an¬ 
deren politischen Gebieten. Das seien, 
so Gauland, Leute, die danach fragten, 
ob es richtig sei, „dass wir uns in allem 
von den Amerikanern dominieren las¬ 
sen“. In allen Veranstaltungen werde 
er nach der Feindstaatklausel gefragt 
und danach, ob Deutschland überhaupt 
souverän sein dürfe. Unter den AfD- 
Anhängern gebe es eine „deutliche 
anti-amerikanische Unterströmung“. 
Es gebe da weder ein Verständnis für 
TTIP noch für die Ukraine-Politik des 
Westens. „Mal ehrlich“, sagt der Dem¬ 


agoge Gauland, „die Ukraine und Ge¬ 
orgien gehen die EU doch eigentlich 
nichts an. Es ist geradezu lächerlich, 
dass die EU da Politik machen will.“ 
Das alles wird Vize Henkel kaum 
gefallen. Aber dem Parteivorsitzenden 
und seinem anderen Vize scheint klar 
zu sein: „Wir dürfen einen bestimmten 
Punkt nicht überschreiten, aber wir 
müssen versuchen, innerhalb dieser 
Grenzen die Frustrierten so weit wie 
möglich mitzunehmen.“ 

Nachsatz: Die AfD ist in den letz¬ 
ten Wochen unter die Goldhändler ge¬ 
gangen. In nur elf Werktagen hat sie 
Münzen mit der Prägung „1 Deutsche 
Mark 2001, Deutsche Bundesbank mit 
Adler“ und Goldbarren im Wert von 
1,6 Millionen Euro verkauft. Die Par¬ 
tei will mit dem Verkauf ihre Parteifi¬ 
nanzen aufbauen und will damit zwei 
Millionen Euro erlösen. Denn nur dann 
würde sie nicht nur drei Millionen Euro 
an staatlichen Zuschüssen für 2014 er¬ 
halten, sondern sogar fünf Millionen 
Euro. Maßstab für die Verteilung der 
staatlichen Zuschüsse ist neben dem 
Wahlerfolg und den Mitgliedsbeiträ¬ 
gen auch die Summe der eingenomme¬ 
nen Spenden. Laut „Spiegel“ liegen die 
AfD-Goldpreise deutlich über denen 
der Banken. Rolf Priemer 


„Der Tod kommt von oben“ - und aus Deutschland 

Ramstein, Kalkar, Stuttgart. Das „deutsche“ Kampfdrohnen-Dreieck 


In der „Zeit“ am 27. Oktober 2014 (on¬ 
line) wird erstmals in der bürgerlichen 
Presse über das von den USA genutz¬ 
te deutsche Dreieck zur US-amerika¬ 
nischen Kampfdrohnennavigation be¬ 
richtet: „Dabei ist Deutschland indirekt 
schon längst am Drohnenkrieg betei¬ 
ligt. Von der Luftbasis Ramstein, der 
Kommandostelle Africom in Stuttgart 
oder der Kaserne im nordrhein-westfä¬ 
lischen Kalkar werden amerikanische 
Drohnen bereits weltweit navigiert.“ 
So heißt es wörtlich. Bereits im Krieg 
der Nato gegen Serbien 1999 wurden 
Drohnen zur Zielfindung eingesetzt. 
Autor des Beitrages ist Nils Markwardt. 

Dank der US-Drohnenpolitik „er¬ 
scheint nicht nur Bin Laden, sondern 
auch das Kriegs- und Völkerrecht in 
neuem Gewand“, heißt es in der „Zeit“, 
denn „der Einsatz von Drohnen hat 
nicht nur die moderne Kriegsführung 
verändert, sondern auch die Bedeutung 
des Tötens an sich.“ 

Weiter: „Unmanned Combat Air 
Vehicles gehören mittlerweile zur mi¬ 
litärischen Normalität. Sie sind längst 
das Herzstück des war on terror, wes¬ 
halb in der US-Armee momentan auch 
mehr Drohnenoperateure als Jet- und 
Bomberpiloten zusammen ausgebildet 
werden.“ 

Die Bundeswehr verfüge hier zwar 
noch über eine sogenannte Fähig¬ 
keitslücke, aber Ursula von der Leyen 


mache sich ja bereits daran, diese zu 
schließen. In diesem Zusammenhang 
wird die indirekte Beteiligung Deutsch¬ 
lands am Drohnenkrieg unter Hinweis 
auf Ramstein, Stuttgart und Kalkar 
nachgewiesen, von dort würden ame¬ 
rikanische Kampfdrohnen „weltweit 
navigiert“. 

Verwiesen wird auf das Buch „Fern¬ 
gesteuerte Gewalt“ des französischen 
Philosophen Gregoire Chamayou, „das 
eine intellektuelle Schneise für die aus¬ 
stehende Debatte schlagen könnte.“ 


„Ferngesteuerte Gewalt“ 


Detailreich werde dort illustriert, dass 
die Drohne keine bloße technische In¬ 
novation darstelle, sondern ebenfalls ei¬ 
nem militärischen Paradigmenwechsel 
Vorschub leiste, der eminente ethische, 
rechtliche und politische Implikationen 
berge. Zur Vorgeschichte wird in dem 
Beitrag zusammenfassend festgestellt: 
„Die israelischen Streitkräfte setzten 
die Entwicklung fort und verzeichne- 
ten zunehmende Fortschritte, so dass 
die Amerikaner in den achtziger Jah¬ 
ren ihrerseits die Forschung wieder 
aufnahmen. Lieferten Drohnen dann 
bereits im Kosovokrieg lasergesteuerte 
Zielmarkierungen für F16-Kampfjets, 
gelang der US-Armee am 16. Februar 
2001 schließlich der erste Test, bei dem 


ein Predator sein Ziel mit einer Hellfi- 
re-Rakete pulverisierte.“ 

Der Autor unterstreicht die Bedeu¬ 
tung der Entwicklung mit den Worten: 
„Mit der Geburt der Kampfdrohne 
schien nun ein alter Traum von Mili¬ 
tärstrategen Wirklichkeit geworden. 
Man hatte ein geradezu biblisches 
Wesen kreiert. Ein künstliches Auge 
Gottes, bestückt mit Hellfire-Raketen. 
Und ihre Nutzer wussten auch umge¬ 
hend, was mit diesen Geräten anzufan¬ 
gen sei. So erklärte George W. Bush 
bereits wenige Tage nach den Anschlä¬ 
gen vom 11. September, dass die USA 
einen neuartigen Krieg führen wer¬ 
den, ,einen Krieg, der auf unserer Sei¬ 
te eine internationale Menschenjagd 
erfordert“ 4 . Dieses Versprechen hät¬ 
ten Bush und sein Nachfolger Obama 
gehalten. Allein für Pakistan werde die 
Zahl der Drohnenopfer zwischen 2004 
und 2012 auf rund 3 000 Personen ge¬ 
schätzt. 

Die Ostermarschbewegung protes¬ 
tiert seit drei Jahren im niederrheini¬ 
schen Kalkar mit Demonstrationen vor 
den dortigen Militäranlagen gegen die 
Kampfdrohneneinsätze der Bundes¬ 
wehr. Ferner gegen den Ausbau der 
Anlagen in Kalkar und im nahegele¬ 
genen Uedem zum exorbitanten Luft¬ 
kommando. 1 500 Piloten sollen ab 
nächstem Jahr von dort die Drohnen 
und schon jetzt die Bomber steuern. 


Der gesamte Luftraum nördlich der 
Alpen wird von der Bundeswehr von 
Kalkar aus überwacht. Jährlich finden 
NATO-Tagungen in Kalkar statt, mit 
denen der Einsatz unbemannter Waf¬ 
fensysteme vorbereitet werden, die 
Atomkatastrophen mit und ohne Ein¬ 
satz von Atomwaffen auslösen können: 
mittels Space-Angriffen und Daten¬ 
krieg zur Schaffung von Super-Gaus in 
Atomkraftwerken. 

Die nächste Tagung der geheim- 
nistuerischen NATO-Krieger steht für 
Mitte November in Kalkar und Kleve 
bevor. Geplant ist die NATO-Tagung 
des Joint Air Power Competence Cen¬ 
ter (Zentrum für Vereinte Luft-Streit- 
kraft-Kompetenz) als militärische Er¬ 
gänzung zur sogenannten Münchner 
Sicherheitskonferenz. Die Militärs 
wollen laut Tagungsunterlagen ihre 
weltweite Luftüberlegenheit aufrecht¬ 
erhalten und - mit Drohnen, Satelli¬ 
ten, Heer, Marine sowie dem Internet 
mit Cyberwar verknüpft - weiterent¬ 
wickeln. Und sie planen die Moderni¬ 
sierung der Atomwaffen. Was sie über 
Jahrzehnte entwickelten, kommt jetzt 
und hier und rasant in einem Guss. 

Ulrich Sander 

Ausführliche Informationen dazu unter www. 
nrw.vvn-bda.de und http://www.japcc.org/ 
events/conference/2013/Documents/2014- 
01 -09-Conf_Proceedings_2 01 3.pdf. 
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Franz soll's richten 

NPD Bundesparteitag 

Frank Franz, bisher Bundespresse¬ 
sprecher der neofaschistischen NPD, 
wurde am vergangenen Wochenende 
zum Nachfolger des bisherigen NPD- 
Bundesvorsitzenden Udo Pastors, der 
zugleich Chef der letzten noch verblie¬ 
benen Landtagsfraktion der Partei in 
Mecklenburg-Vorpommern ist. Der 
35-jährige aus dem Saarland erhielt 86 
von 139 Delegiertenstimmen, also we¬ 
niger als 62 Prozent der Stimmen. Je¬ 
doch konnten auch seine Mitbewerber 
kamen bei den Delegierten kaum an. 
Die ehemalige Vorsitzende des „Rings 
Nationaler Frauen“, Sigrid Schüßler, 
erhielt nur 17 Stimmen, der im April 
dieses Jahres zurückgetretene NPD- 
Generalsekretär Peter Marx immerhin 
32 Stimmen. 

Unter dem Motto „50 Jahre für 
Frieden, Freiheit und Souveränität“ war 
die NPD am vergangenen Wochenen¬ 
de zusammengekommen und führte in 
Weinheim ihren Parteitag durch. Groß 
nach Feiern dürfte der Partei, die sich 
in einem desolaten Zustand befindet, 
nicht gewesen sein. Zu sehr dominieren 
Flügelkämpfe, Finanzquerelen und vor 
allem das Scheitern der NPD bei den 
Landtagswahlen in Brandenburg, Thü¬ 
ringen und Sachsen. Die aufgrund der 
Abgabe falscher Rechenschaftsberich¬ 
te in der Vergangenheit zu Strafzah¬ 
lungen verurteilte Partei verliert allein 
wegen ihres nicht gelungenen Land¬ 
tagseinzugs laut Sachsens Innenminis¬ 
ter Markus Ulbig (CDU) zwischen 1,4 
und 2,5 Millionen Euro pro Jahr. Vom 
Damoklesschwert des drohenden Par¬ 
teiverbots gar nicht erst zu reden. 

Auf Franz wird einiges an Arbeit 
zukommen. Am schwersten dürften 
es ihm dabei die eigenen Mitglieder 
bzw. die sogenannten „Freien Ka¬ 
meradschaften“ außerhalb der Par¬ 
tei machen, auf deren Unterstützung 
die NPD mancherorts angewiesen ist. 
Franz hatte sich schon im Vorfeld mit 
eben diesen Kreisen angelegt. Er kön¬ 
ne „die alte Leier von,Systemanbiede¬ 
rung 4 und Verweichlichung 4 als Keule 
gegen Leute, die andere Wege favori¬ 
sieren, nicht mehr ertragen“, hatte er 
konstatiert. „Was wir nicht mehr brau¬ 
chen können, sind Spinner und Sekten¬ 
heinis, die wie von einem anderen Stern 
wirken“, so Franz weiter, der durchaus 
wissen dürfte, dass sich die NPD in gar 
nicht so geringem Ausmaß aus eben 
diesen Spektren speist. 

Franz betonte im Nachgang an den 
Parteitag in einer ersten Stellungnah¬ 
me, dass es nun gelte, „dass wir das 
Vertrauen und die Sympathie unseres 
Volkes gewinnen“. „Dazu brauchen wir 
jeden klugen Kopf, der bereit ist, unse¬ 
ren Weg eines aufgeklärten Nationalis¬ 
mus mitzugehen“, so der extreme Rech¬ 
te weiter. Allein mit der Begrifflichkeit 
des „aufgeklärten Nationalismus“ - 
an sich ein Widerspruch in sich - dürf¬ 
te Franz umgehend weitere NPD-An- 
hänger und Neonazis vergrätzt haben. 
Knüpft der doch damit gewissermaßen 
an die „seriöse Radikalität“ des frühe¬ 
ren NPD-Parteivorsitzenden Holger 
Apfel an, der - nachdem er sexuell 
motivierter Übergriffe auf „Kamera¬ 
den“ bezichtigt wurde - aus der Partei 
austrat und nun eine Gastwirtschaft auf 
Mallorca führt. 

Dass es Franz tatsächlich gelingen 
kann, die NPD aus ihrer anhaltenden 
Krise zu führen, ist wenig realistisch. 
Dafür ist der Erfolgsdruck, der schon 
jetzt auf ihm lastet, zu groß. Seine in¬ 
nerparteilichen Gegner werden ihn mit 
Argusaugen beobachten. Auf ihre Un¬ 
terstützung dürfte der für einen Partei¬ 
vorsitzenden noch recht junge Franz 
kaum bauen können. Somit wird er 
wohl nur einer von Vielen bleiben und 
schon jetzt eher als Übergangslösung, 
denn als Vorsitzender gelten, der sich 
in der nur noch 5000 Mitglieder zählen¬ 
den neofaschistischen Partei über Jahre 
hinweg hält. 

Zur Wahrheit gehört jedoch auch 
weiterhin: Egal in welchem Zustand 
sich die NPD befinden mag, ihre An¬ 
hänger können vor allem für Migran- 
tinnen und Migranten und die politi¬ 
sche Linke im schlimmsten Fall eine 
tödliche Gefahr darstellen. 

Markus Bernhardt 
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Angst vor Anschlägen im Irak 

Aus Furcht vor einer neuen Anschlags¬ 
welle sunnitischer Extremisten am wich¬ 
tigsten Feiertag der Schiiten hat der Irak 
die Sicherheitsmaßnahmen massiv er¬ 
höht. Mehr als 33 000 Sicherheitskräfte 
sollten am Dienstag die Millionen Pilger 
schützen, die zum Aschura-Fest in der 
Stadt Kerbela, südlich von Bagdad, er¬ 
wartet wurden. 

Landesweit gehen die Kämpfe gegen 
den Islamischen Staat (IS) weiter. Nach 
Informationen der „New York Times“ 
planen Iraks Sicherheitskräfte gemein¬ 
sam mit dem von den USA angeführ¬ 
ten Bündnis für das Frühjahr 2015 eine 
Großoffensive. Wichtige Straßen und 
Grenzübergänge sollten dann wieder un¬ 
ter Kontrolle der irakischen Regierung 
sein. Unklar bleibt das Vorgehen gegen 
den IS in Syrien. 

In der nordsyrischen Grenzstadt Ko- 
bani melden kurdische Aktivisten nach 
Ankunft erster Peschmerga-Soldaten 
aus dem Nordirak Fortschritte im Kampf 
gegen die Extremisten. Die Kämpfer 
versuchten nun, die Versorgungswege 
der Dschihadisten in der Ortschaft nahe 
der Grenze zur Türkei zu kappen. 

Im Westirak haben Bewaffnete des 
Islamischen Staates in einer Machtde¬ 
monstration binnen drei Tagen rund 200 
Mitglieder eines sunnitischen Stammes 
getötet. Die Sunniten, darunter auch 
Frauen und Kinder, wurden wegen ih¬ 
rer angeblichen Unterstützung der ira¬ 
kischen Regierung umgebracht. Bei den 
Opfern der Massenexekutionen in der 
westirakischen Provinz Anbar handelte 
es sich um Mitglieder des Al-Bu Nimr- 
Stammes. Allein in der Nacht zum Sonn¬ 
tag seien 67 Mitglieder, darunter auch 
Frauen und Kinder, umgebracht worden, 
berichtete die irakische Nachrichtensei¬ 
te Al-Sumaria News unter Berufung auf 
einen Stammesführer. Rund 125 Mitglie¬ 
der des Stammes halte der IS weiter als 
Geiseln. 

Recht auf Wasser 

Die Kommunistische Partei Irlands be¬ 
grüßte in einer am Samstag veröffent¬ 
lichten Erklärung die massenhafte Teil¬ 
nahme von rund 200 000 Menschen an 
mehr als 100 Demonstrationen im gan¬ 
zen Land, von denen viele zum ersten 
Mal in ihrem Leben an einer Protestak¬ 
tion teilgenommen haben. 

In Irland wurde die Wasserversor¬ 
gung bisher durch Steuereinnahmen fi¬ 
nanziert. Nun kommen auf den Durch¬ 
schnittshaushalt jährliche Kosten von 
zwischen 200 und 400 Euro zu. Die Ge¬ 
bühren sind Teil der Sparmaßnahmen, 
die die irische Regierung als Gegenleis¬ 
tung für Finanzhilfen zur Rettung der 
Staatsfinanzen ausgehandelt hatte. 

Die Kampagne „Right2Water“ 
(Recht auf Wasser) habe viele Menschen 
vereint. Sie wehrten sich gemeinsam ge¬ 
gen die geplanten neuen Wassergebüh¬ 
ren. Die Menschen haben genug von den 
Austeritätsmaßnahmen, genug von den 
Ausflüchten und Lügen der Regierung, 
genug von Kürzungen und neuen Be¬ 
lastungen, heißt es in der Erklärung der 
KP Irland. „Sie haben die Nase voll von 
den in den Himmel steigenden Immobi¬ 
lienpreisen und Mieten, die sie sich nicht 
mehr leisten können. Sie haben die Nase 
voll und wollen nicht mehr Zusehen, wie 
eine Elite immer reicher wird, während 
die Löhne der Arbeiter immer weiter ge¬ 
kürzt werden und ihre Familien an die 
Grenze der Belastbarkeit stoßen.“ 

Auf der Kundgebung in Cabra, Dub¬ 
lin, rief der Generalsekretär der KPI, 
Eugene McCartan, zu größtmöglicher 
Einheit aller Menschen auf, die sich ge¬ 
gen die Wasserpreise zur Wehr setzen. 
Nur ein Verfassungszusatz könne das 
Recht der Menschen auf Wasser garan¬ 
tieren und die Regierenden daran hin¬ 
dern, das Wasser zu einer Ware zu ma¬ 
chen und zu privatisieren 

Die KP Irlands ist der Auffassung, es 
sei höchste Zeit, dass alle Gewerkschaf¬ 
ten sich entschließen, nicht nur Wider¬ 
stand gegen diese Gebühren zu leisten, 
sondern tatsächlich die Interessen ihrer 
Mitglieder und der gesamten Arbeiter¬ 
klasse zu verteidigen, und sich endlich 
von Hinterzimmer-Abmachungen mit 
einer bankrotten Regierung und einer 
diskreditierten Labour-Partei zu lö¬ 
sen. Die Gewerkschaftsbewegung laufe 
sonst Gefahr, sich selbst überflüssig zu 
machen. 


Unterschiede in Strategie und Taktik 

Die Kommunisten der Donezker Volksrepublik und die KPU 


Am 30. Oktober veröffentlichte die russische „Sowjetskaja Rossija“ ein länge¬ 
res Interview mit Boris Litwinow, dem Vorsitzenden des Obersten Sowjets der 
Donezker Volksrepublik (DVR), über die revolutionären Ereignisse im Donbass 
und die Reaktion der Kommunistischen Partei der Ukraine darauf sowie über den 
Krieg und das Leben unter den Bedingungen der Belagerung. Aus Platzgründen 
müssen wir uns auf die Wiedergabe derjenigen Teile des Interviews beschränken, 
die das Verhältnis der KP der DVR zur KPU betreffen: 


Frage: Am 8. Oktober hat der Grün¬ 
dungskongress der Kommunistischen 
Partei der DVR stattgefunden. Ist das 
eine Gebietsorganisation der Kommu¬ 
nistischen Partei der Ukraine? 

Boris Litwinow: Nein, das ist keine Un¬ 
terabteilung der KPU, das ist die KP der 
DRV. Viele ehemalige Mitglieder der 
KPU sind in die Partei eingetreten, viele 
neue Menschen, vor allem Jugendliche, 
in erster Linie aus den Volksmilizen, die 
mit der Waffe in der Hand die DVR ver¬ 
teidigen. Auf dem Gründungskongress 
am 8. Oktober wurde einmütig der Be¬ 
schluss über die Gründung der KP der 
DVR gefasst. (...) 

Frage: Gibt es Meinungsverschiedenhei¬ 
ten zwischen der KP der DVR und der 
KPU? 

Boris Litwinow: Wie soll ich das sagen. 
Unsere Revolution gründet auf linkem 
Boden. Es waren gerade linke Erwartun¬ 
gen, die die Menschen zum Referendum 
führten und zur Annäherung an Russ¬ 
land. Aber in dem Augenblick, als sich 
der Donbass erhob, kam es in der KPU 
zu einer zweideutigen Situation. Auf der 
einen Seite gab es außer der Kommunis¬ 
tischen Partei keine organisierte Kraft, 
die konsequent und beharrlich gegen 
das faschistische Regime und die Olig¬ 
archenherrschaft, für einen Staat der so¬ 
zialen Gerechtigkeit kämpfte. Aber zur 
Erreichung dieses Zieles stürmte das 
Volk der DVR voran, wie die Geschich¬ 
te zeigte. Diese Situation verstanden die 
Führer der Donezker Gebietsorganisati¬ 
on der KPU nicht ganz. 

Ich sage ganz deutlich: Ich bin ein 
entschiedener Anhänger einer einheitli¬ 
chen Ukraine. Aber nicht auf der Grund¬ 
lage derjenigen Prinzipien, die heute das 
offizielle Kiew propagiert. Ich bin sicher, 
es wird die Zeit kommen, da das Volk der 
Ukraine aufwachen wird. Wir helfen ihm 
aufzuwachen. Mit unserem Beispiel wer¬ 
den wir ihm die Augen öffnen. Wir wer¬ 
den auf volksdemokratischen Positionen 
stehen, in brüderlicher Einheit mit der 
eurasischen Gemeinschaft, aber ohne Fa¬ 
schismus, ohne im russischen Volk einen 
Feind zu sehen, sondern den Freund, weil 
wir Internationalisten sind. Der Don¬ 
bass - das ist ein Konglomerat von Nati¬ 
onen und Nationalitäten, vereinigt durch 
Arbeit, den Aufbau des Staates und ihr 
Leben. Wenn man das in Kiew, auf dem 
Maidan, im Westen der Ukraine versteht, 
dann werde ich der Erste sein, der für die 
Einheit einer solchen Ukraine stimmt. 

Frage: Sind in der Frage der territoria¬ 
len Integrität unterschiedliche Sichtwei¬ 
sen zwischen den Kommunisten der DVR 
und der KPU entstanden? 

Boris Litwinow: Die Führer des Donez¬ 
ker Gebietskomitees der KPU haben 
nicht die Besonderheiten des histori¬ 
schen Augenblicks verstanden. Sie fuh¬ 
ren nach Kiew... Es versteht sich, dass 
es auch dort notwendig ist um die Macht 
zu kämpfen. Nur dort zu kämpfen, erfor¬ 
dert dem Kampf hier zu helfen, denjeni¬ 
gen zu helfen, die für sich die Verantwor¬ 
tung übernommen haben, mit dem Volk 
zu gehen, seinen Willen zu erfüllen, sein 
Recht auf Selbstbestimmung, auf ein Le¬ 
ben nach den Gesetzen der Menschlich¬ 
keit und Gerechtigkeit zu verteidigen. 
Viele Kommunisten des Donbass sind 
in die Reihen der Kämpfer für das Volk 
getreten. Sie stehen auch heute in der 
vordersten Linie des politischen, wirt¬ 
schaftlichen und militärischen Kampfes 
für die DVR.(...) 

Die einfachen Kommunisten erwar¬ 
teten Taten vom Gebietskomitee der 
KPU. Zum Kongress am 8. Oktober habe 
ich die Sekretäre des Gebietskomitees 
eingeladen. Sie erklärten, dass sie nicht 
zu den „Spaltern“ kommen. Sie nahmen 


eine ab wartende Position ein. Mir, dem 
ersten Sekretär des Kirower Rayon-Ko¬ 
mitees der KPU, rieten sie im Gebiets¬ 
komitee, dass ich mich damit nicht be¬ 
schäftigen sollte, es würde ohnehin viel 
gemacht, Plenen würden durchgeführt, 
Versammlungen, Kongresse in Kiew. ... 
Ich frage: Wo sind denn Ergebnisse? Er¬ 
gebnisse sind nicht zu sehen.... 

Als ich gemeinsam mit einer Reihe 
von Kommunisten handelte, sagte man 
mir im Gebietskomitee, dass ich aus der 
KPU ausgeschlossen werde. Man wies 


mich zurecht, behinderte mich in mei¬ 
ner Arbeit zur Aktivierung der Protest¬ 
bewegung, die bald in eine Revolution 
hinüberwuchs. 

Man zitierte mich ins Büro des Ge¬ 
bietskomitees. Dort sagte ich, seht euch 
um, seht womit ihr euch beschäftigt und 
was ringsherum passiert. Wo sollen jetzt 
die Kommunisten sein? ... Die Mitglie¬ 
der des Büros senkten die Ausschluss¬ 
rhetorik. Mir wurde vorgeschlagen, eine 
Erklärung zu schreiben, dass ich selbst 
aus der Partei aus trete. Für den Fall, dass 
die Kiewer Machthaber behaupten, dass 
die Kommunisten gegen den Staat tätig 
sind, zur Veränderung der bestehenden 
Ordnung aufrufen und die ukrainische 
Verfassung verletzen, werde man über 
mich sagen: er ist aus der Partei ausge¬ 
treten, er ist nicht mehr bei uns. 

Ich unterschrieb die Erklärung, aber 
ließ mir vom Büro das Wort geben, dass 
man mir die Erklärung jederzeit zurück¬ 
geben wird. Ich zahle wie früher meine 
Beiträge und bleibe erster Sekretär des 
Kirower Rayon-Komites der KPU in der 
Stadt Donezk. Sie waren damit einver¬ 
standen. Als die Revolution stattfand, 
bestimmte das Volk dann über das wei¬ 
tere Szenario. 

Heute kann ich es so sagen: Wir ha¬ 
ben keine Meinungsverschiedenheiten 
mit der KPU in ideologischer Hinsicht. 
Wir alle wollen einen sozial orientierten 
starken Staat, der auf die Markt- und 
Wirtschaftsprozesse Einfluss nimmt. 
Aber es gibt Unterschiede über die 
Wege, Fristen und Mittel für den Aufbau 
eines solchen Staates. (...) 

★ 

Litwinow erläuterte dann das Prozede¬ 
re für die Wahlen am 2. November und 


stellte fest: Die Wahlen werden nach dem 
Verhältniswahlrecht ohne Direktkandi¬ 
daten in den Wahlkreisen durchgeführt. 
Die Wähler können sich zwischen den 
Vertretern gesellschaftlicher Organisa¬ 
tionen entscheiden. Zwei wurden zur 
Wahl registriert - die „Donezker Repu¬ 
blik“ und der „Freie Donbass“. 

Frage: Und die Kommunistische Partei 
der DVR? 

Boris Litwinow: Sie ist heute bei uns 
die einzige Partei, die bereit war, an den 
Wahlen teilzunehmen. Ein Teil der Ge¬ 
sellschaft hat jedoch die Sorge, dass durch 
die Kandidatur nur einer Partei ein un¬ 
ausgeglichenes Stimmungsbild geschaf¬ 
fen werden kann, obwohl die Republik 
Geschlossenheit ihrer Bürger braucht. 
Deshalb gehen wir nur mit gesellschaft¬ 
lichen Organisationen und ohne Parteien 


zu den Wahlen, obwohl die KP der DVR 
als Partei registriert ist, sich entwickelt 
und ihr eigenes Programm hat. Die Kom¬ 
munisten nehmen auf den Listen der ge¬ 
sellschaftlichen Organisationen an den 
Wahlen teil. 

Frage: Gibt es eine Opposition? 

Boris Litwinow: Eine Opposition als sol¬ 
che gibt es nicht. Beide gesellschaftliche 
Organisationen sind für die DVR und 
ihre Souveränität, gegen den Faschis¬ 
mus. Das ist die ideologische Schlüssel¬ 
plattform, die unser Volk und die Orga¬ 
nisationen vereinigt. Meinungsverschie¬ 
denheiten gibt es in ökonomischen und 
sozialen Fragen, im Verhältnis zum Ei¬ 
gentum. 

Die Menschen des Donbass haben 
bereits erklärt, dass sie keine Oligarchen 
haben wollen. Gleichzeitig sind sie nicht 
gegen kleine Ladenbesitzer. Den größten 
Streit gibt es über die Basiszweige der In¬ 
dustrie. Die einen sagen, dass es nötig sei 
sie dem privaten Business zu überlassen, 
möge es die zerstörte Wirtschaft wieder¬ 
herstellen. Andere sind damit nicht ein¬ 
verstanden, sie rechnen damit, dass die 
Übergabe der Industrie in private Hän¬ 
de wieder die verhassten Oligarchen her¬ 
vorbringen wird. 

Wir Kommunisten, die linken Kräfte, 
sind für eine gemischte Wirtschaft. Wir 
unterstreichen, dass wir nicht gegen Pri¬ 
vateigentum an Produktionsmitteln sind, 
allerdings in bestimmten Proportionen, 
in bestimmten Zweigen und unter star¬ 
ker Kontrolle des Staates. (...) 

(Auswahl und Übersetzung aus dem Russischen - 
Willi Gerns) 



Foto: Andrew 


Ostukraine: Bisherige Republikchefs von Donezk und 
Lugansk sind Wahlsieger 


Bei den Wahlen der Republikchefs in den Volks¬ 
republiken Donezk und Lugansk haben nach 
Angaben der Wahlbehörden die bisherigen 
Amtsinhaber Alexander Sachartschenko bzw. 
Igor Plotnizki gewonnen. 

Nach Auszählung von 100 Prozent der Stim¬ 
men liegt in Donezk der Premier der Volksrepu¬ 
blik, Alexander Sachartschenko, vorne. 765 340 
Wähler haben für ihn gestimmt. An der Abstim¬ 
mung nahmen insgesamt 1012162 Wähler teil. 
104 540 davon übermittelten ihre Stimmen bei 


der Fernabstimmung. Bei der Wahl zur Volks¬ 
vertretung in Donezk führt die Partei Donezker 
Volksrepublik von Sachartschenko, die 662 000 
Stimmen auf sich vereinigen konnte. 

Der Premier der Volksrepublik Lugansk, Plotniz¬ 
ki, kam nach der Auszählung von 100 Prozent 
der Stimmen auf 63,08 Prozent. 

In Lugansk gewann die von Plotnizki geführte 
Bewegung „Mir Luganschtschine“ (Frieden für 
die Lugansker Region) mit 69,42 Prozent der 
Stimmen. 


Katalanische Kommunisten 
gründen neue Partei 

In L’Hospitalet de Llobregat, einem 
Vorort von Barcelona, ist am Samstag 
eine neue kommunistische Partei ge¬ 
gründet worden. Die „Comunistes de 
Catalunya“ -Kommunisten Kataloni¬ 
ens - haben sich zum Ziel gesetzt, die 
in verschiedene Parteien zersplitterten 
oder weitgehend unorganisierten Kom¬ 
munisten der bislang zu Spanien gehö¬ 
renden Region zu vereinen. Kern der 
neuen Organisation ist die bisherige 
Partei der Kommunistinnen Kataloni¬ 
ens (PCC), deren Generalsekretär Joan 
Josep Nuet auch Chef der neuen Or¬ 
ganisation geworden ist. Andere Par¬ 
teien beteiligten sich an der Neugrün¬ 
dung nicht. 

Seit Monaten hatten die PCC und 
die PSUC-viu, die von der Kommunis¬ 
tischen Partei Spaniens (PCE) als offi¬ 
zielle Schwesterorganisation in Kata¬ 
lonien anerkannt worden ist, über ei¬ 
nen Zusammenschluss verhandelt. Zu 
Jahresbeginn hatten sie sich auf dem 
PCE-Parteitag in Madrid noch opti¬ 
mistisch gezeigt, beim nächsten Kon¬ 
gress der spanischen Kommunisten mit 
einer gemeinsamen Delegation auftre- 
ten zu können. Doch über die Sommer¬ 
monate scheint es zu einem Zerwürfnis 
gekommen zu sein. Auch wenn öffent¬ 
lich keine Details verlautbart wurden, 
kühlte sich die Sprache beider Parteien 
merklich ab. 

Die Parteigründung wird von der 
PSUC-viu abgelehnt. Es handele sich 
nicht um einen Kongress der kommu¬ 
nistischen Einheit, sondern um eine 
„Neugründung der PCC“, heißt es in 
einer von PSUC-viu und PCE gemein¬ 
sam herausgegebenen Erklärung. Der 
neuen Partei werde man „mit der sel¬ 
ben Wertschätzung“ gegenübertreten 
wie bislang der PCC. Trotz der Kritik 
nahm der Generalsekretär der KP von 
Kantabrien, Jorge Crespo, als Vertre¬ 
ter der PCE an dem Kongress teil und 
bezeichnete ihn als Grund zur Freude, 
weil die Kommunisten selten genug 
Signale zur Einheit gegeben hätten - 
während der Feind vereint marschiert 
sei, seien die Kommunisten zersplittert 
gewesen. 

Joan Josep Nuet betonte in seiner 
Ansprache bei der Abendveranstal¬ 
tung zum Abschluss des Kongresses, 
die PCE sei die „Bruderpartei“ der 
Comunistes des Catalunya, denn beide 
Parteien verfolgten das selbe Projekt: 
„Es wird keine Katalanische Republik 
ohne eine Spanische Republik geben - 
und der beste Schutz für die Spanische 
Republik ist die Katalanische Repub¬ 
lik!“ Das Verhältnis zur PCE sei „wie 
die Beziehung eines Paares, an der man 
jeden Tag arbeiten muss“. Die katalani¬ 
schen Kommunisten seien bereit, mit 
der PCE über alle Fragen zu disku¬ 
tieren und zu Übereinstimmungen zu 
kommen - „Wir sind und wir fühlen 
uns stark genug dafür!“ 

Nach Hochrufen auf die katalani¬ 
sche Arbeiterklasse und die neue Par¬ 
tei endete der Gründungskongress mit 
dem gemeinsamen Gesang der „Inter¬ 
nationale“ und der katalanischen Nati¬ 
onalhymne „Eis Segadors“. redglobe 

Wirbel um Hubschrauberträger 

Der französische Industriekonzern 
DCNS, der zwei Mistral-Hubschrau¬ 
berträger für Russland baut, hat den 
für dieses Projekt zuständigen Mitar¬ 
beiter Yves Destefanis entlassen. Der 
Grund dafür war ein Brief, den Deste¬ 
fanis nach Moskau geschickt hatte. 

Nach Angaben der Zeitung „Les 
Echos“ hatte Destefanis im Namen 
des Konzerns russische Verantwortli¬ 
che zur Übergabe des ersten der bei¬ 
den Kriegsschiffe am 14. November im 
französischen Hafen Saint-Nazaire ein¬ 
geladen. Einen Tag später bestritt Pa¬ 
ris eine entsprechende Einigung. Aus 
der französischen Hauptstadt hieß es, 
daß die Lieferung wegen der aktuellen 
politischen Bedingungen derzeit nicht 
möglich sei. 

Noch Ende August hatte der fran¬ 
zösische Präsident Frangois Hollande 
versichert, dass nichts Frankreich da¬ 
von abhalten könne, die Hubschrau¬ 
berträger an Russland zu liefern. Doch 
schon zwei Wochen später drohte er 
auf Druck aus Washington, den Deal 
zu stoppen. 
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Aufstand in 
Ouagadougou 

Militär in Burkina Faso 
verspricht Wahlen 

Nach dem Sturz von Blaise Compao¬ 
re, der seit dem Putsch gegen die revo¬ 
lutionäre Regierung Thomas Sankaras 
am 15. Oktober 1987 in Burkina Faso 
herrschte, hat das Militär die Macht 
übernommen. Angesichts von Protes¬ 
ten haben die Militärs Wahlen inner¬ 
halb von drei Monaten versprochen. 
Der Vize-Kommandeur der Präsidial¬ 
garde, Isaac Zida, der das westafrika¬ 
nische Land als Übergangspräsident 
führen soll, kündigte einen „friedli¬ 
chen, demokratischen Übergang“ an. 
In einem Kommunique Zidas heißt es: 
„Die Macht interessiert uns nicht.“ Es 
seien bereits Verständigungen über ei¬ 
nen Übergang eingeleitet worden. 

Ein Armeesprecher sagte, Ziel der 
Militärs sei es, Chaos im Land zu ver¬ 
hindern. Bei Protesten gegen das Mili¬ 
tär war am Sonntag ein Mensch getö¬ 
tet worden. Soldaten gaben laut Medi¬ 
enberichten am Sonntag Warnschüsse 
ab, um tausende Demonstranten in der 
Hauptstadt Ouagadougou auseinan¬ 
der zu treiben. Die Kundgebungsteil¬ 
nehmer forderten, dass auch Zivilisten 
an der Macht im Land beteiligt werden 
müssten. 

Demonstranten stürmten das Ge¬ 
bäude des staatlichen Fernsehens. Dort 
wollten sich der ehemalige Militärmi¬ 
nister und Armeechef Kouame Lougue 
und Oppositionsführer Saran Sereme 
jeweils selbst zum Präsidenten erklä¬ 
ren. Kouame wurde nach einem kurzen 
TV-Statement von Soldaten abgeführt; 
bevor Sereme zu Wort kommen konn¬ 
te, wurde die Ausstrahlung beendet. 

Armeechef Honore Traore sagte 
Zida seine Unterstützung zu. Traore 
hatte zunächst selbst Anspruch auf die 
Staatsführung erhoben. Allerdings gab 
es in den Reihen der Opposition star¬ 
ken Widerstand gegen ihn, da Traore 
als Gefolgsmann der alten Staatsfüh- 
rung gilt. 



Blaise Compaore 
durch sein Volk vertrieben! 


Aus der Erklärung des Netzwerks 
„Gerechtigkeit für Thomas Sankara, Gerechtigkeit für Afrika“ 


Der Volksaufstand hat das dekadente Regime von Blaise 
Compaore hinweggefegt. Der 30. und 31. Oktober 2014 
sind in die Geschichte eines mutigen, reifen und würdigen 
Volkes eingegangen, und darüber hinaus in die Geschichte 
Afrikas und der ganzen Welt. 27 Jahre Herrschaft dieses 
blutigen Megalomanen, das reicht! (...) 

Nach diesem ersten Sieg sollten sich die Militärs, die 
zivilgesellschaftlichen Organisationen und die politischen 
Parteien der alten Opposition schnell im Sinne eines fried¬ 
lichen Übergangs einigen. Da es das Volk war, das den Sieg 
herbeigeführt hat, sollte schnellstmöglich eine Politik um¬ 
gesetzt werden, die vornehmlich das Elend im vollständi¬ 
gen Einklang mit dem Volkswillen bekämpft. (...) 


Blaise Compaore ist geflüchtet. Er muss verhaftet und 
für seine Verbrechen zur Rechenschaft gezogen werden. 
Wir fordern eine unabhängige internationale Untersu¬ 
chung der Ermordung von Thomas Sankara am 15. Ok¬ 
tober 1987. Von den Mitgliedern des Kongresses der Ver¬ 
einigten Staaten von Amerika fordern wir, dass sie die 
Öffnung der Archive jener Zeit und eine Untersuchung 
über eine eventuelle Mittäterschaft des CIA beschließen. 
Von den französischen Parlamentariern fordern wir die 
Einleitung einer parlamentarischen Untersuchung über 
die Ermordung Thomas Sankaras, wie sie schon zweimal 
bei der französischen Nationalversammlung beantragt 
wurde (...) 


Erfolg für die „Volksfront“ 

Nach der Parlamentswahl in Tunesien stehen weitere soziale und politische Auseinandersetzungen an 


Vieles deutet darauf hin, dass sich die 
Bildung einer neuen Regierung in Tu¬ 
nesien bis zu der für den 23. November 
angesetzten Neuwahl eines Staatspräsi- 
dentenverschieben wird. 

Das am 29. Oktober von der un¬ 
abhängigen Wahlkommission (ISIE) 
bekannt gegebene vorläufige amtli¬ 
che Wahlergebnis der Parlamentswahl 
vom 26. Oktober 2014 ist zwiespältig. 
Es lässt sich in folgende Punkte zusam¬ 
menfassen: 

★ Die unter religiösem Etikett ange¬ 
tretene islamistische Ennahda („Wie¬ 
dergeburt“), die es nach der tunesi¬ 
schen Revolution im Januar 2011 ver¬ 
standen hatte, sich mit Hilfe von zwei 
bürgerlichen Hilfstruppen und ge¬ 
stützt auf den Einfluss moslemischer 
Geistlicher und der sozialen Netzwer¬ 
ke bei den Moscheen eine zentrale 
Machtposition zu verschaffen, wurde 
aus ihrer Spitzenstellung verdrängt. 
Hatte sie in der im November 2011 
gewählten Verfassunggebenden Ver¬ 
sammlung mit 90 Mandaten noch die 
absolute Mehrheit, so wurde sie jetzt 
mit 69 von 217 Abgeordneten im neu¬ 
en Parlament nur noch zweistärkste 
Partei. 

★ Die zwei nicht-religiösen Steigbü¬ 
gelhalter für die Ennahda in der soge¬ 
nannten „Troika“ erlebten ein Fiasko: 
der „Kongress für die Republik“ (CPR) 
wurde von 29 auf nur noch 4 Abgeord¬ 
netensitze, die sozialdemokratische Et- 
takol von 20 auf nur noch 1 Mandat re¬ 
duziert. 

★ Stärkste Partei wurde diesmal die 
erst im April 2012 gebildete Partei 
Nida Tounes („Ruf Tunesiens“) mit 
85 Sitzen. Sie verdankt ihren Wahlsieg 
vor allem dem Umstand, dass sie von 
vielen Wählerinnen und Wählern als 
der einzige aussichtsreiche nichtreligi¬ 
öse Gegenpol zu den Islamisten ange¬ 
sehen wurde. 


★ Angesichts der Polarisierung des 
Wahlkampfs zwischen den zwei großen 
Blöcken Nida Tounes und Ennahda ist 
es als außerordentlich bemerkenswer¬ 
tes Ergebnis anzusehen, dass die von 
dem Kommunisten Hamma Hamami 
geführte linke „Volksfront“ nun zur 
viertstärksten Partei im tunesischen 
Parlament wurde, mit 15 Abgeordne¬ 
tensitzen. In einzelnen Wahlbezirken 
erreichte sie höhere Stimmenantei¬ 
le, so im Wahlbezirk Siliana (223 000 
Einwohner) 11,6 Prozent. In der Ver¬ 
fassunggebenden Versammlung waren 
die „Kommunistische Arbeiterpartei 
Tunesiens“ und die „Bewegung demo¬ 
kratischer Patrioten“, die sich nun mit 
anderen Linkskräften zusammengetan 
haben, nur mit zusammen 4 Abgeord¬ 
neten vertreten. 

★ Erfolgreich war leider auch die von 
dem Großunternehmer Slim Riahi fi¬ 
nanzierte und geführte „Freie Patrio¬ 
tische Partei“ (UPL), der gleichzeitig 
Präsident des erfolgreichen Fußball¬ 
vereins Club Africain in Tunis ist. Die 
sich wirtschaftsliberal präsentierende 
rechtsbürgerliche Partei kam mit ei¬ 
nem aufwändig geführten Wahlkampf 
mit 16 Abgeordnetensitzen auf den 
dritten Platz. 

★ Die verbleibenden 27 Abgeordne¬ 
tenmandate verteilen sich in großer 
Zersplitterung auf 12 weitere Parteien 
mit zumeist 1-3 Abgeordneten. Nur die 
gleichfalls „liberal“ auftretende Afek 
Tounes („Horizonte Tunesiens“) kam 
noch auf acht Mandate. 

Das Wahlergebnis widerspiegelt 
einerseits eine positive Verschiebung 
der politischen Kräfteverhältnisse von 
den Islamisten zum bürgerlich-demo¬ 
kratischen weltlichen Parteienspekt¬ 
rum. Diese Wende kam nicht erst mit 
den Parlamentswahlen zustande. Sie 
war das Ergebnis eines monatelangen 
hartnäckigen Kampfes mit eindrucks¬ 


vollen Massenaktionen und außer¬ 
parlamentarischen Bewegungen, die 
im März letzten Jahres den Rücktritt 
der Ennahda-Regierung und deren 
Ersetzung durch ein „Kabinett der 
Fachleute“ erzwangen. In konfliktrei¬ 
chen Auseinandersetzungen konnte 
die Verabschiedung einer Verfassung 
durchgesetzt werden, die zwar den 
bürgerlich-demokratischen Rahmen 
nicht übersteigt und auch einige Zuge¬ 
ständnisse an die Islamisten aufweist, 
aber auch von Vertretern der Linken 
als „echte demokratische Verfassung“ 
beurteilt wird. Eine maßgebliche Rol¬ 
le bei der Durchsetzung dieser Wende 
hat der tunesische Gewerkschaftsbund 
UGTT gespielt. 

Andererseits ist derzeit aber noch 
kaum zuverlässig zu übersehen, wie 
es in Tunesien politisch weitergehen 
wird. Die an die Spitze gelangte Nida 
Tounes ist ein Gemisch aus sehr unter¬ 
schiedlichen Kräften. Zu ihren Unter¬ 
stützern gehören sowohl Unternehmer 
und Angehörige der Oberschichten 
wie erhebliche Teile der Mittelschich¬ 
ten und Gewerkschafter, aber auch 
ehemalige Unterstützer des gestürz¬ 
ten Ben-Ali-Regimes. An ihrer Spitze 
steht der 88-jährige bürgerliche Politi¬ 
ker Beji Essebsi, der schon unter Ha- 
bib Bourguiba, dem Führer der tunesi¬ 
schen Unabhängigkeitsbewegung und 
ersten Staatspräsidenten Tunesiens Mi¬ 
nisterämter innehatte. Essebsi und sei¬ 
ne Mitstreiter verstanden es im Wahl¬ 
kampf geschickt, an den Traditionen 
des teilweise auch „antiimperialistisch“ 
gefärbten „Nationalismus“ der Bour- 
guiba-Ära anzuknüpfen und sich gegen 
eine „Zersplitterung“ der Demokraten 
gegenüber der „Islamisten-Gefahr“ in 
Szene zu setzen. 

Da Nida Tounes nicht allein re¬ 
gieren kann, ist sie auf eine Koalition 
angewiesen. Angesichts der großen 


Zersplitterung des übrigen bürgerli¬ 
chen Lagers ist das Erreichen einer 
stabilen Parlamentsmehrheit aber 
kein leicht zu lösendes Problem. Man¬ 
che Kreise drängen unter Verweis auf 
die für Tunesien notwendige „wirt¬ 
schaftliche und politische Stabilität“ 
darauf, Ennahdha trotz der schar¬ 
fen Konfrontation im Wahlkampf in 
die künftige Regierungskonstellati¬ 
on einzubeziehen. Dies würde aller¬ 
dings für viele Unterstützer und Wäh¬ 
ler von Nida Tounes glatter Verrat an 
den im Wahlkampf vertretenen Posi¬ 
tionen bedeuten und jedenfalls nicht 
ohne eine starke innere Zerreißprobe 
machbar sein. Eben deshalb scheinen 
die Nida-Tounes-Führer zunächst auf 
ein Hinausschieben der Regierungs¬ 
bildung bis nach der Präsidentenwahl 
im November auszugehen, bei der Es¬ 
sebsi als aussichtsreicher bürgerlich¬ 
demokratischer Kandidat ins Rennen 
gehen will. 

So oder so zeichnet sich ab, dass in 
Tunesien zunächst ein bürgerlich-de¬ 
mokratisches Regime installiert wird, 
dessen maßgebliche Kräfte vor allem 
den „wirtschaftlichen Wiederaufstieg“ 
Tunesiens zum Ziel haben und darun¬ 
ter vor allem die Förderung der einhei¬ 
mischen Unternehmer und die Einräu¬ 
mung noch günstigerer Konditionen 
für das Auslandskapital verstehen. 
Dass dies den Interessen der großen 
Mehrheit der tunesischen Bürgerin¬ 
nen und Bürger nicht gerecht werden 
kann, ist absehbar. Die demokratischen 
und linken Kräfte des Landes werden 
also damit konfrontiert sein, dass für 
die Durchsetzung der ursprünglichen 
sozialen und gesellschaftspolitischen 
Anliegen und Ziele der tunesischen 
Revolution weitere starke soziale Be¬ 
wegungen und Kampfaktionen erfor¬ 
derlich sind. 

Pierre Poulain 


KP-Treffen auf Zypern 

Zehn Kommunistische und Arbeiter¬ 
parteien des östlichen Mittelmeerraums 
sind auf Einladung der AKEL (Fort¬ 
schrittspartei des arbeitenden Volkes) 
am 24725. Oktober in Pervolia/Zypern 
zu einer Beratung zusammengekom¬ 
men. 

Aufgrund eines gemeinsamen Vor¬ 
schlags der Palästinensischen Volkspar¬ 
tei (PPP) und der KP Israels beschlos¬ 
sen sie eine Resolution, in der sie ihre 
Solidarität mit dem palästinensischen 
Volk und allen Kräften, die sich gegen 
die aggressive Politik Israels wenden, 
zum Ausdruck bringen. Sie befassten 
sich mit den Auswirkungen der israeli¬ 
schen Aggression im Gaza-Streifen und 
berieten über eine Verstärkung der Rol¬ 
le der Kommunistischen und Arbeiter¬ 
parteien im Kampf gegen die imperi¬ 
alistischen Pläne in der östlichen Mit¬ 
telmeerregion und für eine Lösung der 
Probleme, die den Rechten und Interes¬ 
sen der Völker und des Friedens dient. 

In einer weiteren Resolution be¬ 
tonten die Teilnehmer ihr Eintreten für 
das souveräne Recht jedes Staates auf 
die friedliche Entwicklung seiner Res¬ 
sourcen und ihre Unterstützung für das 
Recht der Republik Zypern auf die Er¬ 
forschung und Nutzung der Kohlenwas¬ 
serstoffvorkommen in ihrer exklusiven 
Wirtschaftszone vor der Küste Zyperns 
(Erdgasvorkommen unter dem Meeres¬ 
boden). Sie wandten sich gegen die ille¬ 
gale Inanspruchnahme von Teilen die¬ 
ser Wirtschaftszone durch die Türkei 
und verurteilten dies als Verstoß gegen 
den UNO-Seerechtsvertrag und das 
Völkerrecht. Sie verwiesen darauf, dass 
dieses Vorgehen der Türkei negative 
Auswirkungen auf die zyprisch-türki¬ 
schen Verhandlungen über eine friedli¬ 
che Regelung der Zypernfrage hat, und 
unterstrichen ihre Solidarität mit dem 
Kampf des zyprischen Volkes für die 
Wiedervereinigung Zyperns. 

An der Konferenz teilgenommen 
haben außer AKEL als Gastgeberin 
die Kommunistischen Parteien Ägyp¬ 
tens, Griechenlands, Israels, des Irak, 
der Türkei und Jordaniens sowie die 
Palästinensische Volkspartei, die Tu- 
deh-Partei des Iran und die Progressiv¬ 
demokratische Tribüne aus Bahrain. 
Außerdem nahmen Vertreter des Welt¬ 
friedensrates und der Fraktion der Ver¬ 
einigten Linken im EU-Parlament an 
der Beratung teil. 

Malala stiftet Preis für Gaza 

Die junge pakistanische Friedensno¬ 
belpreisträgerin Malala Yousafzai gab 
Ende Oktober bekannt, dass sie das 
Preisgeld des ihr kürzlich verliehenen 
Preises „Kinder der Welt“ für den Wie¬ 
deraufbau von Schulen im Gaza-Strei¬ 
fen stiften wird. Auf einer Pressekon¬ 
ferenz aus Anlass der Preisverleihung 
in der Nähe von Stockholm erklärte 
die 17-jährige Pakistanerin: „Wir wis¬ 
sen, wie sehr die Kinder unter den Kon¬ 
flikten und dem Krieg im Gazastreifen 
gelitten haben. Diese Kinder brauchen 
jetzt unsere Unterstützung.“ 

Der jährlich verliehene Preis „Kin¬ 
der der Welt“, der auch als „Kinderfrie¬ 
densnobelpreis“ bezeichnet wird, wird 
für den besonderen Einsatz für die 
Rechte der Kinder verliehen und ist mit 
100 000 Dollar dotiert. Das Geld soll 
über die UNO-Flüchtlingshilfsorgani- 
sation UNRWA weitergereicht werden 
und wird zum Wiederaufbau von etwa 
65 Schulen beitragen, die während der 
jüngsten israelischen Aggression im 
Gazastreifen zerstört wurden. 

Malala Yousafzai ist international 
bekannt geworden, weil sie sich schon 
mit elf Jahren in ihrer Heimat Pakistan 
gegen das von den islamistischen Tali¬ 
ban verhängte Verbot von Schulen für 
Mädchen gewehrt hatte und deshalb im 
Oktober 2012 auf der Heimfahrt in ei¬ 
nem Schulbus von einem Taliban-Kom¬ 
mando durch Schüsse schwer verletzt 
worden war. Nach ihrer Behandlung in 
einem Krankenhaus in Großbritanni¬ 
en mit mehreren Operationen setzte sie 
ihren Einsatz für die Rechte der Kin¬ 
der und insbesondere der Mädchen mit 
zahlreichen öffentlichen Aktivitäten 
von dort aus fort. Dafür hatte ihr das 
Nobelpreiskomitee Anfang Oktober 
gemeinsam mit dem indischen Kinder¬ 
rechtsaktivisten Kailash Satyarthi der 
Friedensnobelpreis zuerkannt. 
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„PKK von der Terrorliste streichen“ 


Erklärung der Vereinigung Europäischer Juristinnen und Juristen 


Obama - wieder mal so ein sozialde¬ 
mokratischer Hoffnungsträger - sagt: 
Russland sei nur eine Regionalmacht. 
Das war beleidigend gemeint und ist 
auch so angekommen. 

Was bedeutet es der Sache nach? 


Eine Regionalmacht ist ein Staat, 
der aufgrund seiner ökonomischen, 
politischen und politischen Stärke 
Einfluss auf seine Nachbarn ausübt, 
oft auch eine Vorrangstellung ihnen 
gegenüber einnimmt. Einer Welt¬ 
macht gelingt (oder gelang) dies in 
globalem Maßstab: dem Römischen 
Reich in der Antike, Großbritannien 
im 19. Jahrhundert, USA und UdSSR 
1945-1991, danach den Vereinigten 
Staaten von Amerika allein. Russ¬ 
land, so Obama, sei nun abgestiegen. 
Ärgerlich, dass es sich nicht auf sei¬ 
ne Region beschränkt, sondern in der 
Syrien-Frage noch dazwischenfunkte. 

Was der Präsident der USA nicht 
sagt: Eine Regionalmacht ist nicht 
ohnmächtig. In ihrem Umfeld setzt 
sie Bedingungen und will sich nicht 
durch Außenstehende daran hindern 
lassen. Wenn die NATO ihre Grenzen 
an Russland herangeschoben hat und 


Die Justizvollzugsanstalt (JVA) 
Sehnde ist relativ neu und offen¬ 
sichtlich ein hochgesicherter Knast. 
Mehrere Schleusen hat der Besucher 
zu durchqueren, nichts darf mitge¬ 
nommen werden außer abgezähltem 
Geld in einem Briefumschlag. Dies¬ 
mal wird selbst das zurückgewiesen, 
der Gefangene hat die erlaubten 
30 Euro in diesem Kalendermonat 
bereits erhalten. Zurück durch die 
Schleusen, das Geld muss genauso 
außerhalb in einem Schließfach de¬ 
poniert werden, wie ein Blatt Papier 
mit der ausgedruckten Adresse der 
JVA. 

Welchem Schwerverbrecher gilt 
dieser Besuch? Es geht um unseren 
Genossen Sven K., der zwei Mona¬ 
te in den Knast musste, weil er sich 
an einer Blockade gegen Neonazis 
beteiligt hatte. Der Besuch, wenige 
Tage nachdem in Köln 4 000 Hoo¬ 
ligans und Neonazis aufmarschiert 
waren, Polizeiwannen umgestürzt, 
Passanten und Polizisten verprügelt, 
verletzt, bedroht hatten. Polizei und 
Verfassungsschutz seien überrascht 
und hätten deswegen zu wenig Kräf¬ 
te eingesetzt. 

Daran zu glauben fällt schwer, 
wenn man im Knast in Sehnde er¬ 
lebt, mit welcher Akribie und Härte, 
mit welchem Aufwand Sven K. be¬ 
straft wird, einzig und alleine, weil 
er sich Neonazis in den Weg gestellt 
hat. Das Gespräch mit Sven, immer 
unter den wachsamen Augen mehre¬ 
rer Vollzugsbeamten, deprimiert. Er 
erzählt von Mitgefangenen, die of¬ 
fensichtlich schwer psychisch krank 
sind und keine Hilfe bekommen. Er 
erzählt von Gewalt und Drogen im 
Knastalltag. Er berichtet darüber, 
dass er noch nicht mal ein Buch mit- 


mit Raketenstationierungen dort be¬ 
drohlich wirkt, stellt sie den Regional¬ 
macht-Status dieses Landes in Frage. 
Die Erfahrungen mit solchen Desta¬ 
bilisierungsversuchen, sind negativ, 
siehe Irak. 

Wenn Obama Russ¬ 
land einerseits als Regio¬ 
nalmacht bezeichnet und 
es andererseits daran hin¬ 
dern will, sich als solche zu 
benehmen, ist das wider¬ 
sprüchlich, wahrscheinlich 
sogar heuchlerisch. Der 
Kurs der USA und der EU 
in der Ukraine-Frage er¬ 
weckt den Eindruck, dass 
man mehr vorhat. Nicht 
nur die Stellung Russlands 
in seinem Umfeld soll an¬ 
gegriffen, sondern es soll 
zu einer Subaltern-Macht 
herabgestuft werden. Und 
dann wundert man sich, 
wenn Putins Gegenreaktion entspre¬ 
chend ausfällt und bei seinen Lands¬ 
leuten populär ist. 

Allerdings: Ob ein Land eine 
Regionalmacht ist, ergibt sich nicht 
durch Zuschreibungen von außen, 
sondern durch seine Fähigkeit, diese 
Position zu gewinnen und zu behaup¬ 
ten. Dazu gehören ökonomische Stär¬ 
ke und technische Innovationsfähig¬ 
keit. Eine Renten-Ökonomie, die sich 
zu sehr auf ihre Stellung im Rohstoff- 
Export stützt, ist verwundbar und ver¬ 
liert unter Umständen auch ihre mili¬ 
tärische Verteidigungsfähigkeit. Viel¬ 
leicht haben NATO und EU deshalb 
Blut geleckt. 

Ob Regionalmächte der Weisheit 
letzter Schluss sind (von der Welt¬ 
macht USA einmal ganz abgesehen), 
ist sehr die Frage. Gleichberechtigte 
Kooperation wäre besser. Dazu ge¬ 
hört die Bereitschaft aller Seiten. 


bringen durfte, sondern einzig und 
allein auf die Gefängnisbibliothek 
verwiesen wurde. 

Das Essen ist schlecht, die Liste 
der Zusatz- und Farbstoffe lang, da¬ 
für sind dann die Salzkartoffeln un¬ 
gesalzen. Salz - natürlich kann man 



das käuflich erwerben. Die offiziel¬ 
len und inoffiziellen Geschäfte mit 
den Gefangenen scheinen lukrativ 
zu sein. 

Sven schildert, dass es wichtig 
für ihn war die Solidarität aus SDAJ 
und Partei zu erleben, auch wenn die 
Post aus der Partei bereits geöffnet 
war, als er sie erhielt. Begründung: 
Es handle sich ja um Post von Ver¬ 
fassungsfeinden. Unter solchen Be¬ 
dingungen sind zwei Monate ganz 
schön lang und es war zu merken, 
dass solche Maßnahmen gegen Lin¬ 
ke und Antifaschisten den Zweck ha¬ 
ben sie zu brechen. Dagegen hilft nur 
Solidarität und das verdient Solida¬ 
rität. Wenn dieser Artikel erscheint, 
ist Sven wieder in Freiheit. Herzlich 
willkommen, Genosse! 


Wir dokumentieren eine Erklärung 
der Europäischen Juristenvereinigung 
zum Verbot der Kurdischen Arbeiter¬ 
partei PKK. Die PKK wird - nach dem 
Wunsch der türkischen Regierung - 
seit über 20 Jahren als Terrororgani¬ 
sation behandelt und entsprechend ju¬ 
ristisch und polizeilich verfolgt. In der 
Bundesrepublik gibt es seit kurzem 
eine Petition an den Bundestag zur 
Aufhebung des Verbots. 
„Betätigungsverbot aufheben - den 
Friedensprozess stärken - Rechtliche 
Neubewertung dringend notwendig“ 

PKK-Verbot seit über 20 Jahren 

Seit 2002 wird die Arbeiterpartei Kur¬ 
distans (PKK) auf Wunsch der türki¬ 
schen Regierung in der vom Rat der 
Europäischen Union regelmäßig ak¬ 
tualisierten Terrorliste geführt. Als 
wesentliche Begründung wurden Ge¬ 
walttaten der PKK in der Türkei und im 
Ausland genannt. Deutschland nimmt 
innerhalb der EU bei der Kriminali¬ 
sierung der PKK eine Vorreiterrolle 
ein. Hier ist der PKK und den ihr nahe 
stehenden Organisationen seit über 
20 Jahren ein Betätigungsverbot auf¬ 
erlegt. Die Führungsebene der PKK 
in Deutschland wird als terroristische 
Vereinigung im Ausland (§129b StGB) 
verfolgt. Jegliche Unterstützung der 
PKK im weitesten Sinn wird ebenfalls 
strafrechtlich geahndet. 

Im Ergebnis dieser Politik wurden 
tausende Kurdinnen in der Türkei und 
in Mitgliedsstaaten der EU strafrecht¬ 
lich verfolgt, der PKK nahe stehende 
Organisationen oder Parteien und kur¬ 
dische Zeitungen verboten sowie Fern¬ 
sehstationen geschlossen. Das Recht 
zahlloser Kurdinnen und politischer 
Unterstützerinnen auf ungehinder¬ 
te freie Meinungsäußerung, auf Ver¬ 
sammlungsfreiheit und Pressefreiheit 
sind durch diese und andere repressi¬ 
ve Maßnahmen verletzt worden. Selbst 
ausländerrechtliche Sanktionen bis hin 
zur Ausweisung werden eingesetzt. 

Rechtliche Bedenken 

Demokratische und progressive Juris¬ 
tinnen auf der ganzen Welt haben in 
den letzten Jahren wiederholt gegen 
die Kriminalisierung zahlloser Kurdin¬ 
nen protestiert und insbesondere eine 
Streichung der PKK von der Terrorliste 
der EU sowie eine Aufhebung des Be¬ 
tätigungsverbots gefordert. 

Die PKK selber unternahm in der 
Vergangenheit zahlreiche - nur zum 
Teil erfolgreiche - Versuche, um gegen 
die ihrer Meinung nach ungerechtfer¬ 
tigte Strafverfolgung in Deutschland 
und im europäischen Ausland juristisch 
vorzugehen. Aktuell hat am 2. Mai 
2014 ein niederländisches Anwältln- 
nenkollektiv im Auftrag des Exekutiv¬ 
komitees der PKK eine Klage beim Eu¬ 
ropäischen Gerichtshof in Luxemburg 
eingereicht. Ziel ist die Streichung der 
PKK von der EU-Terrorliste. 

Darüber hinaus ist die Terrorlis¬ 
te der EU generell auf rechtsstaatli¬ 
che Bedenken gestoßen, u.a. schon 
2008 beim ehemaligen Präsidenten 
des deutschen Bundesverfassungsge¬ 
richts Hans-Jürgen Papier und beim 
Sonderbeauftragten des Europarats, 


Dick Marty. Wer auf einer dieser Lis¬ 
ten steht, den treffen Reiseverbote und 
Finanzrestriktionen. Für die betroffe¬ 
ne Person hat eine Listung zunächst 
die Sperrung sämtlicher Konten zur 
Folge. Zugleich dürfen der gelisteten 
Person auch keine Gelder und wirt¬ 
schaftliche Ressourcen zur Verfügung 
gestellt werden. Die Listung erfolgt in 
einem intransparenten Verfahren ohne 
den in ihren Grundrechten bzw. Men¬ 
schenrechten dadurch verletzten Per¬ 
sonen und Organisationen angemesse¬ 
ne Mittel der rechtlichen Verteidigung, 
insbesondere Akteneinsicht und Anhö¬ 
rung einzuräumen. Sie hat nicht zu ei¬ 
ner nennenswerten Einschränkung des 
Terrorismus geführt und ist daher un¬ 
verhältnismäßig und ungeeignet. 

Die Rechtskraft der über zwanzig 
Jahre alten Verbotsverfügung auch so¬ 
weit sie von den Gerichten bestätigt 
wurde, rechtfertigt keine zeitlich un¬ 
begrenzte politische Stigmatisierung 
einer politischen Organisation. Wenn 
wesentliche Umstände, welche seiner¬ 
zeit die Entscheidung getragen haben, 
heute nicht mehr gegeben sind, muss 
sie aufgehoben werden. Die mit dem 
Organisationsverbot einhergehen¬ 
de schwerwiegende Grundrechtsein¬ 
schränkung muss in regelmäßigen Ab¬ 
ständen daraufhin überprüft werden, 
ob sie sachlich noch gerechtfertigt ist. 

Neubewertung aufgrund 
der aktuellen Situation 

Spitzenpolitikerinnen der deutschen 
Bundesregierung und der Opposition 
müssen inzwischen anerkennen, dass 
bisherige Erfolge im Kampf gegen den 
kaum aufzuhaltenden Terror des so¬ 
genannten „Islamischen Staates“ (IS) 
im Irak und in den selbstverwalteten 
Gebieten Westkurdistans/Nordsyrien 
(Rojava), maßgeblich dem beispiello¬ 
sen und mutigen Kampf der PKK und 
der mit ihr verbündeten Kampfeinhei¬ 
ten zu verdanken sind. An den bisheri¬ 
gen Klischees bei der Bewertung der 
PKK scheinen immer weniger Politi¬ 
kerinnen festzuhalten. Aus Beispielen 
des Überganges vom Bürgerkrieg zum 
friedlichen Zusammenleben aus ande¬ 
ren Ländern wie Irland oder Südafrika 
sollte gelernt werden. 

Für eine Neubewertung der PKK 
durch die deutsche Regierung und 
durch die Europäische Union sprechen 
im Hinblick auf die PKK insbesondere 
folgende Umstände: 

★ Das türkische Parlament hat im 
Juni 2014 offiziell die schon seit zwei 
Jahren stattfindenden Verhandlungen 
zwischen der türkischen Regierung und 
der PKK befürwortet. 

★ Die PKK hat seit Längerem den be¬ 
waffneten Kampf für ihre politischen 
Ziele eingestellt und gegenüber der 
türkischen Regierung einseitig einen 
Waffenstillstand erklärt. 

★ Die PKK fordert nicht mehr die Ab¬ 
trennung der kurdischen Gebiete von 
der Türkei, sondern eine regionale de¬ 
mokratische Selbstverwaltung wie sie 
in Nordsyrien (Rojava) aufgebaut wur¬ 
de. 

★ Die PKK organisiert gemeinsam 
mit anderen kurdischen Kampfeinhei¬ 
ten den bewaffneten Widerstand gegen 


die Terrormilizen des sogenannten „Is¬ 
lamischen Staates“ (IS). 

Forderungen an die 
Regierungen der 
EU-Mitgliedsstaaten 

Die Unterstützerinnen dieses Aufrufs 
fordern von der Bundesregierung und 
anderen Regierungen der Mitglieds¬ 
staaten der Europäischen Union die 
aktive Unterstützung eines ernsthaften 
Friedensprozesses in der Türkei und in 
diesem Zusammenhang insbesondere: 

★ Den Eintritt in einen Dialog mit der 
PKK mit dem Ziel der Legalisierung 
der PKK. 

★ Die Aufhebung des Betätigungs Ver¬ 
bots für die PKK und die ihr naheste¬ 
henden Organisationen. 

★ Die Beendigung aller ausländerrecht¬ 
lichen Sanktionen gegen Mitglieder und 
Unterstützerinnen der PKK und den ihr 
nahestehenden Organisationen. 

★ Die PKK muss die Möglichkeit er¬ 
halten, sich ohne Diskriminierung an 
der politischen Diskussion und Mei¬ 
nungsbildung zu beteiligen. 

★ Der PKK muss die Nutzung und ei¬ 
gene Betreibung von Medien (Zeitun¬ 
gen, Fernsehstationen, etc.) in gleichem 
Maße offenstehen, wie anderen politi¬ 
schen Organisationen. 

★ Eine Amnestie für alle, die lediglich 
wegen Mitgliedschaft in der PKK oder 
der ihr nahestehenden Organisationen 
oder für deren Unterstützung verurteilt 
wurden. 

Forderungen an die 
Europäische Union 

Die Unterstützerinnen dieses Aufrufs 
fordern auch von der Europäischen 
Union die aktive Unterstützung eines 
Friedensprozesses in der Türkei und in 
diesem Zusammenhang insbesondere: 

★ Die allgemeine Abschaffung der Ter¬ 
rorliste der Europäischen Union. 

★ Zumindest aber die Streichung der 
PKK von der Terrorliste der Europäi¬ 
schen Union. 

Forderungen an die 
türkische Regierung 

Die Unterstützerinnen dieses Aufrufs 
fordern von der türkischen Regierung 

★ Die konstruktive Fortsetzung der 
Friedensgespräche zwischen der türki¬ 
schen Regierung und der PKK mit dem 
Ziel der dauerhaften Friedenssiche¬ 
rung und der Legalisierung der PKK 

★ der Legalisierung der PKK und der 
ihr nahe stehenden Organisationen 

★ Die Einstellung aller Strafverfahren 
wegen Mitgliedschaft in der PKK oder 
einer ihr nahe stehenden Organisation 
bzw. wegen Unterstützung dieser Or¬ 
ganisationen 

★ Die Amnestie aller wegen Mitglied¬ 
schaft in der PKK oder einer ihr nahe¬ 
stehenden Organisation Verurteilten, 
einschließlich des Vorsitzenden der 
PKK, Abdullah Öcalan. 

★ Die Einstellung aller anderen ver¬ 
gleichbaren politischen Strafverfahren 
wegen der Ausübung der Meinungs¬ 
äußerungsfreiheit, der Pressefreiheit, 
der Versammlungsfreiheit, der Verei¬ 
nigungsfreiheit und der Ausübung der 
Rechte der Strafverteidigerinnen. 

Berlin/Düsseldorf/London, 29 . Oktober 2014 



Bericht von Patrik Köbele 

Ein Besuch im Knast 

















Empörte Reaktionen 
auf Knüppelattacken der Polizei in Rom 


Die gewaltsame Niederschlagung der Proteste von Arbeitern gegen die Entlassung 
von 550 der 2 600 Beschäftigten der Edelstahlwerke Accial Special Terni (AST), 
einer Tochter der deutschen Thyssen-Krupp, am 29. Oktober vor der deutschen 
Botschaft in Rom hat unter den Gewerkschaften und in der regierenden Demo¬ 
kratischen Partei (PD) einen Sturm der Empörung ausgelöst. Mehrere Arbeiter 
wurden krankenhausreif geschlagen. Der rüde Ton, mit dem Premier Renzi auf die 
Demonstration von über einer Million Menschen am vorangegangenen Samstag 
in Rom reagierte, hat die Polizei offenbar zu ihren Knüppelattacken ermutigt. Die 
Zeiten seien vorbei, da „eine Manifestation die Regierung stoppen konnte“, hatte 
der Regierungschef provokatorisch erklärt. Das Vorgehen der Polizei vergleichen 
Gewerkschafter mit den unter Berlusconi üblichen blutigen Ausschreitungen. 

Der Generalsekretär der Metallarbeitergewerkschaft FIOM, Maurizio Landi- 
ni, der sich unter den Demonstranten befand, nannte Renzis gewerkschaftsfeind¬ 
liche Haltung „eine Schande“. Zugleich kündigte er als Antwort für den 14. bzw. 
21. November zwei Demonstrationen in Mailand und Neapel zur Vorbereitung 
eines Generalstreiks im Dezember an. „Die FIOM geht zum Gegenangriff über“, 
kommentierte „La Repubblica“ die Ausführungen Landinis, dem sich die Gene¬ 
ralsekretärin der CGI1, Susanna Camusso, anschloss. Auch sie verurteilte Renzis 
Vorgehen und das seines Innenministers auf das Schärfste und verlangte eine 
Entschuldigung von Innenminister Alfano. Bei einem Besuch der von der Polizei 
zusammengeschlagenen Demonstranten im Krankenhaus sprach sie den Metall¬ 
arbeitern von Terni ihre Solidarität aus. G.F. 
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Sie war Rosas „Sonitschka“ 

Zum 50 . Todestag der russischen Kunsthistorikerin Sophie Ryss, Frau Karl Liebknechts 
und Adressatin der berühmten Gefängnisbriefe von Rosa Luxemburg. 


S ophie Liebknecht,die zweite Ehe¬ 
frau von Karl Liebknecht, war die 
„Sonja“ „Sonitschka“ der Rosa 
Luxemburg während des Ersten Welt¬ 
kriegs ihre schönsten und in zahlrei¬ 
chen Auflagen veröffentlichten „Brie¬ 
fe aus dem Gefängnis“ schrieb. 

Doch über sie ist nur wenig be¬ 
kannt. Sophia Borissowna Ryss, ge¬ 
nannt Sonja, kam am 18. Januar 1884 
als Tochter des jüdischen Kaufmanns 
Boris Ryss und seiner Frau Olga in 
Rostow am Don zur Welt. Sie besuch¬ 
te Mädchengymnasien in Rostow und 
in Lausanne. 1905 bis 1909 studierte sie 
in Berlin und Heidelberg, 1909 promo¬ 
vierte sie „magna cum laude“ mit einer 
kunsthistorischen Arbeit über „Maria 
Magdalena in der toskanischen Ma¬ 
lerei des Trecento“ zum Dr. phil. An¬ 
schließend arbeitete sie an der Kunst¬ 
halle Mannheim und an der Volksuni¬ 
versität Wien. Eine junge Frau, die 
ihren eigenen Weg beschritten und 
berufliche Selbstständigkeit erreicht 
hatte, als das noch nicht selbstverständ¬ 
lich war. 

Der junge Rechtsanwalt Lieb¬ 
knecht lernte die russische Studentin 
mit dem vollen dunklen Haar und den 
dunklen Augen im Januar 1906 bei der 
Neujahrsfeier der russischen Sozialde¬ 
mokratie in Berlin kennen. Er verliebte 
sich sofort in sie. Allerdings war er seit 
fünf Jahren verheiratet und hatte drei 
Kinder. Sophie glaubte daher nicht an 
eine mögliche Verbindung und blieb 
bei aller Zuneigung reserviert. Dann 
trat eine überraschende Wendung ein: 
Karls Frau Julia starb im August 1911 
nach einer Gallenoperation. 

Bereits im November schlug der 
Witwer der fernen Geliebten brieflich 
ein gemeinsames Leben vor. Sie zö¬ 
gerte. Erst im Sommer 1912 kehrte sie 
nach Berlin zurück. 

Liebknecht hatte sie bereits bei sei¬ 
nem Heiratsantrag sachlich aufgeklärt: 
„Wir müssen uns ineinander schicken, 
freilich wirst Du, mehr als ich, Dich an¬ 
schmiegen müssen.“ Er fügte hinzu: „Du 
sollst mich stärken und beruhigen und 
meinen Kindern eine Mutter sein, die 
sie noch gar nicht entbehren können.“ 
Durch die Eheschließung am 1. Ok¬ 
tober 1912 musste Sophie ihre Berufs¬ 
tätigkeit aufgeben. Sie wurde Hausfrau 
und übernahm die Verantwortung für 
drei heranwachsende fremde Kinder - 
der Älteste war elf Jahre alt. 

Schwere Prüfungen 

Das eheliche Glück war befristet. Seit 
Anfang 1912 war Liebknecht Reichs¬ 
tagsabgeordneter und somit politisch 
stark eingebunden. Im Februar 1915 
wurde er als Armierungssoldat einge¬ 
zogen und an die Ostfront geschickt. 
Mit dem Beginn des Ersten Welt¬ 
kriegs war die gemeinsame Zeit also 
quasi beendet. 



Sophie, damals erst 31 Jahre alt, 
stand nun ohne Mann da. Die erhoffte 
und von Karl beschworene Seelen- und 
Arbeitsgemeinschaft musste schon al¬ 
lein an seiner permanenten Abwesen¬ 
heit scheitern. Sein leidenschaftliches 
Engagement gegen den Krieg führte 
dazu, dass er am 1. Mai 1916 verhaftet 
und wegen „Hochverrats“ zu vier Jah¬ 
ren und einem Monat Zuchthaus ver¬ 
urteilt wurde. 

Während der Haft besuchte Sophie 
ihn regelmäßig und übernahm Kurier¬ 


knecht und Luxemburg mussten sich 
aufgrund von Morddrohungen der 
Reaktion in geheimen Quartieren 
aufhalten. Sophie und Karls jüngerer 
Sohn Robert wurden im Januar ver¬ 
haftet und nach dem Versteck befragt, 
das sie gar nicht kannten. Sie warte¬ 
ten täglich auf einen Kurier, der ihnen 
Nachrichten brachte. Am 15. Januar 
1919 blieb er aus. Am nächsten Tag 
erfuhr Sophie aus der Zeitung vom 
heimtückischen und brutalen Mord 
an ihrem Mann. 


Hinterbliebenen-Versorgung mit der 
zynischen und unwahren Begründung 
ab, ihr Ehemann sei auf der Flucht er¬ 
schossen worden und habe seinen Tod 
daher mitverschuldet. 

Sophie versank trotz des schweren 
Verlusts, der sie getroffen hatte, nicht 
in Passivität. Bereits 1920 publizierte 
sie im Verlag Junge Garde die an sie 
gerichteten Briefe Rosa Luxemburgs. 
Die Resonanz war großartig - 1922 
stieg die Auflage auf 40 000 Exemplare. 
In den 20er Jahren kümmerte sich So¬ 
phie um den Nach¬ 
lass ihres Mannes, 
gab seine Schrif¬ 
ten und Briefe he¬ 
raus, die zunächst 
im Verlag Die Akti¬ 
on von Franz Pfem- 
fert erschienen, mit 
dem sie schon län¬ 
ger befreundet war. 
Bereits 1921 hatte 
sie zusammen mit 
ihrer Mutter, Wil¬ 
li Münzenberg und 
Edwin Hoernle zur 
Gründung einer 
Karl-Liebknecht- 
Stiftung aufgerufen. 

Sie übersetzte 
außerdem Schrif¬ 
ten Lenins, Trotzkis 


Sophie und Karl Liebknecht mit Karls Kindern aus seiner 
ersten Ehe, 1913. 


aufgaben, schmuggelte Kassiber mit 
seinen Anweisungen aus dem Gefäng¬ 
nis, die sie dann, in ständiger Angst vor 
Haussuchungen, an Leo Jogiches und 
andere Genossen weitergab. 

Rosa Luxemburg stand ihrer Freun¬ 
din mütterlich bei. Sie tat alles, um die 
empfindsame junge Frau aufzurichten, 
begleitete sie auf ihren ersten Fahrten 
zum Gefängnis, besuchte sie zu Hause 
und lud sie in Cafes ein. 

Damals lernte Sophie auch den 
Dichter Rainer Maria Rilke kennen, 
der kriegsbedingt in Depressionen 
verfallen war, und dem sie beizuste¬ 
hen versuchte, indem sie ihm u.a. zur 
Zeitungslektüre riet. Er war tief beein¬ 
druckt von ihr und erinnerte sich ihrer 
später als „zart, liebend und sehr tapfer 
in ihrem Unglück“. 

Als sich im Oktober 1918 die Ge¬ 
fängnistore für Liebknecht öffneten, 
wurde er sofort von den politischen 
Geschehnissen verschlungen. Am 
9. November rief er vom Balkon des 
Berliner Schlosses die „freie sozia¬ 
listische Republik“ aus. Der Sparta¬ 
kusbund entstand, zum Jahresbeginn 
1919 wurde die KPD gegründet. Lieb¬ 


Sie schien da¬ 
mit den Mittel¬ 
punkt ihres Lebens 
verloren zu haben, 
denn „seit Jahren 
war mein Mann 
unser aller Ego“, 
wie sie ihrer Mut¬ 
ter schrieb. Das ist 
nicht ohne Dop¬ 
pelsinn. 


Rastlos aktiv 

Nach dem soge¬ 
nannten Unru¬ 
heschadengesetz 
vom Mai 1920 war 
der Reichsfiskus 
in einigen Fällen 
gezwungen, Hin¬ 
terbliebenen der 
Willkürmorde 
vom Januar 1919 


Unterhaltsrenten 

zu zahlen. Im Ok- Grabstätte von Sophie Liebknecht und den Kindern Karl 
tober 1923 lehnte Liebknechts aus erster Ehe in Berlin, 
das Versorgungs¬ 
amt Berlin-Schöneberg jedoch So- und ein Werk des russischen Dichters 
phies Antrag auf Bewilligung einer Alexander Block. 


Als die Kinder Wilhelm, Robert 
und Vera aus dem Haus waren, gab sie 
1925 die große Wohnung in Steglitz auf 
und bezog eine Zweiraumwohnung am 
Bayrischen Platz in Schöneberg. Das 
Archiv Liebknechts kam zum großen 
Teil in der Rechtsanwaltskanzlei von 
dessen Bruder unter. 

1934 verließ sie das faschistische 
Deutschland, nachdem sie mit Hilfe 
der befreundeten Schriftstellerin Su¬ 
sanne Leonhard die ihr verbliebenen 
Papiere und Briefe Liebknechts der So¬ 
wjetischen Botschaft übergeben hatte, 
und ging über London nach Moskau, 
wo sie bis zu ihrem Tod am 11. Novem¬ 
ber 1964 lebte. 

1935 bis 1958 arbeitete sie an der 
Hochschule für Diplomatie und im 
Außenministerium der Sowjetunion als 
Dozentin für Kulturgeschichte und für 
deutsche Sprache. Sie heiratete nicht 
wieder und hatte keine eigenen Kin¬ 
der. Aber sie adoptierte ihren Neffen 
Boris, als dessen Eltern den Repressi¬ 
onen der 30er Jahre zum Opfer fielen. 
Nach dem Zeugnis einer sowjetischen 
Genossin,Tatjana M. Dzerve, soll auch 
sie selbst 1938 verhaftet worden sein, 
als sie gerade von einer Auslandsreise 
zurückkehrte. 

Erst mit 70 Jahren konnte sie wie¬ 
der nach Berlin reisen, wo sie u.a. im 
Rundfunk die Architektur der Stalin- 
Allee kommentierte. Zu ihren Freun¬ 
den in der DDR zählte u.a. der Künst¬ 
ler Herbert Tucholski. Nach ihrem 
Tod wurde sie nach Berlin überführt 
und auf dem Zentralfriedhof der So¬ 
zialisten am Pergolenweg beigesetzt. 

Sophie Liebknecht hat 90 Seiten 
bisher nur auszugsweise veröffentlich¬ 
te fragmentarische Erinnerungen hin¬ 
terlassen. Leider sind nur wenige ihrer 
frühen Briefe erhalten. 

Die Historikerin Annelies Laschitza 
hat 2007 unter dem Titel „Karl und So¬ 
phie“ eine Biographie Liebknechts vor¬ 
gelegt, in der seine zweite Frau jedoch 
nur eine Nebenrolle spielt. Das über 
500 Seiten starke Werk bewegt sich 
zeitlich in den Grenzen der Lebensda¬ 
ten des Mannes, während die Jahre von 
1919 bis 1964, die seine Witwe noch zu 
verbringen hatte, immerhin fast ein hal¬ 
bes Jahrhundert, auf den letzten Seiten 
nur summarisch dargestellt werden. Zu¬ 
dem bleibt das Bild von ihr eher blass, 
obwohl die Autorin sie noch persönlich 
kennen gelernt hatte. 

Wünschenswert wäre eine Publi¬ 
kation, die die erhaltenen Unterlagen 
von und zu Sophie Liebknecht, ihre 
Erinnerungen, ihre Briefe und die Be¬ 
richte von Zeitgenossen zusammen¬ 
fasst, um diese geheimnisvolle Frau, 
die klug und schön war, die zerbrech¬ 
lich wirkte und doch über große Kraft 
verfügt haben muss, aus dem Schatten 
ihres berühmten Mannes zu holen. 

Cristina Fischer 
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Mit dem Pinsel gegen Unmenschlichkeit 

Berliner Künstler zur Lage der Textilarbeiterinnen in Bangladesch 


D utzende tote Arbeiterinnen bei ei¬ 
nem „Unglück“ müssen es schon 
sein,damit eine Katastrophe in 
einer Textilfabrik in die Weltpresse ge¬ 
langt. Brennt nicht gerade eine ganze 
Fabrik aus, so ist es um die Lage der 
Textilarbeiterinnen in den „Billiglohn¬ 
ländern“ still in der Medienlandschaft. 

Das tägliche Elend, die zermürben¬ 
de Armut, das Schuften für Hungerlohn, 
der selbst zum einfachsten Leben nicht 
ausreicht, die Arbeitsunfälle in der Tex¬ 
tilindustrie in allen sogenannten Billig¬ 
ländern sind „Unthemen“. Versuchen 
Arbeiterinnen, ihre Hilferufe in Klei¬ 
dungsstücke einzunähen, dann sind das 
„Fakes“, Fälschungen. Fordern Gewerk¬ 
schafter Entschädigung für die Ange¬ 
hörigen der Toten und eine humane Be¬ 
handlung der Verletzten, so ist das „nicht 
gerechtfertigt“. Das sagen die Primarks, 
die KiKs, aber auch die Benettons und 
die Esprits und das reicht, um den Man¬ 
tel des Schweigens wieder zuzunähen. 

Über 200 000 Tonnen Textilien pro 
Jahr, alleine aus Bangladesch und nur 
in die Bundesrepublik importiert, die¬ 
ser Geldregen, der durch internationale 
Abkommen in trockene Tücher gewi¬ 
ckelt und von der EU mit der Zierbor¬ 
de „Zollfreiheit“ bestickt ist, soll unge¬ 
stört rieseln. 3 000 tote Textilarbeiterin¬ 
nen in sechs Jahren sorgen im Getriebe 
des freien Warenaustauschs höchstens 
mal für ein Knirschen. Störenfriede, die 
Tränen in Widerstand zu verwandeln 
suchen, nackte Profitgier der Herstel¬ 
ler und der Händler als den einzigen 
Grund benennen, werden ruhig ge¬ 
stellt. In den großen textilproduzieren¬ 
den Ländern der „freien Welt“ (Indien, 
Bangladesch, Kambodscha, Türkei) 
gibt es seit Jahren Gewerkschafter, die 
sich gegen die mörderische Ausbeu¬ 
tung ihrer Kolleginnen und Kollegen 
organisiert zur Wehr setzen, im Knast. 
Bei ihrer Arbeit werden sie bedroht, 
zusammengeschlagen, auch ermordet. 

Den „Normalzustand“ bei der Her¬ 
stellung von Textilien nehmen viele Men¬ 
schen hin. Sie kennen die Ursachen nicht 
oder wollen sie nicht kennen. Manche 
versuchen sich dagegenzustellen, ballen 
die Faust, mühen sich, das Schweigen zu 
durchbrechen. In Berlin erheben Mit¬ 
glieder der Künstlergruppe Tendenzen 
ihr Werkzeug, den Pinsel. Sie versuchen, 
eines der schlimmsten Szenarien des mo¬ 
dernen Kapitalismus auf der Leinwand 
darzustellen. Mit zarten Farben gegen 
das Grellrot der Verletzten und der To¬ 
ten, mit schönen Bildern gegen die häss¬ 
lichen Bedingungen - ist das möglich? 


Wir sprachen mit der Berliner Malerin 
Bärbel Brede. 

UZ: Es ist bekannt, dass die Mitglie¬ 
der der Tendenzen-Gruppe unter ihrer 
Arbeit mehr verstehen als nur „schöne 
Kunst“ zu produzieren. Aber ein Thema 


von derartiger Brutalität in Gemälden 
zu erfassen ist doch sehr ungewöhnlich. 
Wie kam es dazu? 

Bärbel Brede: Wir sind Amateure und 
professionelle Künstler, die verbindet, 
dass sie die gesellschaftliche Realität im 
Blickfeld haben und darzustellen versu¬ 
chen. Wir zeichnen, wir malen, aber wir 
diskutieren auch. Aus diesen Debatten 
entstanden Bilder gegen den Krieg, Bil¬ 
der für die Menschlichkeit. Als die Tex¬ 
tilfabrik in Rana Plaza einstürzte und 1 
100 Arbeiterinnen auf grausame Wei¬ 
se den Tod fanden, waren wir betrof¬ 
fen. Aber die Betroffenheit reichte uns 
nicht, wir recherchierten. Bangladesch 
bedeutete uns bis dahin wenig, wir such¬ 
ten nach den Gründen für die grauen¬ 
haften Vorfälle. Dabei lernten wir die 
in Irland arbeitende Weberin Marion 
Baur kennen, besser gesagt, ihre enga¬ 
gierten Aussagen zum Thema. So form¬ 


te sich bei mir der Entschluss, die Lage 
der Textilarbeiterinnen in Bangladesch 
malerisch darzustellen. 

UZ: Marion Baur beschreibt in Arti¬ 
keln und Presseinterviews die Situation 
in der Textilindustrie drastisch. Das Ster¬ 


ben der Arbeiterinnen nennt sie „den 
Mord an unseren Schwestern “. Du malst 
mit sehr zarten Farben, feinen Pinsel¬ 
strichen, nahezu naiv und stets schöne 
Motive. Wie kann das Zusammengehen? 

Bärbel Brede: Wenn der Betrachter ein 
schönes Bild anschaut, auf sich wirken 
lässt, dann bereitet das Freude. Ich denke, 
es macht den Geist offener, auch dafür, die 
Ernsthaftigkeit eines Problems zu verste¬ 
hen, die Tragik einer Situation zu erfas¬ 
sen. Ich male so, wie ich es kann, bei den 
beiden Bildern zu Bangladesch habe ich 
wie bei anderen Arbeiten auch versucht, 
die Schönheit der Natur, die Zärtlichkeit 
und Liebe in den Gesichtern der Arbei¬ 
terinnen in den Vordergrund zu stellen. 
Daneben liegen die Stoffballen, mit de¬ 
nen die Notausgänge verbarrikadiert, 
die Frauen eingesperrt werden, dahinter 
stehen die fassungslosen Menschen, die 
nicht die Kraft haben, sich zu wehren. 


Ich verstehe es als meine Aufgabe als 
Künstlerin, die Betrachter der Bilder, die 
ich male, mit der Dissonanz, dem Wider¬ 
spruch zwischen Schönheit der Menschen 
und Brutalität der Lebensumstände, in 
die sie gezwungen werden, zu konfron¬ 
tieren. Dies habe ich auch und ganz be¬ 


sonders mit meinen Bangladesch-Bildern 
versucht. 

UZ: Haben diese Bilder Einfluss auf 
das Denken der Betrachter, können sie 
ihre Einstellung verändern? 

Bärbel Brede: Ich hoffe es. Es ist nicht 
einfach, gegen die Entsolidarisierung 
der Leute, die sich Klamotten kaufen, 
weil sie ihnen als billig angepriesen wer¬ 
den, und die nichts über die Bedingun¬ 
gen, unter denen sie produziert werden, 
wissen oder nichts wissen wollen, mit 
künstlerischen Mitteln zu wirken. Aber 
ich versuche es, du kannst es „gegen die 
Entsolidarisierung anmalen“ nennen. 

UZ: Du arbeitest mit anderen Künstlern 
zusammen, die sich zu diesem Thema 
artikulieren? 

Bärbel Brede: Ja, Joachim Geserick 
von derTendenzen-Gruppe arbeitet an 


einem Bild zu Bangladesch. Sein Stil ist 
ein anderer als meiner, es wird ein gro¬ 
ßes und sehr ungewöhnliches Gemälde. 

UZ: Wie breit ist das Publikum, das du 
mit deinen Bildern erreichen kannst? 

Bärbel Brede: Das wird sich zeigen. 
Bei Ausstellungen, wie der großen in 
Berlin, die Teil der Luxemburg-Kon¬ 
ferenz ist, hast du viele politisch den¬ 
kende Betrachter und andere Künstler. 
Wir stellen im November meine Bil¬ 
der zu Bangladesch in einem Berliner 
Textilladen, der Marion Baur gehört, 
vor. Dort kommen nicht nur Leute hin, 
die sich für Malerei interessieren, son¬ 
dern Textilarbeiter/innen, Leute aus 
dem gewerkschaftlichen Spektrum 
und Menschen, die sich Gedanken 
über die Herkunft ihrer Kleidung ma¬ 
chen - eine sehr gute Mischung, denke 
ich. Die Breite des Publikums, das ich 
erreichen kann, hängt teilweise auch 
davon ab, wie viel Interesse die Medi¬ 
en zeigen. 

UZ: Wie entwickelt sich die Gruppe 
Tendenzen, wo wollt ihr hin? 

Bärbel Brede: Als Gruppe wachsen wir 
weiter und besonders für die Berliner 
Mitglieder ist sehr positiv, dass wir vor 
kurzem eine Lokalität gefunden haben. 
Wir können uns jetzt in der Jonasstraße 
in Berlin-Neukölln regelmäßig treffen, 
gemeinsam arbeiten und diskutieren. 
Neben den Projekten unserer Mitglie¬ 
der und unseren Angeboten an ande¬ 
re, sie künstlerisch zu schulen, steht 
zur Zeit die Ausstellung in der Ura¬ 
nia, die unsere Gruppe als einen Teil 
der Rosa-Luxemburg-Konferenz im 
Januar 2015 organisatorisch vorberei¬ 
tet, im Zentrum unserer Arbeit. Das 
ist ein großer logistischer Aufwand. Bis 
jetzt haben sich nahezu 50 (!) Künst¬ 
ler angemeldet, die ausstellen wollen. 
Ich freue mich besonders auf die Ver¬ 
anstaltung am 22. November mit mei¬ 
nen Bildern zu Bangladesch. Wie ich 
gerade gehört habe, wird Joachim Ge¬ 
serick sein noch unfertiges Gemäl¬ 
de zum Thema dorthin mitbringen.“ 
Einige Mitglieder unserer Gruppe be¬ 
schäftigen sich derzeit mit der Situati¬ 
on der Flüchtlinge nach Europa. Die 
gesellschaftliche Realität diktiert qua¬ 
si unsere Themen. Wir versuchen, als 
Künstler das Unsere zu tun, die Unge¬ 
rechtigkeiten, die Unmenschlichkeit zu 
thematisieren. Das ist endlos.“ 

Einleitung und Fragen: Hermann Glaser-Baur 



Hassreden sind keine freien Reden 

Faschistische Propaganda wird in Kopenhagen als Meinungsfreiheit verteidigt 



Der schwedische Künstler Dan Park 
wurde wegen Hetze gegen ethnische 
Gruppen vom Amtsgericht Lund in 
Schweden zu sechs Monaten Haft ver¬ 
urteilt. Am 8. Oktober kam jedoch aus 
der High Court in Skäne und Blekin- 
ge in Schweden die Mitteilung, dass er 
nach nur drei Monaten Gefängnis vor¬ 
zeitig freigelassen wurde. Die Entschei¬ 
dung bedeutet entweder, dass er frei¬ 
gesprochen wird oder eine wesentlich 
niedrigere Strafe erhalten soll. 

Nun möchte Kopenhagen Parks 
rassistische Propaganda und Hetze als 
Kunst verklären. Die Ausstellung mit 
seinen neun verbotenen Werken lief 
vom 23. bis 31. Oktober und begann 
auf Christiansborg, dem Hauptsitz des 
Parlaments - dem „Folketing“ - und 
Schloss der dänischen Monarchin. 

Da der dänische Verlag „Trykkefri- 
hedsselskabet“ es schwer hatte, weite¬ 
re Ausstellungsräume für dieses Anlie¬ 
gen zu mieten, wurde die Ausstellung 
im Kellerraum eines Wohnungseigen¬ 
tümervereines auf 0sterbro in Kopen¬ 
hagen fortgesetzt. Nach Aussagen der 
Bewohner gab es jedoch keine Verein¬ 
barungen oder Abstimmungen über 
die Vermietung des Kellerraumes. Der 
Mieterverein hat nun Rechtsanwalt 
und Polizei eingeschaltet. Erfolglos 
jedoch bei der Kopenhagener Polizei, 


da sie keinen Verstoß gegen das 
Strafrecht sieht. 

Ursprünglich war geplant, 
dass die Ausstellung in der Ga¬ 
lerie des Künstlers Kristian von 
Hornsleth stattfinden sollte. Je¬ 
doch hatte dieser sich dann zu¬ 
rückgezogen, aus Angst vor 
Bedrohung für sich und seine 
Familie. Dan Park und seine Aus¬ 
stellung werden von einer ganzen 
Reihe bekannter Politikerinnen, 
Künstlerinnen sowie prominen¬ 
ten Persönlichkeiten unterstützt 
und finanziert, unter anderem von 
der Dänischen Volkspartei (DF) 
und Radio24syv, einem öffent¬ 
lich geförderten dänischen Ra¬ 
diosender. Die in Schweden be¬ 
schlagnahmten und verbotenen 
Bilder werden nun sogar über 
den dänischen Verlag „Forlaget 
Trykkefrihedsselskabets Biblio- 
tek“ verkauft. 

Eines der Bilder zeigt drei farbige 
Männer mit Stricken um den Hals und 
den Slogan „Hang-On Afrofobians“. Es 
bezieht sich auf den Angriff auf einen 
Mann in Schweden, Yusupha Sallah. 
Er wurde in Kroksbäck (Malmö) von 
Rassisten angegriffen und vor den Au¬ 
gen seines achtjährigen Sohnes schwer 
misshandelt und dabei fast getötet. 


Ein weiterer Vorwurf an Dan Park 
bezieht sich auf ein im Internet gepos- 
tetes Bild. Das Foto wurde bei einer 
Versammlung gegen Antisemitismus 
auf Möllevängstorget in Malmö im Jahr 
2012 aufgenommen. 

Auf diesem schrieb Park die Worte 
„Niggersklave“ auf dem Rücken eines 
Farbigen. Allerdings erklärte er sich für 


unschuldig, gab aber zu, dass er 
die Bilder ins Netz gestellt hatte. 
Der 45-jährige Park wurde unter 
anderem bei einer Demonstrati¬ 
on in Schweden mit einem Schild 
und der Aufschrift: „Zigenarbrott 
är nägot gott“ (Zigeunerverbre¬ 
chen sind etwas Gutes) gesehen 
und bereits auf anderen Nazi- 
Aufmärschen aktiv dabei. Trotz 
der Tatsache, dass seine „Kunst“ 
gefährliche rassistische Hetze 
und Propaganda ist und gegen 
ihn mehrere Klagen laufen, ver¬ 
teidigt die dänische Kunstelite 
und die Regierung Künstler wie 
ihn. Unter anderem gegenüber 
der schwedischen Regierung, mit 
Argumenten wie, es sei unge¬ 
recht, dass ein Künstler wie Park 
nicht das Recht habe, sich frei zu 
äußern. Zusammen mit „Trykke- 
frihedsselskabet“ wird die Aus¬ 
stellung sogar unter dem Motto 
„Manifestation der Meinungsfreiheit“ 
thematisiert. Die African Empower- 
ment Center Dänemark rief deshalb 
am 17. Oktober zur Demonstration un¬ 
ter dem Motto „Hassreden sind keine 
freien Reden“auf. 

Momondou Malcolm Jallow - ei¬ 
nes der Opfer rassistischer „Kunst“ von 
Dan Park - sieht es denn auch so, dass 


keiner über seine Meinungsfreiheit 
spricht und ihm diese zubilligt, wenn 
er Dan Park als Rassisten begreift und 
darstellt; nur die Einschränkung der 
Meinungsfreiheit Dan Parks wird the¬ 
matisiert. 

Der Antrag für eine weitere Aus¬ 
stellung in der Rathaushalle wurde 
von der Stadt Kopenhagen abgelehnt. 
Jacob Mchangama, Rechtsanwalt und 
Kommentator für elektronische Me¬ 
dien in Sachen Menschenrechte und 
Rechtsstaatlichkeit, begründet dies un¬ 
ter anderem damit, dass die Gemeinde 
sich ihrer Verantwortung bewusst sei. 
Dänemarks konservative Kulturper¬ 
sönlichkeiten bezeichnen Nazis wie 
Park als systemkritisch und beschul¬ 
digen Schweden als undemokratisch, 
unter anderem, weil sie Künstler wie 
Dan Park verhaften und inhaftieren 
sowie auch ihre Werke beschlagnah¬ 
men. Dazu äußert sich wiederum die 
dänische Internetzeitung „Modkraft“ 
(Widerstand) dahingehend, dass Däne¬ 
marks Debatte gegen Schweden unan¬ 
gemessen ist, denn auch Dänemark hat 
sich schon viel zu lange von fremden¬ 
feindlicher und reaktionärer Tagesord¬ 
nung mitziehen lassen. „Kunstwerke“ 
wie die von Dan Park dürfen keinerlei 
öffentliche Verbreitung finden. 

BirteJ. R0skvar Knutzen 
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Brot, Kuchen und Bäckerei 

Kai Degenhardt zum 50. Geburtstag • Von Ingar Solty 



O hne Not und ohne Grund im 
Jahre was-weiß-ich geboren 
hatte ich schon früh den Kalten 
Krieg und meine Religion verloren“ 
So sang der Liedermacher Kai Degen¬ 
hardt 1999 in seinem Lied „Dekoho- 
lic: Von vorgestern nach übermorgen“ 
Das „Was-weiß-ich‘‘an das er sich nicht 
zu erinnern vorgab, war tatsächlich am 
10. November vor 50 Jahren. An die¬ 
sem Tag wurde Kai als drittes und 
jüngstes Kind von Margret Roth und 
Franz Josef Degenhardt geboren - zu 
einer Zeit also, als sein Vater im bürger¬ 
lichen Feuilleton noch als „Deutsch¬ 
lands Chansonnier Nr. 1“ abgefeiert 
und nicht - nach seinem SPD-Par¬ 
teiausschluss 1971 und DKP-Beitritt 
1978 politisch unliebsam geworden - 
als „DKP-Barde“ verunglimpft wurde. 

Die Degenhardt-Familie lebte zu 
dieser Zeit noch in Saarbrücken. Sein 
Vater war auf dem Weg zum Univer¬ 
sitätsprofessor in der Rechtswissen¬ 
schaft und hatte im Vorjahr zugleich 
seine erste Schallplatte „Zwischen 
Null Uhr Null und Mitternacht“ veröf¬ 
fentlicht. Ein Jahr nach Kais Geburt 
wurde er mit „Spiel nicht mit den 
Schmuddelkindern“ im deutsch¬ 
sprachigen Raum zum Star 
und - wie auch seine heute 
teilweise bekannteren Kol¬ 
legen auf den Festivals der 
Burg Waldeck neidlos an¬ 
erkannten - begabtesten 
Vertreter des „zeitkriti¬ 
schen Liedes“. 

1968 brach der mitt¬ 
lerweile zum Kommunis¬ 
ten und Revolutionär ge¬ 
wendete Degenhardt seine 
Wissenschaftskarriere ab, um 
als Gratis-Rechtsanwalt für die 
außerparlamentarische Oppo¬ 
sition tätig zu werden, die ge¬ 
rade von einer Prozesswelle 
überrollt wurde. (...) Für Kai 
bedeutete das zum Jahreswech¬ 
sel 1968/1969 die Übersiedelung 
nach Hamburg. (...) Hier wuchs Kai 
in den 1970er und frühen 1980er Jah¬ 
ren auf: In Zeiten, als elitäre BWLer 
und Reaktionäre noch Angst haben 
mussten, von der sozialistisch geneig¬ 
ten und organisierten Schülerschaft 
eins auf die Zwölf zu bekommen - und 
natürlich auch bei den Mädels kom¬ 
plett durchfielen. Es war die Zeit des 
Punkrocks, der Autonomen und von 
Gruppen wie der SDAJ - ein Umfeld, 
in dem Kai ordentlich mitmischte. 

Sowohl Kai auch als sein älterer 
Bruder Jan traten in die politisch-be¬ 
ruflichen Fußstapfen des Vaters. Beide 
wurden Rechtsanwälte und etablierten 
sich als Liedermacher. So veröffentlich¬ 
te Jan Degenhardt seit Ende der 1990er 
Jahre drei Alben: „Aufbruch“ (1999), 
„Stimmen hinter dem Spiegel“ (2004), 
„Schamlos“ (2011). Die Nähe zum Va¬ 
ter war bei Kai Degenhardt allerdings 
am stärksten ausgeprägt. Schon wäh¬ 
rend seines Studiums der Rechtswis¬ 
senschaft in Hamburg fing er auch mu¬ 
sikalisch in enger Verbindung mit dem 
Vater an zu arbeiten. Mit Anfang 20 be¬ 
gann Kai, seinen Vater auf dessen Tou¬ 
ren zu begleiten und setzte diese Tätig¬ 
keit über einen Zeitraum von fast 20 
Jahren bis zum Schluss fort. 

Seine Solokarriere begann er als 
junger Mann in den frühen Dreißigern 
mit seinem ersten Album „Brot und 
Kuchen“ von 1997. Zugleich ging er in 
dieser Zeit musikalisch seinen eigenen 
Weg. Seinen Liedern hört man das auch 
an. Im Gegensatz zum starken französi¬ 
schen Chanson-Einschlag im Werk sei¬ 
nes Vaters, kommt Degenhardts Sound 
viel angelsächsischer daher: Eine 
Klangästhetik irgendwo zwischen dem 
eher im Punkrock wurzelnden Singer- 
Songwriter-Stil des britischen Sozialis¬ 
ten Billy Bragg einerseits und ande¬ 
rerseits dem Talking Blues und elek¬ 
tronisch verstärkten Folksound von 
Bob Dylan während seines - die Tradi¬ 
tionalisten provozierenden - Auftritts 
auf dem Newport-Folk-Festival 1966 
in New York. (...) Zugleich bezieht 
sich Degenhardt immer wieder auch 


auf Hanns Eisler und Rio Reiser. Und 
natürlich hamburgert und „diggert“ er, 
anstatt wie sein Vater westfälisch sonor 
zu näseln. Degenhardt selbst sprach in 
Bezug auf seinen Stil früher einmal von 
„Anti-Pop“; heute sieht er sich als „Sin- 
ger/Songwriter“. 

Zugleich ist der Einfluss des Vaters 
nicht von der Hand zu weisen. Insge¬ 
samt persönlicher in seinen Texten als 
Franz Josef Degenhardt, teilt er mit ihm 
zunächst einmal den klaren politischen 
Gehalt seiner Texte - und die Fä¬ 
higkeit, zwar stets „agitprop- 
per“ (Dieter Süverkrüp) 
auszusehen, aber niemals 
zum schlichten Agitprop 
zu geraten. Freilich hat 
auch dieser als Kampf¬ 
lied seine Berechtigung, 
gerade dann, wenn er 
z.B. so provozierend 
daherkommt wie 
einst 


tar zu den Zeitläuften, die kommunis¬ 
tisch-politische Botschaft jenseits der 
schlichten (Tages-)Parole. „Brot und 
Kuchen“ ist schon eine Anspielung 
auf „Brot und Rosen“, jene berühmte 
Forderung aus dem Streik von 20 000 
Textilarbeiterinnen in Lawrence im 
US-Bundesstaat Massachusetts im 
Jahre 1912; mit dem Sonntagnachmit¬ 
tage bei Oma evozierenden Süßgebäck 
bringt Degenhardt diese Tradition in 
ein Spannungsverhältnis und 
verweist auf die neue Sehn¬ 
sucht der entpolitisierten 
Generation Maybe“ 
nach 50er-Jahre-Stabi- 
lität im neoliberalen 
Prekarisierungskapi- 
talismus, in dem man 
draußen nix 
mehr 


men, dass Kai mehr als sein Vater sei¬ 
ne politisch-ästhetischen Reflexionen 
auch in zahlreichen Aufsätzen zu Pa¬ 
pier gebracht und zur Diskussion ge¬ 
stellt hat. (...) Überhaupt ist Degen¬ 
hardts Musik von der Politik kaum zu 
trennen, wenn er als Liedermacher auf 
politischen Veranstaltungen wie Bene¬ 
fiz-Konzerten für den in den USA in¬ 
haftierten afroamerikanischen Politak- 
tivisten Mumia Abu-Jamal oder dem 
UZ-Pressefest der DKP, seiner politi¬ 
schen Heimat, auftritt. 

Insgesamt umfasst Degenhardts 
bisheriges Werk fünf Soloalben, die re¬ 
gelmäßig mit Prädikaten wie „künstle¬ 
risch herausragend“ versehen werden 
und beim Preis der deutschen Schall¬ 
plattenkritik und der Liederbestenlis¬ 
te ganz oben landen. Veröffentlichen 
tut er sie auf seinem eigenen Label 
mit dem brillanten und Kais beson¬ 
deren Humor kennzeichnenden Na¬ 
men „Plattenbau“; dieses beherbergt 
auch befreundete politische Künstler 
wie die „Gruppe Gutzeit“, Bernd 
Köhler und 


bei der „Münchner Songgruppe“ oder 
heute beim marxistischen Politrapper 
Holger Burner. Jedoch ist Kai Degen¬ 
hardt die Kompetenz eigen, seine poli¬ 
tische Botschaft in eine immens bild¬ 
hafte Sprache und Alltagsgeschichten 
zu kleiden, die sich durch ein hohes 
Maß an sozialtypischer Beobach¬ 
tungsgenauigkeit und eindrückliche 
Schilderungsplastizität auszeichnen. 
Zu Degenhardts besonderen positiven 
Eigenschaften gehört dabei, dass er 
künstlerischen und intellektuellen An¬ 
spruch und eine Wort(spiel)kunst mit 
erheblichem lyrischem Gehalt zu ver¬ 
binden mag, ohne sich dabei intellektu¬ 
eller Prätentiosität oder verschlüsseln¬ 
der Unnahbarkeit schuldig zu machen. 
(...) Und während die Sprachlastigkeit 
seiner Lieder beiläufiges Hinhören ver¬ 
bietet und Konzentration einfordert - 
Degenhardt ist keine Koch- oder Frei- 
tagabendausgehvorbereitungsmusik -, 
so wird die Erschließungszeit, die man 
zweifellos erübrigen muss, durch den 
ansprechenden Humor und Degen¬ 
hardts Gewitztheit zu einer kurzwei¬ 
ligen Operation mit langer Weile. Wer 
sich also die Mühe macht, genau hin¬ 
zuhören und Degenhardts Alben auf 
sich wirken zu lassen, wird mit großer 
Kunst belohnt - und einem äußerst hu¬ 
morvollen Singer/Songwriter zwischen 
Selbstironie und politischer Provoka¬ 
tion. 

(...) 

Dazu kommt immer wieder das 
politische Bewusstsein, der Kommen¬ 


planen und kon¬ 
trollieren kann, 
und sich darum auf 
den Weg der Inner¬ 
lichkeit in die eige¬ 
nen vier Wände be¬ 
gibt, deren familiäre 
Abschirmungsge¬ 
mütlichkeit man 
scheinbar noch 
unter Kontrolle 
hat. 

Zugleich er¬ 
innert Kai mit 
dem Slogan 
„Brot und Ku¬ 
chen“ und dar¬ 
über hinaus auch immer wieder an die 
Vergänglichkeit der roten Sehnsucht, 
die er als Kommunist immer noch hegt. 
(...) Gegen die Vergänglichkeit der Er¬ 
innerung dieser roten Träume und der 
Kämpfe der revolutionären Linken 
singen Kais Lieder an: Er verwandel¬ 
te das Spanische Bürgerkriegslied „ Ay 
Carmela“ in einen groovenden Tanzhit 
und versah ihn mit einem an die aktu¬ 
elle Lage angepassten Text, er erinner¬ 
te in „1476“, seiner Antwort auf „Bal¬ 
lade von Joss Fritz“ von seinem Vater, 
an eine weitgehend vergessene frühe 
Episode der Emanzipationskämpfe der 
feudal ausgebeuteten Bauern, die sich 
mit dem Aufstand um das „Pfeiferhäns¬ 
chen“ Hans Böhm ein halbes Jahrhun¬ 
dert vor den Deutschen Bauernkriegen 
ereignete; und in „Herbst 1918“ rief er 
den Kieler Matrosenaufstand lebhaft 
ins Gedächtnis. 

Zu Degenhardts markanten Ei¬ 
genschaften gehört dabei, dass er sei¬ 
ne Kunst theoretisch und politisch zu 
reflektieren weiß. Es gibt heute zwei¬ 
fellos weit und breit keinen Liederma¬ 
cher, der sich über die eigene Stellung 
in der Geschichte des politischen Lie¬ 
des von den Deutschen Bauernkrie¬ 
gen bis zur Gegenwart so bewusst ist 
wie Kai Degenhardt. Auch werden die 
wenigsten Künstlerinnen und Künstler 
sich so intensiv mit den dramatischen 
Veränderungen in der politischen 
Ökonomie der Musik- und Kulturin¬ 
dustrie von heute auseinandergesetzt 
haben wie er. Das hängt damit zusam¬ 


den erwähnten 
Goetz Steeger. 

Nach „Brot 
und Kuchen“ ver¬ 
öffentlichte De¬ 
genhardt 1999 
sein zweites Al¬ 
bum „Dekoholic“. 
Dieses reüssierte noch im Soundge¬ 
wand der Debüt-LP. 2002 folgte dann 
Degenhardts bislang vielleicht eingän¬ 
gigstes Album „Briefe aus der Ebene“, 
auf dem einige seiner schönsten Lieder 
versammelt sind: Hier war eine Schall¬ 
platte mit einem ganz neuen Sound und 
Klangfarben - beschwingt und weit 
opulenter instrumentiert als die beiden 
Vorgänger, mit einer Gitarre mal elek¬ 
tronisch verstärkt und rockig durch¬ 
geschlagen, mal harmonisch komplex 
arrangiert und akustisch gezupft wie 
Orpheus 4 Lyra, mit einem mal jäzzig 
tänzelnden und mal treibend zum Tanz 
aufspielenden Schlagzeug, mit einer 
mal sehnsüchtig in die Ferne tremolie- 
renden, mal südstaatlich-cajunisieren- 
den Violine, mit einem französisches 
savoir-vivre atmenden Akkordeon 
und einer gleichsam Wärme ausstrah¬ 
lenden Melodica, mit dem satten Sound 
einer fast Doors’schen Hammond-Or- 
gel und mit die Grenzen der traditio¬ 
nellen Rockmusik überschreitendem 
Experimentellem von Gitarren-Loops 
und Hip-Hop-Samples bis, ja bis sogar 
Call-and-Response-Soul-Background- 
sängerinnen, die klangästhetisch zu¬ 
nächst nach Südstaaten-Schwarzenkir- 
chen-Hallelujahs klingen, deren Worte 
sich bei genauerem Hinhören jedoch 
als Drohungen gerichtet an die „Son- 
nenbrillen-Gringos“ der Bourgeoi¬ 
sie entpuppen! Drohungen, die dabei 
Shakespeares Hexen gegenüber Mac¬ 
beth kaum nachstehen, insofern sie 
der transnationalisierten Bourgeoisie 
die Grundlage ihrer Macht zu entrei¬ 
ßen trachten. So heißt es in „Southern 
Comfort (Euer Eigentum)“: „Kein 
Gott im Himmel, auch keiner auf Er¬ 
den,/Nicht einmal Armageddon,/Also 
was soll schon werden?/Mit den trauri¬ 
gen Spenden, den paar Medikamenten/ 
ist die Not nicht zu wenden/von Hanoi 
bis nach Tijuana,/Uruguay bis Botswa- 
na/gibt’s nur eine Maßnahme,/Und da¬ 
rum ist’s uns zu tun:/Euer Eigentum“. 

Diese Botschaft war zu dieser 
Zeit - auf dem Höhepunkt der neoli¬ 
beralen Hegemonie - noch eine Provo¬ 
kation. Noch zeichnete sich längst nicht 
ab, was heute offenkundig ist, nämlich 
dass selbst noch das kleinste sozialde¬ 
mokratische Reförmchen zugunsten 
der Lohnabhängigen schnell an die 
Grenzen des Privateigentums stößt. 


Degenhardt jedenfalls stand mit sei¬ 
ner Drohung allein auf weiter Flur. (...) 

2008 verfolgte Degenhardt mit sei¬ 
nem vierten Album noch größere Ambi¬ 
tionen. Mit „Weiter draußen“ erschien 
nichts weniger als ein Konzeptalbum 
zum Neoliberalismus, in dem Degen¬ 
hardt in einer Art soziologischem Ne¬ 
gativpanorama die zeitgenössischen So¬ 
zialtypen reflektiert - und den Verbre¬ 
chern der Zeit den Spiegel vorhält. Auf 
„Weiter draußen“ tauchen die neuen 
abstrakten Sozialtypen der Nach-Agen- 
da-2010-Gegenwart auf und erscheinen 
zugleich als konkrete Menschen mit 
ihren je ganz eigenen Marotten: Leih¬ 
arbeiter, Flüchtlinge der neoliberalen 
Weltwirtschaftsordnung und Folgekrie¬ 
ge, ein Beamter einer Abschiebungsbe¬ 
hörde, Boulevard-Fernsehmoderatoren, 
ratlose aus dem Fordismus gefallene 
Industriearbeiter und Gewerkschafter, 
entfremdete neue IT-Arbeiter und - in 
Kais Aktualisierung der „Ballade von 
den Weißmachern“ seines Vaters - je¬ 
ner Typ angepasster Bachelor-Student, 
der, anstatt sich kollektiv zu wehren, 
sich immer mehr im Hamsterrad ab¬ 
strampelt, weil er hofft, auch ohne Ge¬ 
werkschaft und Klassenkampf und al¬ 
lein durch Ellenbogengebrauch doch 
irgendwie noch durchzurutschen und 
aufzusteigen - oder wenigstens den ge¬ 
wohnten Lebensstandard der Eltern 
zu halten. (...) Zugleich verfolgt De¬ 
genhardt im letzten Stück des Albums, 
dem epischen „Möge die Macht“, sein 
großes bisheriges Lebensthema weiter: 
Das Ankommen von Teilen der 1968er- 
Bewegungen als Rotgrüne im Kapita¬ 
lismus. Die Kooptation und Einschrei¬ 
bung dieses Milieus in den Neoliberalis¬ 
mus hatte Degenhardt schon auf „Brot 
und Kuchen“ frühdiagnostiziert („Es 
kam wie es kam“). Degenhardts Gespür 
für diesen Prozess ist dabei darauf zu¬ 
rückzuführen, dass er die schleichende 
Anpassung dieser gescheiterten Revo¬ 
lutionäre an die herrschenden Macht¬ 
verhältnisse seit den 1980er Jahren - als 
Marktsozialdemokratie oder „konsu¬ 
mentensouveräne“, liberale Grünbour¬ 
geoisie - in seinem nächsten Umfeld - 
Familie, Schule, Hochschule etc. - kri¬ 
tisch beobachten konnte. 

Am 14. November 2011 starb Kais 
Vater. Die gemeinsamen Auftritte hat¬ 
ten Kai und Franz Josef Degenhardt 
schon 2006 eingestellt, als sich der Ge¬ 
sundheitszustand des Vaters zunehmend 
verschlechterte. Ein Jahr nach dem er¬ 
schütternden Tod von Väterchen Franz 
kurz vor den geplanten Feierlichkeiten 
zu dessen 80. Geburtstag und ein Jahr 
nach dem großen Degenhardt-Gedenk¬ 
konzert in Brechts Berliner Ensemb¬ 
le erschien Kais bislang letztes Album: 
„Näher als sie scheinen“. Auf diesem 
Album hat Degenhardt den auf „Weiter 
draußen“ eingeschlagenen Weg fortge¬ 
setzt. Dies gilt auch für das Stilmittel der 
soziologischen Parlando-Miniaturen und 
die eingespeisten Samples und Alltags¬ 
geräusche. Da wird schon mal ein Kat¬ 
zenmiauen abgelöst von einem im Tal- 
king-Blues-Stil absolvierten Parforceritt 
durch die marxistische Faschismustheo¬ 
rie. Auch wenn das Album in Klangfar¬ 
be und Wort recht mellow ausgefallen 
ist für eine Zeit wieder aufgeflackerter 
Klassenkämpfe von New York bis Mon¬ 
treal, von Santiago de Chile bis Lagos, 
von Tunis bis Kairo und von Madrid bis 
Athen, so operiert Kai Degenhardt hier 
weiter auf hohem Niveau. (....) 

Seit Kurzem tourt Kai auch mit 
Rolf Becker und einem Franz-Josef- 
Degenhardt-Lied-und-Belletristik- 
Programm durchs Land. Auch schreibt 
er weiterhin politisch-ästhetische Texte. 
Diese finden sich allerdings nicht in der 
akademischen Zeitschrifteneinöde der 
saft- und kraftlos gewordenen Cultu- 
ral Studies, sondern sind in Publikatio¬ 
nen wie konkret , der t/Z, den Marxis¬ 
tischen Blättern , der jungen Welt oder 
der Z. Zeitschrift Marxistische Erneue¬ 
rung. Und ja, ein neues Album ist auch 
in Arbeit! 

Redaktionell stark gekürzter Vorabdruck aus 
Marxistische Blätter 6-2014 
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Glaubensbrüder und Lebensleistungen 

25 Jahre Mauerfall: Propaganda, Nostalgie, Perspektiven 


D er Bundespfarrer Gauck waltet 
seines Amtes und stellt sich an 
die Spitze der Anti-DDR-Propa- 
ganda. Das ist seine Aufgabe, dafür hat 
eine ganz große Koalition in der Bun¬ 
desversammlung ihn in dieses Amt ge¬ 
wählt. In der vergangenen Woche ließ 
er verlauten, dass Menschen in seinem 
Alter sich schon ganz schön anstrengen 
müssten, um zu akzeptieren, dass der 
SED-Erbe Ramelow zum Ministerprä¬ 
sidenten gewählt werden könne. 

In Gaucks Predigten gibt es drei 
Schlüsselworte: „Freiheit“ - das ist das 
Leben unter der Profitwirtschaft und 
Pseudodemokratie des Kapitalismus. 
„Ohnmacht“ - das ist es, was die DDR- 
Bürger erlebten, wenn ihr Staat sie auf¬ 
forderte, mitzuarbeiten, mitzuplanen, 
mitzuregieren, wenn dieser Staat für 
Ausbildung, Arbeit und soziale Sicher¬ 
heit sorgte. Und, nicht zu vergessen, 
„Verantwortung“ - denn Gauck weiß 
natürlich, dass eine große und starke 
Marktwirtschaft nur möglich ist, wenn 
Deutschland seine Freiheit ausbaut, 
indem es Truppen in die ganze Welt 
schickt. Der Kapitalismus als beste 
aller möglichen Welten, der Sozialis¬ 
mus als Freiluftgefängnis, die deutsche 
Großmachtpolitik als notwendige Be¬ 
gleiterscheinung dieser Freiheit - das 
sind die Säulen von Gaucks Weltbild. 

Flucht nach vorn 

Dieses Weltbild trägt die Linkspartei 
tatsächlich so nicht mit: Trotz immer 
neuer Vorstöße aus der Parteirechten 
steht sie nach wie vor gegen deutsche 


Kriegseinsätze. Trotz aller Lust am Re¬ 
gieren will sie in diesem Land etwas 
verändern. Und trotz aller Entschul¬ 
digungen für Mauer, Stasi, Zwangsver¬ 
einigung will sie zumindest laut Pro¬ 
gramm eine Alternative zum Kapita¬ 
lismus. 

Nachdem die Landtagswahl der 
Thüringer Linkspartei ernsthafte Hoff¬ 
nungen auf das Amt des Ministerpräsi¬ 
denten gemacht hat, hat sie ihrer Koa¬ 
lition erst einmal mit einer neuen Ver¬ 
urteilung der DDR den Weg bereitet. 
Natürlich war das für Konservative in 
Parlamenten und Redaktionen nicht 
genug, sie wollen das vollständige, ab¬ 
solute, immer erneuerte Bekenntnis zur 
freiheitlich-demokratischen Grundord¬ 
nung, zur Marktwirtschaft als beste al¬ 
ler Welten. Die Erklärung über den 
Unrechtsstaat DDR reichte nicht aus. 

Bodo Ramelow war von den neues¬ 
ten Äußerungen Gaucks „unangenehm 
berührt“, wie er gegenüber der FAZ er¬ 
klärte. Er hält sich an die Spielregeln: 
„Ich kommentiere den Bundespräsi¬ 
denten nicht.“ „Dass jedoch ein evan¬ 
gelischer Pfarrer vor einem Altar mit 
brennenden Kerzen mich als Mitchris¬ 
ten negiert“, das war für den Minister¬ 
präsidenten-Anwärter einfach zu stark. 
Dass Ramelow nicht bereit ist, der an¬ 
tikommunistischen Hetze etwas ent¬ 
gegenzusetzen, dürfte spätestens nach 
den letzten Wochen niemanden über¬ 
raschen. Dass ihm dazu nichts anderes 
einfällt, als an den Glaubensbruder an 
der Spitze des Staates zu appellieren, 
ist nur eine neue Blüte auf dem Weg 


der Linkspartei in „Regierungsverant¬ 
wortung“. 

Einige Köpfe der Linkspartei tra¬ 
ten nun die Flucht nach vorn an: Die 
Linkspartei habe für staatssozialis¬ 
tischen Sünden der Vergangenheit 
nachhaltig Buße getan - aber andere 
nicht! Die CDU hat sich die Ost-CDU 
einverleibt - ohne die Beteiligung der 
„Blockflöten“ an den „Verfehlungen 
und Verbrechen einer Diktatur“ aus¬ 
reichend aufzuarbeiten! „Die Verant¬ 
wortung für ihre Geschichte hat die 
CDU bisher nicht im selben Maße 
übernommen, wie sie dies ständig von 
der Linkspartei einfordert“, verkündete 
der Chefredakteur des Neuen Deutsch¬ 
lands in einem Kommentar. 

„Nicht herabwürdigen“ 

Führende Kräfte der Linkspartei haben 
in den Debatten um die Thüringer Lan¬ 
desregierung wieder einmal bewiesen, 
dass sie bereit sind, dem herrschenden 
DDR-Bild zuzustimmen und damit 
auch den vorgegebenen Rahmen für 
Veränderungen innerhalb des Kapita¬ 
lismus anzuerkennen. Ihre Wähler im 
Osten finden das nicht immer gut. Sie 
identifizieren sich vielleicht nicht mit 
dem Arbeiter-und-Bauern-Staat, mit 
dem gesellschaftlichen Eigentum an 
Produktionsmitteln und mit der Plan¬ 
wirtschaft. Aber sie identifizieren sich 
mit ihrer eigenen Biographie, mit ihrem 
Leben in der DDR, mit ihren Leistun¬ 
gen in dieser Gesellschaft. Viele, gera¬ 
de ältere Mitglieder und Wähler der 
Linkspartei im Osten fühlen sich durch 


die Verbeugungen ihrer Parteiführung 
vor dem verordneten Geschichtsbild 
um ihre Lebensleistung betrogen. In 
der Linkspartei gibt es Kritik am Kurs 
der Thüringer Parteiführung. Dieser 
Widerspruch führt zu merkwürdigen 
Formulierungen wie in der Erklärung 
zum „Unrechtsstaat“ mit den mögli¬ 
chen Koalitionspartnern: Die DDR 
als Unrechtsstaat zu bezeichnen, „ist 
nicht gleichbedeutend mit der Herab¬ 
würdigung von Biographien, allerdings 
hat sich jedes Leben in der DDR eben 
dort abgespielt und nicht im luftleeren 
Raum. Wir müssen die enge Sichtwei¬ 
se, hier Täter - immer gleichbedeutend 
mit einer Zusammen- oder Mitarbeit 
im Ministerium für Staatssicherheit - 
und dort Opfer, die nur Opfer sind, 
wenn sie z.B. inhaftiert waren, erwei¬ 
tern. Vielmehr geht es um eine konse¬ 
quente und schonungslose Aufarbei¬ 
tung der Alltagsdiktatur.“ Eine erwei¬ 
terte Sichtweise, in der vielleicht auch 
Opfer war, wer nicht im Knast geses¬ 
sen, und vielleicht auch Täter, wer kein 
IM war, aber in jedem Fall: Eure Le¬ 
bensleistung greifen wir nicht an! 

ln den Dreck 

„Die Erklärung zum Unrechtsstaat 
zeigt mir, zeigt mir, dass ,Die Linke 4 
das Lebenswerk vieler Genossen nicht 
nur nicht achtet, sondern in den Dreck 
zieht“, erklärt ein Genosse, der vor über 
45 Jahren aus Überzeugung in die SED 
eingetreten ist, gegenüber UZ. Nun hat 
er die Linkspartei verlassen. Auch bei 
den linken Kritikern der Linkspartei 


gibt es Stimmen, für die eine solche 
Würdigung der eigenen Lebensleis¬ 
tung im Mittelpunkt steht. Das ist eine 
verständliche Reaktion auf Wessi-Ar¬ 
roganz und Benachteiligung von DDR- 
Bürgern - und es ist richtig: Der So¬ 
zialismus in der DDR - mit all seinen 
Schwächen und Fehlern - war nicht 
das Werk einer Gruppe alter Männer 
im Politbüro, die das Kommando über 
die ganze Gesellschaft ausübten. Mil¬ 
lionen Menschen trugen mit ihrer Ar¬ 
beit, ihrem Wissen, ihren Erfahrungen 
dazu bei, dass der kleinere deutsche 
Staat trotz schwieriger Ausgangsbedin¬ 
gungen in 40 Jahren große Leistungen 
vollbringen konnte. Diese Lebensleis¬ 
tung nicht unter der Propaganda von 
notwendiger U nternehmerkonkurrenz 
untergehen zu lassen ist nötig, und es 
zeigt, dass die DDR nicht das Gefäng¬ 
nis war, für das wir sie halten sollen. 

Aber es reicht nicht aus. Die Le¬ 
bensleistung der Beteiligten in den Mit¬ 
telpunkt zu stellen, birgt die Gefahr, ein 
nostalgisches Bild der DDR zu zeich¬ 
nen. Das mag für ältere Menschen im 
Osten attraktiv sein, eine Zukunftsper¬ 
spektive bietet es nicht. Für uns geht 
es darum, die Fehler der DDR und da¬ 
mit uns selbst zu kritisieren, zu zeigen, 
welche Zwecke die Mainstream-Propa¬ 
ganda verfolgt und deutlich zu machen: 
Die Debatte um die Geschichte ist eine 
Debatte um die Zukunft. Und die muss 
sozialistisch sein - auch 25 Jahre nach 
der angeblichen friedlichen Revolution 
in dem angeblich freien und wiederver¬ 
einigten Deutschland. Olaf Peters 


„ln der Schule heißt es: 
Das stimmt nicht.“ 

Wie wirkt die Anti-DDR-Propaganda unter Jugendlichen? 



Ein Jahr nach dem Mauerfall: Kali-Kumpel in Bleicherode kämpfen um ihre 
Arbeitsplätze und sperren eine Bahnlinie. 


DDR - geht es um Nostalgie? 


Diana Kummer (28) ist aktiv in der 
SDAJ. Sie hat an der Broschüre „Ein 
anderes Deutschland war möglich - 
wir, die DDR und eine Zukunft ohne 
Kapitalismus “ die zum Jahrestag der 
DDR-Gründung erschien, mitgear¬ 
beitet. 

UZ: Du kommst aus Sachsen und bist 
nach dem Ende der DDR aufgewach¬ 
sen. Um eine Ausbildung zu finden, bist 
du in den Westen gegangen. In diesem 
Jahr herrschen in der ehemaligen DDR 
25 Jahre „ Freiheit“ Freust du dich da¬ 
rüber? 

Diana Kummer: Ob das Freiheit ist, 
ist die Frage. Aus dem Heimatort weg¬ 
zuziehen, seine Freunde zu verlassen, 
um eine Arbeit zu finden - ist das Frei¬ 
heit? Meine Verwandten wohnen fast 
alle noch dort. Fast alle haben keinen 
Job, wollen da aber auch nicht weg, weil 
es halt die Heimat ist. Die Generation 
meiner Mutter - Tanten, Onkel - sagen 
alle, früher war es besser. Die haben 
seitdem keinen Job und leben größten¬ 
teils von Hartz IV. Das deprimiert die 
ziemlich, die haben in der DDR auch 
eine qualifizierte Ausbildung bekom¬ 
men. Da ist schon ein positives Bild 
der DDR - noch stärker als Anfang 
der 90er Jahre. 

UZ: Wie haben deine Verwandten denn 
damals auf die Entwicklung reagiert? 

Diana Kummer: Das waren keine Mon¬ 
tagsdemoleute. Aber es war schon Ge¬ 
sprächsthema: Was bewegt sich da? 
Damit, dass die DDR zusammenstürzt, 
haben sie nicht gerechnet. Sie haben 
gedacht: Vielleicht ergibt sich eine Rei¬ 
sefreiheit daraus, oder vielleicht wird 
dies gelockert oder das, aber dieser Un¬ 
tergang, das hat die schon ganz schön 
überrumpelt. 

UZ: Und die Jugendlichen in deinem 
Heimatort? Wie sehen die die „ Wende“? 

Diana Kummer: Ich bin nun schon ein 
paar Jahre da weg, aktuell kann ich das 
nicht genau sagen. Vor ein paar Jahren 


war es so, dass die Leute aus meiner 
Generation der DDR nicht unbedingt 
negativ gegenüberstanden - keine 
Kohle, keine Ausbildung, und von den 
Eltern wusste man halt - die sind je¬ 
des Jahr in den Urlaub gefahren, hat¬ 
ten ihre Arbeit, also, da war schon ein 
positives Bild der DDR. 

UZ: In der Schule bekommt man aber 
etwas anderes erzählt... 

Diana Kummer: Meine Schwester lernt 
ganz andere Sachen in der Schule über 
die DDR als ich. Sie ist sieben Jahre 
jünger - und die hört nur vom angebli¬ 
chen Unrechtsstaat DDR. Sie hat nicht 
mehr die alten DDR-Lehrer, die auch 
mal aus ihrer Jugend erzählt haben, 
die lernt nur: Keine Freiheit, und kei¬ 
ner durfte raus. 

UZ: Wie passt das zusammen - die Er¬ 
zählungen in der Familie und die Inhal¬ 
te im Unterricht? 

Diana Kummer: Es gibt keine Antwor¬ 
ten mehr darauf, was die DDR war und 
was sie für die Menschen bedeutet hat. 
Du kommst mit diesen Fragen nach 
Hause, und die Mutter erzählt dir: So 
war es. Und dann geht’s in die Schule, 
und da heißt es: Das ist falsch, das war 
so nicht, das stimmt nicht, da haben die 
dir Lügen erzählt. 

UZ: Wie nehmen deine Verwandten und 
Bekannten diesen Widerspruch wahr? 

Diana Kummer: Die Generation mei¬ 
ner Eltern ärgert sich darüber total. Die 
sagen: Klar gab es Leute, die 89 auf die 
Straße gegangen sind, aber das war 
nicht der Großteil. Klar gab es Prob¬ 
leme in der DDR, aber das hätte man 
im Rahmen der DDR lösen können. 
Und darüber ärgern sie sich - als hät¬ 
te es nur die Montagsdemos gegeben. 
Die Jüngeren sind verwirrt: Eltern und 
Großeltern erzählen das eine, die Leh¬ 
rer und das Fernsehen das andere - 
was soll man da glauben? Ich und mei¬ 
ne Schwester glauben da eher das, was 
meine Mutter erzählt. Ich weiß ja auch 


noch aus eigener Erinnerung, dass es 
für sie auch als Berufstätige kein Pro¬ 
blem war, mich aus dem Kindergarten 
abzuholen und so, dass war alles easy. 

UZ: Und Jugendliche im Westen? Die 
bekommen in ihren Familien solche Er¬ 
fahrungen ja fast nie mit. 

Diana Kummer: In meinem Umfeld 
und in dem, was ich aus der SDAJ mit¬ 
bekomme, gibt es bei vielen ein grund¬ 
sätzliches Interesse an der DDR und 
die Frage: War das wirklich so, wie es 
in der Schule gelehrt wird? Auch im 
Westen sehen viele eine Diskrepanz 
zwischen dem, was man vorgesetzt 
bekommt, und dem Bild, das ent¬ 
steht, wenn man selbst nachfragt. Sol¬ 
che Fragen wie die der Bananen sind 
auch in solchen Gesprächen nicht das 
Entscheidende, wenn es um die DDR 
geht. 

UZ: Die SDAJ hat die Jahrestage der 
DDR-Gründung und des Mauerfalls 
zum Anlass genommen, eine Broschü¬ 
re herauszugeben und Veranstaltungen 
durch zu führen. Gibt es an so etwas 
überhaupt ein Interesse unter Jugend¬ 
lichen? 

Diana Kummer: Zuerst mal: Wir set¬ 
zen uns nicht nur zum Jahrestag mit 
der DDR auseinander. Wir führen seit 
Jahren Diskussionen um diese Fragen, 
und ein Ergebnis davon ist eben auch 
diese Broschüre. Die Auflage der Bro¬ 
schüre, die wir ursprünglich beschlos¬ 
sen hatten, ist jetzt schon vergriffen. 
Wir drucken jetzt eine fünfmal höhere 
Auflage nach, weil das Interesse so groß 
ist. Das ist ein großer Erfolg. Die Ver¬ 
anstaltungen, die bisher stattgefunden 
haben, waren recht gut besucht. Und es 
wird noch weitere geben. Wir machen 
die Erfahrung: Wenn wir die Diskussi¬ 
on um die DDR führen, ohne in Nost¬ 
algie zu verfallen und ohne Probleme 
und Fehler zu beschönigen, dann sind 
wir auch in der Lage, der antikommu¬ 
nistischen Propaganda etwas entgegen¬ 
zusetzen. 

Das Gespräch führte Olaf Peters 


Was die Herrschenden manchmal zum 
Vorbild macht ist ihr Klassenbewusst¬ 
sein. Das gilt auch für die DDR-Debat- 
te. Es hat für sie nichts mit Nostalgie 
zu tun, wenn sie darüber lamentieren, 
dass bislang die Verteufelung der DDR 
nicht ausreichend gelungen ist. Es hat 
keineswegs ausschließlich mit einer 
Geschichtsdebatte zu tun, wenn es so 
wichtig ist die ideologischen Koordi¬ 
naten der Linkspartei zu verschieben, 
indem man den Kotau des „Unrechts¬ 
staates DDR“ als Vorbedingung zur 
Bescheinigung der Regierungsfähig¬ 
keit macht. Aus Sicht der Herrschen¬ 
den durchaus nachvollziehbar. Denn 
mit der Mitverwaltung ihrer Herrschaft 
kann natürlich niemand betraut wer¬ 
den, bei dem man immer noch den Ver¬ 
dacht haben muss, dass er es für legitim 
hält, die Herrschaft der Herrschenden 
in Frage zu stellen. Und um nicht we¬ 
niger geht es. 

Am Ende war der Sozialismus in 
Europa zu schwach, er konnte vom 
Kapitalismus überrannt werden. Über 
die Ursachen diskutieren wir nach wie 
vor und geben auch erste Antworten. 
Wir sagen aber auch, dass es diesem 
Sozialismus, der am Ende zu schwach 
war, gelungen ist, den Imperialismus 
in vielen Jahren zum Frieden zu zwin¬ 


gen und Bedingungen zu schaffen, die 
vielen Völkern die nationale Befreiung 
ermöglichte. Wir erinnern daran, dass 
es diesem Sozialismus, der am Ende zu 
schwach war, gelungen ist sich als „un¬ 
sichtbarer Partner“ bei Tarifverhand¬ 
lungen in der Bundesrepublik mit an 
den Tisch zu setzen und damit zur Ver¬ 
besserung der ökonomischen Lage der 
Arbeiterklasse beizutragen. Diese Er¬ 
kenntnisse stellen für die Herrschen¬ 
den aber eine Gefahr dar und zwar für 
die Zukunft. 

Wer eine differenzierte, aber von 
den Interessen der Beherrschten gelei¬ 
tete Analyse der Stärken und Schwä¬ 
chen des Sozialismus in der DDR will. 
Wer aus der erfolgreichen Konterre¬ 
volution Schlüsse ziehen will, um es 
beim nächsten Mal besser zu machen, 
der kommt nicht darum herum, dass er 
sich prinzipiell auf die Seite der DDR 
stellen muss. Ja, sie war die größte Er¬ 
rungenschaft der Arbeiterbewegung in 
Deutschland. 

Die Debatte um die DDR, die Nut¬ 
zung der Jahrestage, die Lüge vom 
„Unrechtsstaat DDR“ hat nichts mit 
Nostalgie zu tun, es geht um die Ge¬ 
genwart und die Zukunft, für die Herr¬ 
schenden und die Beherrschten. 

Patrik Köbele 
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Ich höre auf zu leben, 
aber ich habe gelebt 
Goethe 



Unser Freund und Genosse 

Andreas Balke 

11.5.1956-18.10.2014 

ist tot. 

Wir schätzten Andreas als einen empfindsamen, freundlichen und 
lebenslustigen Menschen. Er war vielseitig interessiert und be¬ 
gabt, war als Buchhändler, im sozial-pflegerischen Bereich und als 
Schauspieler tätig. 

Seine Liebe galt der Literatur. Gerne erinnern wir uns daran, dass 
er Freundinnen und Freunden aus seinem Archiv ein besonderes 
Buch, eine Broschüre oder ein historisches Flugblatt mitgebracht 
hat, um damit zum Lesen und Nachdenken anzuregen. 

40 Jahre lang gehörte Andreas zu den aktiven Mitgliedern der DKP 
in Münster. In den 90er Jahren war er maßgeblich an der Neugrün¬ 
dung der WN-BdA in Münster beteiligt. In vielen Initiativen war 
er anerkannt und beliebt, unter anderem im „Freundeskreis Paul 
Wulf“ und der Aktion „Holt die Bücher aus dem Feuer“. 

Wir konnten Andreas nicht bewegen, bei uns zu bleiben, und 
werden ihn sehr vermissen. 

Die Trauerfeier findet am Freitag, den 14.11.2014 um 13.00 Uhr in 
der Trauerhalle des Waldfriedhofs Lauheide in Münster statt. 


DKP Münster 
WN-BdA Münster 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68.51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-Mebknecht-schule.o r g 
www. karl-l i ebkn ech t-sch u I e.c rg 


Sa / So, 29. / 30. November 2014 

„Die Gründung der KPD - Wendepunkt in der Geschichte 
Deutschlands und der deutschen Arbeiterbewegung.“ 
mit Prof. Anton Latzo, Leiter der Geschichtskommission der DKP 

Sa / So, 13. / 24. Dezember 2014 

„Kunst - Musik - Literatur“ Wochenendseminar zu Kunst und 
Marxismus 

mit. u.a. Kai Degenhardt 



r -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

<_ j 


„ Was wir bergen in den Särgen ist der Erde Kleid, 
was wir lieben ist geblieben, bleibt in Ewigkeit. “ Goethe 

Zum 5ten Todestag von 

NINA 

*1.12.88 111.11.09 

Traurig sind wir weil Du uns verlassen hast und eine sehr 
große Lücke entstanden ist, die sonst keiner füllen kann. 

Glücklich sind wir, weil Du da gewesen bist und Du in 
dieser Zeit uns viel Freude, Erlebnisse und weiterhin ganz 
viel Erinnerungen hinterlassen hast. 

Deine Mama und alle Freunde 


..dass Auschwitz nicht noch einmal sei 


Neue Medien 
Neue Generationen 
Altes Thema?! 


Neuverhandlungen 
des Holocaust 

Konferenz - Lesung - Konzert 


Esther ßejarano Vümrrende Auvhwvrz-KiMiiitipp 
Lesung am Abend aus Erinnerungen' 


b 


Kerstin Frieden 

Jakob Smigla-Zywocki Kinarikgr 


IngD ZimmErmann Pädagoge 

Herbert Sdiui Otoflom 



Esther Bejarari^ 

Sf ii ■ 

Mkrophcme Mafia 


Sonntag, 9.11.2014 Bennohaus, Befinustr. 5, Münster 

Kjanfarwiz: 12* Uhr, Eintritt frei. Konzert: IG^Uhr, Enlritt 12c /10c (ermäßigt} 

Infos: wvw.mgenster.wn-bda.de & www. wgLmunsEer.de & Facebook 
Veranstalter: WN-BdA Müflsteit Gr&duate Scbool Practica* of Liieraiuie wwu 
Mit Unterstützung von: FIM, Katholische Hochschule NftW, RLS NRW 


Solidarität mit Kobane 

Was die Menschen in Kobane verteidigen. 

Die Revolution von Rojava und das Modell 
der Demokratischen Autonomie 

Informationsveranstaltung 

mit zwei kurdischen Aktivistinnen: 

Hazina Ost, Mitglied der PYD und 
Beteiligte am Aufbau des Projekts 
Rojava und Melike Yasar, Mitglied 
der internationalen Vertretung der 
kurdischen Frauenbewegung 

Donnerstag, den 20. November 2014, Konstanz, 
Kulturzentrum am Münster, Wolkenstein-Saal, 19 Uhr. 

Eine Veranstaltung des Kreisverbandes der Partei 

DIE LINKE und der DKP Bodensee-Hochrhein 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

v_✓ 


Was, lieber Eddy, 
wären wir 
ohne Dich? 

Unser Freund und Genosse 

Edgar Reusch 

wird am 7. November 60 Jahre alt. 

Dein lebenslanger Einsatz für unsere Sache ist uns stets 
ein Vorbild. Dafür verdienst Du unser aller Dank und hohen 
Respekt. Nie hast Du den Mut sinken lassen! 

Wir sind stolz auf Dich und wünschen Dir Glück, Gesundheit und 
ein langes Leben! 

Deutsche Kommunistische Partei 
Schweinfurt-Haßberge 


Wer die Welt verändern will 
Muss sie erkennen 
Wer Kraft entfalten will 
Muss sich organisieren. 

In diesem Sinne, lieber 

Carsten Sixt 

wünschen wir Dir zu Deinem 

50. Geburtstag am 7. November 

alles Gute und vor allem Gesundheit! 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP Unterfranken 




Hamburg: Grüner Saal, Im Grünen Grunde 1 
U IS Ohlsdorf 

Veranstalter: Willi-Bredel-GeSeilschaft 
Geschichlswerkslatt e,V. 
www.Bredel g esellschafl.de 



eno&summ/ 


und 


fenas&m/, 


Der Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen möchte die Seniorinnen und 
Senioren der DKP unseres Bezirkes zu einem Treffen am 29. November 
2014 um 15 Uhr in die Hoffnungstraße 18, Essen herzlich einladen. 


Wir möchten mit diesem Treffen unsere Anerkennung und unseren 
Dank für Euren jahrzehntelangen Kampf in und mit der Kommunisti¬ 
schen Partei aussprechen. 


Für Getränke, Kuchen und Musik ist gesorgt. 
Gemeinsam kämpfen - gemeinsam feiern! 

Anmeldung erbeten unter Tel.: 0201 225147 

Euer Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen 
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Aktionstasche 

Motiv „uz -unserezeit 

Gepolstert, mit Schulterriemen, 

Vier separate Fächer, zum Teil 

mit Reißverschluss 
Größe: 40 x 34x11 cm 



Neue Motive! 
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Wortwahl zurückweisen 

Betr.: Interview mit Mischa 
Aschmoneit, UZ vom 31.10.2014, S. 8 

Man mag Entstehen, Zusammenset¬ 
zung und Charakter der „Interventio¬ 
nistischen Linken“ unterschiedlich be¬ 
urteilen. Der vom Fragesteller gewählte 
Vergleich, „aus mehreren Leichenteilen 
wieder einen lebendigen Körper zu for¬ 
men“, hat in einem Dialog unter Linken 
nichts, aber auch gar nichts zu suchen. 
Die Frage, ob die Ignoranz des Fra¬ 
gestellers erschreckender ist als seine 
Arroganz empörend, möchte ich nicht 
beantworten. In jedem Fall zwingen 
mich Gründe der eigenen politischen 
Selbstachtung und nicht zuletzt meine 
45 Jahre der Parteizugehörigkeit zu ei¬ 
ner entschiedenen Zurückweisung die¬ 
ser Wortwahl. 

Raimund Emst , Münster 

Warum hast Du noch keine 
Friedenstaube an Deinem Auto? 

Das Kriegsgetümmel und damit das 
Massenmorden geht in vielen Teilen 
der Welt weiter. Überall fragen sich die 
Menschen (wir auch!): Kann man denn 
gar nichts dagegen tun? Klar ist: Mit 
Waffengewalt kann man keine Kriege 
stoppen. Aber wir können immer und 
überall zeigen, dass wir den Krieg ab¬ 
lehnen. Zum Beispiel mit einer blauen 
Friedenstaube am Auto, am Rollator, 
am Briefkasten. Und das tun immer 
mehr Mitbürger. Fast 3 000 Friedens¬ 
tauben haben schon von mir den Weg 
zu Kriegsgegnern gefunden. Das ist 
toll... 

Aber als ich kürzlich mit dem Auto 
von NRW an die Ostsee und zurück 
fuhr, habe ich auf über 1 000 Kilome¬ 
ter keine einzige Friedenstaube am 
Auto gesehen. Das bedeutet: Noch ist 
der durch blaue Tauben ausgedrück¬ 
te Friedenswille „unterbelichtet“. Wir 
müssen noch viele blaue Täubchen un¬ 
ter die Leute bringen. 

Und das ist nach wie vor ganz einfach: 
Gegen 1 Euro (pro Aufkleber/auch per 
Briefmarken) übersende ich Euch die 
blauen Friedenstauben 
Meine Anschrift ist wie immer: Klaus 
H. Jann, Düsseler Straße 16,42 489 Wül¬ 
frath oder auch Mail: JannRORE@t- 
online.de. 

Klaus H. Jann, Wülfrath 

Gauck zur Bildung der Landes¬ 
regierung in Thüringen 

Gauck äußerte im TV „Zweifel an der 
demokratischen Zuverlässigkeit der 
Linkspartei“. 

Ich habe angesichts der brachialen 
Einmischung in das politische Tages¬ 
geschäft Zweifel an der Eignung des 
Herrn Gauck als Bundespräsident. 

Gauck sagt: „Naja,Menschen, die 
die DDR erlebt haben und in mei¬ 
nem Alter sind, die müssen sich ganz 


schön anstrengen, um dies zu akzep¬ 
tieren.“ 

Na ja, Menschen, die die ehemalige 
BRD mit ihrem Antikommunismus als 
Staatsräson erlebt haben und in mei¬ 
nem Alter sind, die müssen sich ganz 
schön anstrengen, um diesen antikom¬ 
munistischen verbalen Amokläufer zu 
tolerieren. 

Gauck stellt die rhetorische Frage: 
„Ist die Partei, die da den Ministerprä¬ 
sidenten stellen wird, tatsächlich schon 
so weit weg von den Vorstellungen, die 
die SED einst hatte (...)?“ 

Ich frage: Ist Gauck schon so weit 
weg von den Vorstellungen, die sein 
Vater einst hatte, der (laut online-Le- 
xikon) als NSDAP-Mitglied seit 1934 
als Offizier der faschistischen Besat¬ 
zungsarmee im Polnischen in Gdynia 
tätig war? 

Heinz-W. Hammer ; Essen 

Von blindem Hass getragen 

Mit jedem emotionalen Ausbruch bleibt 
sich der Präsident der Herzen treu. Es 
sind nicht etwa nur zahllose Fettnäpf¬ 
chen, die er wie manch anderer auf po¬ 
litischem Parkett nicht auszulassen ver¬ 
mag. Wie und wer könnte noch leugnen, 
dass er von blindem Hass getragen ist? 
Dabei ist es nicht nur, dass er sein po¬ 
litisches Amt dafür missbraucht und 
Grenzen überschreitet. Ein ums ande¬ 
re Mal setzt er mit Aussagen, wie jetzt in 
Diffamierung von vielen Wählern und 
Gewählten gerade das in Zweifel und 
beweist die ganze Heuchelei um Begrif¬ 
fe wie Freiheit und Demokratie, die er 
selbst so gern und viel zu beschreiben 
sucht. Es sind beinahe Lehrstunden, 
die uns beständig geboten werden, was 
wir unter den hohen Werten wirklich 
verstehen dürfen und wie wundersam 
jede Freiheit und Demokratie zustande 
kommen kann, die ein Volk und Völker 
in Vergangenheit und Gegenwart nie 
gewollt haben. Insofern auch mal Dan¬ 
ke an den Bundespräsidenten und alle 
christlich geprägten Regierenden, die 
seine Meinung immer mittragen. Man 
fühlt sich direkt um Jahrhunderte zu¬ 
rückgesetzt in die Voraufklärungszeit - 
nicht nur 25 Jahre zurück. 

Roland Winkler ; Aue 

Aus dem Herzen gesprochen 

Betr.: „Richter regeln die Rüstung“ 
UZ vom 31.10.2014, S. 4 

Es ist ein Beitrag, der mir aus dem 
Herzen spricht, denn es ist die Wahr¬ 
heit. Journalistisch gekonnt ist er für die 
Bundesregierung entlarvend und für 
das höchste deutsche Gericht beschä¬ 
mend. Da waren vor über 100 Jahren 
unsere Alt vorderen schon weiter. Be¬ 
reits 1893 beschäftigte sich Friedrich 
Engels mit dem Problem: Kann Euro¬ 
pa abrüsten? 

Seine glänzenden Analysen über die 
Kriege in Europa und im Orient führ¬ 
ten zu dem Schluss, dass Europa abrüs¬ 


ten kann und muss. Er sagte ansonsten 
eine Katastrophe voraus und beschrieb 
diese auch im Detail. 

Und genau so kam es. Mit dem 1. 
und 2. Weltkrieg, verursacht durch den 
preußischen Militarismus sowie den 
deutschen Faschismus und seine Mo¬ 
nopole, führte der Weg in ein verhee¬ 
rendes Völkermorden. 

Heute ist die EU Trägerin des Frie¬ 
densnobelpreises, aber Europa rüstet 
weiter auf und die BRD mischt im Rüs¬ 
tungsexport an dritter Stelle der Welt 
liegend tüchtig mit. 

Da kann ich nur hoffen, dass die 
Partei „Die Linke“ bei ihrem strikten 
„Nein“ zu Rüstung und Waffenexpor¬ 
ten bleibt. 

Hans Linke, Suhl 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 
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Damit Ihre Stimme zählt 


Aufkleber zu Strompreisen 

Leider hat sich zum Bestellen der Plaka¬ 
te bzw. Aufkleber zu Sprompreiserhöhun- 
gen (letzte Ausgabe der UZ, Seite 1) ein 
Schreibfehler eingeschlichen. Die richtige 
e-mail-Adresse lautet: arno.grieger@dkp- 
reinheim.de. 

Die Redaktion 


Spendet für das 
UZ-Pressefest 2014! 

Das Pressefest-Konto: 
DKP Parteivorstand, 
Kto.-Nr. 400 248 7501 
bei der 

GLS Bank Bochum, 
BLZ 430 609 67. 


termine@unsere-zeit.de 


fr ★ 7. NOV 


Oldenburg: „Vom Maidan in den Bürger¬ 
krieg - Die Ukraine am Abgrund.“ Die Jour¬ 
nalistin Susann Witt-Stahl berichtet aus Kiew, 
Charkow, Slawjansk und Donezk. Veranstal¬ 
tung der DKP mit Unterstützung der Partei „Die 
Linke“, Kreisverband Oldenburg. Büro der 
Partei „Die Linke“, Kaiserstraße 19,19.30 Uhr. 

Bielefeld: „Industrie 4.0“ .Veranstaltung der 
DKP 0WL mit Uwe Fritsch, Betriebsratsvor¬ 
sitzender im VW-Werk in Braunschweig und 
Mitglied des Parteivorstands der DKP. Bür¬ 
gerwache am Siegfriedplatz, Rolandstraße 
16,19.00 Uhr._ 

Regensburg: „Imperialistische Kriegspo¬ 
litik, aktuelle Gefahren, Anforderungen an 
Partei und Friedensbewegung“, Mitglieder¬ 
versammlung DKP mit Hans Peter Brenner. 
Büro „Die Linke“, Obermünsterstraße 5, 
19.00 Uhr._ 

München: Infostand der DKP zur Europäi¬ 
schen Bürgerinitiative gegen TTIP. Rosenhei- 
merplatz, 16.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 

Münster: „Neuverhandlungen des Holo¬ 
caust“ , Konferenz und Kulturveranstaltung 
derVVN-BdA mit Ester Bejarano, Auschwitz- 
Überlebende, Dr. Kirstin Frieden, Kulturwis¬ 
senschaftlerin, München, Jakob Smigla-Zy- 
wocki, Prof. Dr. Ingo Zimmermann, Pädago¬ 
ge, Katholische Hochschule NRW, Abteilung 
Münster und Prof. Dr. Herbert Schui, Pro¬ 
fessor für Volkswirtschaftslehre (emerit.), 
Hamburg. Bennohaus Münster, Bennostraße 
5,12.00 Uhr. Eintritt Kulturveranstaltung ab 
19.00 Uhr Esther Bejarano und die Micro- 
phone Mafia, Konzert Quijote 20.00 Uhr: Vor¬ 
verkauf 10,00 Euro, Abendkasse 12,00 Euro. 


SA ★ 8. NOV 


Wuppertal: „Krise der Kunst und marxisti¬ 
scher Kunstbegriff“. Seminar mit Prof. Tho¬ 
mas Metscher und Prof. Richard Sorg, Ham¬ 
burg. Veranstalter: DKP Kulturkommision und 
Marx-Engels-Stiftung. Alte Feuerwache, Ga- 
the 6,10.30 Uhr bis 17.30 Uhr. 


SO ★ 9. NOV 


Bad Cannstatt: Gedenkveranstaltung des 
„Bündnis zum Gedenken an die Pogrom¬ 
nacht in Bad Cannstatt“. Platz der ehemali¬ 
gen Cannstatter Synagoge, 15.00 Uhr. 


MO ★ 10. NOV 


Bremen: „Gedenken an die Pogromnacht vor 
76 Jahren“, Mahnwache mit anschließen¬ 
dem Gedenkgang. Ehemaliges jüdisches Al¬ 
tenheim, Gröpelinger Heerstraße 167,17.00 
Uhr. 


Ml ★ 12. NOV 


Bad Kreuznach: „Solidarität mit den Kurden 
von Rojava“, ein Augenzeuge berichtet aus 

Kurdistan. Veranstaltung der DKP. Was- 
sersümpfchen 23,19.00 Uhr. 

Fellbach: Mitgliederversammlung der DKP 
Rems-Murr. Lokal zom Schiller, Schillerstra¬ 
ße 24,18.00 Uhr. 


DO ★ 13. NOV 


Krefeld: „Wie werden Flüchtlinge produ¬ 
ziert?“ Öffentliche Mitgliederversammlung 
der DKP Linker Niederrhein mit Stefan 
Natke, Verantwortlicher für Flüchtlingspo¬ 
litik beim Landesvorstand der DKP Ber¬ 
lin. Brauhaus Wienges, Neußer Straße 55, 
19.30 Uhr._ 

Düsseldorf: „25 Jahre Mauerfall - und die 
Folgen“. Öffentliche Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Düsseldorf mit Hermann Kopp. 
Bürgerhaus Bilk, Himmelgeisterstraße 107, 
Raum 116/117,19.00 Uhr._ 

Essen: „Praktische Kuba-Solidarität vor 
Ort - Freiheit für die Miami 5!“ Öffentliche 
Mitgliederversammlung der Freundschafts¬ 
gesellschaft BRD-Kuba e.V. Gaststätte Lin¬ 
ker, Oberdorfstraße 34, Nähe Haltestelle He¬ 
lenenstraße, 18.00 Uhr. 


SA ★ 15. NOV 


Saarbrücken: „Nach dem Schlachten¬ 
lärm“ -Auswirkungen und Folgen des 1. 
Weltkriegs in der Großregion Saarland, Mo- 
selle, Luxemburg, Wallonien. Veranstaltung 
der Marx-Engels-Stiftung und Peter-Imandt- 
Gesellschaft mit Beiträgen von Referentln- 
nen aus allen betroffenen Ländern. Stadt¬ 
galerie, St. Johanner Markt, 10.00 Uhr bis 
17.00 Uhr. 


MO ★ 17. NOV 


Minden: „Eine andere Welt ist nötig - Sozi¬ 
alismus als Alternative?“ Veranstaltung der 
DKP Minden mit Heinz Stehr. BÜZ-Mehr- 
zweckraum, Verwaltungsgebäude, 19.30 
Uhr_ 

Köln: Öffentliche Mitgliederversammlung 
der DKP Köln-Kalk. Naturfreundehaus, Ka¬ 
pellenstraße 9a, 19.00 Uhr. 

Aachen: „Hochschulpolitik der DKP“, In¬ 
fostand der DKP Aachen vor dem Super C, 
Templergraben, 14.30 Uhr. 


Dl ★ 18. NOV 


Rostock: Roter Stammtisch von DKP und 
SDAJ Rostock zur DDR. Cafe Maya, Wismar- 
sche Straße 21,19.00 Uhr. 


Ml ★ 19. NOV 


München: „Wachstum begrenzen - Wofür 
und Warum?“ Diskussionsveranstaltung der 
Ostgruppen der DKP München. KommTreff, 
Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 

Veranstaltungen der 
Karl-Liebknecht-Schule der DKP 

Sa/So, 29./30. November 2014 

„Die Gründung der KPD - Wendepunkt in 
der Geschichte Deutschlands und der deut¬ 
schen Arbeiterbewegung.“ mit Prof. Anton 
Latzo, Leiter der Geschichtskommission 
der DKP. 

Sa/So, 13./24. Dezember 2014 

„Kunst - Musik - Literatur“, Wochenendse¬ 
minar zu Kunst und Marxismus mit u.a. Kai 
Degenhardt. 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
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Harald Neubert: 

Europäische 
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ordnung 
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Die letzte Seite 
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Meine progressive Woche 

Vom 25. bis 31. Oktober 


Fotograf der Namenlosen 

Wim Wenders filmt Sebastiäo Salgado 


Dienstag 

Für die baden-württembergischen Steu¬ 
erzahler geht es um ein bis zwei Milliar¬ 
den Euro. Für 41,50 Euro pro Stück und 
4,83 Mrd Euro insgesamt kaufte BaWü 
im Januar 2000 auf Geheiß und Initiative 
des damaligen Ministerpräsidenten Map- 
pus Aktien des Energieversorgers EnBW. 
Das war nach zeitnahen Expertisen der 
Investmentbank Morgan Stanley „more 
than rieh “ mehr als reichlich. Mehr als 
vier Jahre später wissen wir ungefähr wie 
reichlich; die Aktie steht bei 26,30 Euro. 
Das wäre ein Wertverlust - Stand heute - 
von 1,8 Mrd. Euro. 

Zu der damaligen Transaktion, insbe¬ 
sondere zum Verhalten von Herrn Map- 
pus stellte der Landesrechnungshof vor 
zwei Jahren fest „Alternativen zum Kauf 
wurden nicht geprüft. Vor der Kaufpreis¬ 
absprache hat keine ausreichende Wert¬ 
ermittlung des Zielunternehmens stattge¬ 
funden. Die möglichen Risiken wie z. B. 
Werthaltigkeit der Beteiligungen und 
Rechtsrisiken wurden nicht ausreichend 
gewürdigt. Ein Parlamentsvorbehalt wäre 
zwingend erforderlich gewesen.“ 

Natürlich musste die Stuttgarter 
Staatsanwaltschaft Ermittlungen wegen 
des Verdachts aufnehmen, dass Mappus 
der Landeskasse wissentlich Schaden zu¬ 
gefügt habe. Heute wurde das Verfahren 
eingestellt. Mappus habe nur fahrlässig 
gehandelt. Wenn das Herr Hoeness wüss¬ 
te. 

Mittwoch 

„Nach dem Tod von Sambias Präsident 
Michael Sata übernimmt Vize-Präsident 
Guy Scott vorläufig das Amt. Das Be- 


Das ist längst keine Neuigkeit mehr: 
Berlin und Hamburg wollen sich um 
die Olympischen Spiele 2024 oder 2028 
bewerben. Es ist auch keine Neuigkeit, 
dass seit dieser Nicht-Neuigkeit aller¬ 
orts in der Bundesrepublik eifrig ge¬ 
stritten wird. Die einen sind für Olym¬ 
pische Spiele, ganz gleich ob an der 
Spree oder an der Alster, die anderen 
dagegen. Deshalb wäre als erstes zu un¬ 
tersuchen, ob linke Politiker und linke 
Parteien für oder gegen die Spiele sein 
sollten oder dagegen. Das klingt alles 
ein wenig nach einer primitiven Preis¬ 
frage und im Grunde ist es auch eine, 
aber die Befürworter und die Gegner 
sind längst aus den Startlöchern und 
man erwartet allerorts eine Meinung. 
Die DKP hat meines Wissens noch 
keine gravierenden Beschlüsse zu die¬ 
ser Frage gefasst und das dünkt weise. 
Als erstes wäre nämlich festzustellen: 
Olympische Spiele sind ein Friedens¬ 
fest und es kann kaum ein Motiv für 
einen Kommunisten geben, gegen ein 
Friedensfest zu votieren. Was wieder¬ 
um nicht heißt, dass Olympische Spie¬ 
le nicht auch schon missbraucht wur¬ 
den. Als die Faschisten 1936 die Spiele 
benutzten, um unter den fünf Ringen 
den Zweiten Weltkrieg vorzubereiten, 
kämpften Kommunisten wie Werner 
Seelenbinder gegen den Missbrauch 
und opferten in Scharen sogar ihr Le- 
ben im Kampf gegen diese Untat. 

Solche Gefahr droht aus heutiger 
Sicht weder für 2024 noch für 2028. Also 
gäbe es kein triftiges Argument gegen 
die Bewerbung der Spiele zu argumen¬ 
tieren. Der Autor hat keine Mühe zu 
begreifen, dass man es nicht schätzt, 
wenn UZ-Autoren gegen Linke oppo¬ 
nieren, erlaubt sich aber dennoch, die 
Entscheidung der Linken in Berlin ge¬ 
gen die Bewerbung für strittig zu hal¬ 
ten. Würde jemand fordern für saubere 
oder echte Olympische Spielen einzu¬ 
treten oder für solide, wäre das berech¬ 
tigt, aber eine Ablehnung lässt sich nur 
mühsam begründen. Man erinnert sich, 
dass die Berliner Bewerbung um die 
Spiele des Jahres 2000 schlicht skanda¬ 
lös verlief, aber das lag an Berlin und 
nicht an Olympia. Ein kurzer Blick zu¬ 
rück: Der Chef der der Olympia GmbH 
wurde L. Grüttke und zwar mit einem 
Jahresgehalt von 290 000 DM. Ein Anti- 


sondere: Scott wird damit der erste wei¬ 
ße Präsident des afrikanischen Landes - 
allerdings nur für 90 TageSo melden 
es die Tagesthemen online. Bisher war 
Scott der weiße Aufpasser, eingesetzt 
von den Rohstoffkonzernen. Aber ers¬ 
ter weißer Präsident? 

Cecil Rhodes, Premierminister 
der Kapkolonie, war der erste weiße 
Herrscher von Sambia, nachdem er das 
Land 1891 als Nordrhodesien dem bri¬ 
tischen Kolonialsystem einverleibt hat¬ 
te. Aber so ist das heute. Für unseren 
verehrten Bundespräsidenten - und die 
Presse des befreiten Deutschland - hat 
die Geschichte eben erst angefangen, 
als Gauck persönlich und der Rest der 
Menschheit aus dem sozialistischen 
Fegefeuer im Allgemeinen und der 
DDR-Hölle im Besonderen entlassen 
wurden. 

Was ist dagegen schon Kolonialis¬ 
mus und Sklaverei? 

Freitag 

Wir atmen auf, unsere Daten bleiben 
geschützt. Im Zusammenhang mit der 
unsäglichen Maut teilt uns Verkehrsmi¬ 
nister Dobrindt via BLÖD mit: „ Wir 
haben die härtestmöglichen Daten¬ 
schutzregeln in unser Gesetz aufge¬ 
nommen “. 

Wir erinnern uns an das Verspre¬ 
chen von Roland Koch, damals hessi¬ 
scher Ministerpräsident, in der CDU- 
Spendenaffäre: brutaistmögliche Auf¬ 
klärung. Die Ähnlichkeit frappiert. Der 
Unterschied: Koch tat nicht, was er sollte, 
Dobrindt wird tun, was er nicht darf. 

Adi Reiher 


Olympia-Komitee lief in Berlin Amok. 
So musste eine Veranstaltung mit dem 
jetzigen IOC-PräsidentenThomas Bach 
(27. 7. 92) abgesagt werden, weil die Si¬ 
cherheitsbedenken zu groß waren. Man 
bedenke: Keine Sicherheit für ein IOC- 
Mitglied in der Kandidatenstadt. Fahr¬ 
zeuge von Sponsoren wurden abgefa¬ 
ckelt (15. 09. 93). Dem Chef der Wer¬ 
beagentur musste fristlos gekündigt 
werden. Als das IOC-Exekutivkomitee 
zwei Tage in Berlin tagte, mussten 1 500 
Polizisten zu seinem Schutz aufgeboten 
werden. Die Bewerbung hatte allein die 
öffentliche Hand nach Angaben des Se¬ 
nats knapp 56 Millionen Mark gekos¬ 
tet. Diese Zahlen waren umstritten. Die 
Grünen sprachen damals von 250 Mil¬ 
lionen Mark. 

Nun präsentierten der DOSB- 
Präsident Alfons Hörmann und sein 
Generalsekretär Michael Vesper die¬ 
ser Tage die ersten Kostenzahlen für 
die neue Bewerbung. Sie klangen er¬ 
träglich, aber das beantwortete nicht 
die Frage, warum zwei Städte kandi¬ 
dieren und Geld ausgeben müssen. Es 
leben schließlich genügend Olympia¬ 
kundige sowohl in Hamburg als auch 
in Berlin, die ohne enormen Aufwand 
eine sachliche Prüfung der beiden Be¬ 
werber hätte vornehmen können. Das 
IOC hatte an alle Bewerber 13 Fra¬ 
gen verschickt und damit einen Test 
erleichtert. Nun vergehen in beiden 
deutschen Städten durch aufwändige 
Vorbereitungen erst einmal kostspie¬ 
lige Monate, um diese im Grunde sim¬ 
ple Entscheidung zu treffen. Vor der 
Vor-Vor-Entscheidung am 21. März 
will das DOSB-Präsidium über einen 
Vorschlag für eine „grundlegende“ Be¬ 
werbung in der Mitgliederversamm¬ 
lung am 6. Dezember 2014 in Dresden 
befinden. Wer die logische Frage stellt, 
warum fünf Monate vergehen müssen, 
bis man sich darüber einigt, erführe, 
dass politische Entscheidungen in bei¬ 
den Städten auf den Terminplänen der 
nächsten Monate stehen. Was die mit 
der Eignung Olympische Spiele auszu¬ 
tragen zu tun haben könnte, kann nie¬ 
mand beantworten. Also steuert die 
Bewerbung unweigerlich in Richtung 
Bewerbung 2000. Und da wäre energi¬ 
scher Protest fällig. Olympia ja - aber 
nicht so! 


Eine Frau in der Wüste. Dem Sand und 
dem Wind entgegen. Ihr langes Kopftuch 
weht weit nach hinten. Ihre nackten Füße 
im glühenden Sand. Rechts und links 
an der Hand gehen ihre völlig nackten 
Kinder. Alle sind vom Hunger gezeich¬ 
net. Sie besitzen 
buchstäblich nichts 
mehr. Eines der 
Kleinen hält sich 
trostlos seine Hän¬ 
de vor das Gesicht, 
um sich vor dem 
Sand zu schützen. 

Die Mutter mit ih¬ 
ren Kindern vermag 
der kleinen Gruppe 
ebenso verlorener 
Menschen, die vor 
ihnen geht, kaum 
noch zu folgen. Der 
alles beherrschende 
Sand lässt nicht ein¬ 
mal die Fata Mor- 
gana einer Rettung. 

Die ausgezehrten 
Menschen sind dem 
Untergang geweiht. 

Ein archaisches 
Bild bitterer Hoffnungslosigkeit. Mehr 
Grausamkeit ist kaum vorstellbar. 

Es gibt Bilder, die man nie vergisst. 
Sebastiäo Salgado macht solche Bilder. 
Das oben erwähnte stammt aus dem 
Band „Sahel - End of the Road“. Ab 
1979 arbeitete Salgado für Magnum 
Photos (Robert Capa, Henri Cartier- 
Bressons u.a.). Es sind ausgedehnte 
Themenarbeiten, die jahrelang seine 
ganze Energie binden. Ende der 1970er 
Jahre fand man in der brasilianischen 
Region Serra Paleda Gold. Es löst ei¬ 
nen der größten Goldräusche des Jahr¬ 
hunderts aus. Zeitweise bis zu einer 
halben Million „Garimpeiros“ graben 
nur mit Schaufeln und Spitzhacken ein 
120 Meter tiefes, rund 300 Meter weites 
Loch in den Regenwald. Salgado foto¬ 
grafiert, wie immer in ausdruckstarkem 
Schwarz-Weiß, diese vorzeitliche Ge¬ 
sellschaft der brasilianischen Erde ent¬ 
wachsener Glückssucher. Die Bilder 


Nach den Ereignissen um die Hoo¬ 
liganausschreitungen in Köln am 26. 
10. haben Fußballvereine und -fans in 
Deutschland reagiert: Der FC Schalke 
hat Kleidung mit der Aufschrift „HoGe- 
Sa“ (Hooligans gegen Salafisten) im Sta¬ 
dion verboten, der VfL Bochum hat der 
Fangruppe „Brigade“, aus der sich einige 
der Köpfe der Krawalle vom 26.10. re¬ 
krutieren, den Fanclubstatus aberkannt 
und Ultras hingen beim Heimspiel gegen 
1860 München ein Transparent mit der 
Aufschrift „Gegen Stumpfsinn im Na¬ 
men des Fußballs!“ auf. Endlich schei¬ 
nen die maßgeblichen Institutionen im 
deutschen Fußball ein Problem erkannt 
zu haben, das nicht erst seit Ende Okto¬ 
ber (wieder) grassiert: Rechte Hooligans. 

Man konnte es allerdings schon vor¬ 
her sehen, wenn man es denn wollte. In 
mehreren Städten, darunter Aachen, 
Braunschweig und Düsseldorf vertrie¬ 
ben rechte Hooligans antirassistische 
Ultra-Gruppen und Fans gewaltsam 
oder zumindest unter der Androhung 
von Gewalt aus den Stadien, die Vereine 
schauten jedoch in der Regel weg oder 
kritisierten, wie im Fall der Braunschwei¬ 
ger Fanszene, sogar die eigenen Ultras 
für ihre angeblichen Provokationen. Seit 
dem letzten Oktoberwochenende stehen 
die deutschen Vereine allerdings unter 
Zugzwang: Die Bundesliga-Vertreter 
haben, spätestens seit die Liga zu den 
Top-Ligen der Welt (mit entsprechen¬ 
den Einschaltquoten aus dem Ausland) 
gehört, kein Interesse an schlechter Pub¬ 
licity. Deswegen treten viele Vereine erst 
jetzt zu einem Zeitpunkt auf den Plan, 
als das Thema durch die HoGeSa-Demo 
unübersehbar von den Medien aufgegrif¬ 
fen wurde. 

Die Ignoranz vieler Vereine ist die 
Antwort auf die Frage, wie es der Hoo¬ 
liganszene möglich war, innerhalb kur¬ 


gehen um die Welt. Sie werden Teil sei¬ 
ner episch-liebevollen Hommage an die 
arbeitenden Menschen: „Workers.“ Der 
Ökonom Salgado arbeitet sechs Jahre, 
bereist 26 Länder, um dieses grandiose 
Opus zusammenzutragen. 


Nun hat Wim Wenders den zurück¬ 
haltenden Mann hinter der Kamera vor 
die Kamera geholt. „Das Salz der Erde“ 
zeigt die teilweise romantischen, teil¬ 
weise schmerzlich bedrückenden, im¬ 
mer aber wuchtig-expressiven Bilder 
auf großer Leinwand. Der Film erzählt 
aber auch, wer und was hinter den Bil¬ 
dern steckt. Die Geschichte des Foto¬ 
grafen und die der Fotografierten. 

Aufgewachsen im Aufbruch des 
Nachkriegsbrasilien, bleibt für den 
Linken Salgado, wie für so viele ande¬ 
re, nach dem Militärputsch 1964 nichts 
als die Flucht ins Exil. 1969 emigriert 
er nach Paris. Es ist das zweite Gesicht, 
der Mr. Hyde des Kapitalismus, welches 
ihn interessiert. Die Armut, das Elend, 
der Hunger, der Tod. Das, was so gern 
aus den eitel-glitzernden Metropolen 
exportiert wird, weil so etwas das Busi¬ 
ness stört, die bewusstlosen Hiwis von 
Brot und Spielen ablenken könnte. Die 


zer Zeit zwischen 3 000 und 5 000 Leute 
zu mobilisieren. Jetzt ist es die Aufgabe 
von Ultras und Faninitiativen, die Ver¬ 
eine dazu zu drängen, langfristig zu dem 
Thema zu arbeiten: Mit Bildungsarbeit, 
Stadionverboten und dem Support der 
unterstützenswerten Teile der Fanszene. 
Allerdings wird das nicht leicht, denn 
selbst engagierte Antirassistlnnen aus 
dem Fußballumfeld geben zu, dass sie 
den Hooligans im Zweifelsfall unter¬ 
legen sind: Diese haben nach wie vor 
die körperliche Deutungshoheit im Sta¬ 
dion - auch wenn sie sich heute nicht 
mehr auf den Tribünen, sondern in ir¬ 
gendwelchen Wäldern oder auf Wie¬ 
sen schlagen. Das Risiko, bei zu lautem 


imperiale Bewusstseinsindustrie hat 
nicht nur die Kriegsberichterstattung 
monopolisiert, sie formt den Blick auf 
die Welt. Salgado dagegen hat diesen ge¬ 
sichtslos Gelassenen ein Gesicht gege¬ 
ben. Arbeiter, die sich für die „Handvoll 
Reis“ und den Ma¬ 
ximalprofit ruinie¬ 
ren dürfen. Flücht¬ 
linge, die in den 
unzähligen Krie¬ 
gen, die diese Aus¬ 
beutung sichern, 
alles verloren ha¬ 
ben. Todgeweihte, 
die der „Weltge¬ 
meinschaft“ von 
„Freedom and De- 
mocracy“ nicht ein¬ 
mal die „Handvoll 
Reis“ wert sind, die 
namenlos im Sand 
verhungern und 
verdursten mögen. 

Es ist eine er¬ 
greifende Illustra¬ 
tion des „Zeital¬ 
ters der Extreme“ 
(Hobsbawm), sei¬ 
ner brutal-desperaten, verschwiegenen 
und verdrängten Seite. Salgado, gern 
in die Kunstabteilung entsorgt, besteht 
darauf kein Künstler zu sein. Was er 
mache, sei Reportage. Für den, der se¬ 
hen will, eine aufrüttelnde Reportage. 

Afrika, „das andere“ Amerika, Asi¬ 
en sind seit Jahrhunderten „Exportziele“ 
der kapitalistischen Elendsproduktion. 
Salgado zieht es immer wieder dort hin. 
Am 6. April 1994 begannen Hutu-Militär 
und -Milizen damit vermutlich eine Mil¬ 
lion Menschen im Wortsinn brutal abzu¬ 
schlachten. Salgado ist vor Ort. Er doku¬ 
mentiert das Sterben, die Flüchtlinge, die 
in den Urwald, in den Tod Getriebenen. 
Nach diesem traumatischen Erleben ist 
er krank. Sein Körper verweigert sich. Es 
gelingt ihm eine Therapie, die über das 
Individuelle hinaus weist. „Genesis“. Ein 
Buch über die Schönheit des Planeten - 
jenseits des Profitwahns. 

Klaus Wagener 


Widerspruch nicht mehr sicher unter¬ 
wegs sein zu können, ist vielen doch zu 
groß. Und dass sie sich auf den Status 
der Unantastbarkeit beziehen können, 
ist der große Vorteil der Hools. Bleibt 
nur zu hoffen, dass auch an diesem Ruf 
bald gerüttelt wird. Vorbildlich äußerte 
sich hier vor einigen Monaten der Prä¬ 
sident der Frankfurter Eintracht, Peter 
Fischer, in einem Interview mit dem 
Fußballmagazin 11 Freunde (Kaufemp- 
fehlung): „Das braune Pack sollte jede 
anständige Kurve selbstständig aus dem 
Block prügeln. [...] Das haben wir frü¬ 
her so gemacht, das wird in Frankfurt 
heute noch so gemacht, und da bin ich 
stolz drauf.“ Amen. Maurice Böse 


Der rote Kanal 


Achtung! Diese Woche erhöhte Anti- 
Sozialismus-Propaganda (Stichwort 
„Maueröffnung“)) auf fast allen Kanä¬ 
len, aber nichts zur Novemberrevoluti¬ 
on (95. Jahrestag) oder zur Reichspog¬ 
romnacht 

J'accuse - Ich klage an (1/2), F1919 

Ein Klassiker des pazifistischen Films. 
Der zweiteilige Film entstand 1918 
noch auf den Schlachtfeldern von 
Saint-Mihiel bei Verdun und führt in 
eindrucksvollen Bildern die Agonie 
des Krieges vor Augen. Entsprechend 
stark wurde der Film zensiert. Dank 
einer aufwändigen Restaurierung liegt 
der Film nun in einer fast vollständi¬ 
gen Fassung vor. 

Di., 11.11., 23.25-2.15 Uhr, arte 

Ehe im Schatten , D1947 

Einer der großen frühen Defa-Filme. 
„Der Film über die Judenverfolgung 
im NS-Staat hat in seinem erschüt¬ 
ternden Bekenntnis zur Menschlich¬ 


keit über die Jahre hinaus seine ein¬ 
dringliche Kraft bewahrt,“ schrieb der 
Evangelische Filmbeobachter. 

Mi., 12.11., 23.15-0.55 Uhr, rbb 

Fremd im eigenen Land - Sinti 
in Deutschland, D 2014 

„Wir Sinti wollen nicht länger fremd 
im eigenen Land sein“, sagt Ricardo 
Laubinger. Seine Heimat ist Hildes¬ 
heim, wo die Sinti 1407 erstmals ur¬ 
kundlich erwähnt wurden. Die Lau- 
bingers sind seit vielen Generationen 
in dieser Gegend ansässig, „Harz- und 
Heide-Zigeuner“, wie sie sich früher 
nannten. Im Sommer gingen sie auf 
Reisen, um als Händler und Handwer¬ 
ker ihren Lebensunterhalt zu verdie¬ 
nen, auch der 1959 geborene Ricardo 
ging noch hausieren. Mit dem Zustrom 
der Roma aus Südosteuropa sind sie 
neuen rassistischen Angriffen ausge¬ 
setzt. 

Frei., 23.15-0.00 Uhr, wdr 


Olympia ja - aber nicht so! 

Von Klaus Huhn 


„Gegen Stumpfsinn im Namen des Fußballs!“ 

Vereine und Fans reagieren auf rechte Hooligans 



Brasilianische Goldgräber aus Salgados Zyklus „Workers“ 





